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B
ilder, die man lange nicht
mehr gesehen hat: Bei Besich-
tigungsterminen von Miet-
wohnungen bilden sich lange
Schlangen von Interessenten,
Makler und Vermieter haben

die freie Auswahl. Eine Chance hat, wer die
hohen Mieten am ehesten bezahlen und
überzeugend auf gesichertes und ausrei-
chendes Einkommen verweisen kann. Das
Nachsehen haben oft Geringverdiener.
Mietwohnungen werden erstmals seit Jah-
ren in vielen Städten wieder knapp und teu-
er. Dies gilt vor allem für die Großstädte –
und dort besonders für bestimmte, als be-
sonders chic geltende  Stadtviertel. Ganz an-
ders sieht es im Rest der Republik aus. Hier
haben die Mieter die freie Auswahl. Und die
Vermieter müssen um regelmäßige Einnah-
men fürchten.  

Anträge der Opposition Um die drohen-
de Wohnungsnot in den Städten zu be-
kämpfen, haben die Oppositionsfraktionen
SPD (17/12485) und Die Linke (17/12481)
Anträge vorgelegt, über die der Bundestag
am vergangenen Donnerstag erstmals de-
battierte. Darin fordern die Fraktionen un-
ter anderem eine Erhöhung der Städtebau-
förderung  und eine Aufstockung der Kom-
pensationszahlungen des Bundes an die
Länder zur Förderung des Wohnungsneu-
baus. Auch die Programme zur Förderung
der energetischen Gebäudesanierung sollen
erhöht werden. Schließlich setzen sich die
Fraktionen für Änderungen im Mietrecht
ein, damit die Mietsteigerungen auf ein Mi-
nimum reduziert werden. Die SPD legte da-
zu einen eigenen Antrag (17/12486) vor.
Der Vorsitzende der SPD-Fraktion, Frank-
Walter Steinmeier, warf der Regierung vor,
dass sie einen Kahlschlag auf dem Woh-
nungsmarkt verursacht habe. So sei das Pro-
gramm Soziale Stadt „geschlachtet“ worden
und die Regierung habe ein mieterfeindli-
ches Mietrecht durchgesetzt. In den vergan-
genen fünf Jahren hätte sich die Anzahl der
Haushalte verdoppelt, die mehr als 40 Pro-
zent ihres Einkommens für Miete ausgeben
müssten. Nur wenige Leute könnten es sich
noch leisten, in den Zentren der Städte zu
wohnen. Um die Mieten wieder bezahlbar
zu machen, sei ein breites Bündnis für be-
zahlbaren Wohnraum notwendig, forderte
Steinmeier.
„Wir müssen alle an einem Strang ziehen“,
betonte auch Bundesbauminister Peter
Ramsauer (CSU). Er wies auf die äußerst dif-
ferenzierte Entwicklung auf den regionalen
Wohnungsmärkten hin. Dafür gebe es je-
weils unterschiedliche Ursachen. Er sah
aber im Wohnungsbau eine gewisse Trend-
wende, da jetzt wieder vermehrt Bauanträge
gestellt und Baugenehmigungen erteilt wür-

den. Ziel sei es, in den kommenden fünf
Jahren jeweils 250.000 neue Wohnungen zu
bauen. Er wies darauf hin, dass er Anfang
der Woche ein Programm zur Bekämpfung
von Mieterhöhungen vorgelegt hat. Darin
schlägt er unter anderem vor, dass die Eigen-
heimzulage und die degressive Abschrei-
bung neu bewertet werden und das Wohn-
geld die Mietsteigerungen „nachvollziehen“
soll.
Heidrun Bluhm (Die Linke) konnte keine
Eigeninitiative bei der Regierung erkennen.
Obwohl der Wohnungsengpass gerade für
sozial schwache Mieter schon seit langem
bekannt sei, passiere nichts. Die Schere zwi-
schen den Einkommen und den Mieten
werde immer größer. Dies sei nicht nach-
vollziehbar. Allein der Besitz von Wohnun-
gen begründe keine Mieterhöhung. Der Ge-
brauchswert solle die Mietpreise bestim-
men, forderte sie. Der Markt könne nicht al-
les alleine regeln. 
Dies sah Patrick Döring (FDP) wesentlich
anders. Der Markt könne nur funktionieren,
wenn er möglichst wenig verunsichert wer-
de. Deshalb seien die Überlegungen der
SPD, Mehrwertsteuer auf die Miete zu erhe-

ben, kontraproduktiv, denn auch diese
Mehrkosten würden nicht vom Vermieter
getragen, sondern auf die Mieter abgewälzt.
Außerdem sprach er sich gegen eine Decke-
lung der Miete aus. Dies würde jeden Inves-
tor abschrecken, weil er dann kein Geld ver-
dienen könne. 

Gegen Polemik Peter Götz
(CDU) wies darauf hin, dass
seit der Föderalismusreform
die Länder für den sozialen
Wohnungsraum zuständig
seien. Dafür würden sie jähr-
lich vom Bund 518 Millio-
nen erhalten. Die Beseiti-
gung der Wohnungsnot kön-
ne nur in Zusammenarbeit
mit den Kommunen vor Ort
gelingen. Wohnen sei ein
Grundbedürfnis der Menschen. Deshalb sei
Polemik nicht angebracht.
„Wir warnen seit mindestens drei Jahren vor
der Wohnungsnot“, sagte Daniela Wagner
(Bündnis 90/Die Grünen). Es sei gut, dass
dieses Thema jetzt auch die anderen Fraktio-
nen und die Regierung entdeckt hätten. Sie

hielt die Einführung einer Eigenheimzulage
nach dem Gießkannenprinzip für „nicht
zeitgemäß“. Es seien keine Häuser auf dem
Land notwendig, sondern bezahlbare Woh-
nungen in den Innenstädten. Im Rahmen der
energetischen Gebäudesanierung sollten die

Mieter nur das zahlen, was
tatsächlichen Nutzen für sie
bringe.
Der Deutsche Bundestag
lehnte den Antrag (17/7983,
17/12472) von Bündnis
90/Die Grünen „Wohnraum
in Deutschland zukunftsfä-
hig machen – Für ein sozial
gerechtes und klimafreundli-
ches Mietrecht“ mit der
Mehrheit der Koalitionsfrak-
tionen ab. Die Grünen for-
derten darin, wie die ande-

ren Oppositionsfraktionen in den neuen An-
trägen, unter anderem Änderungen im Miet-
recht und Vorgaben für Mindestanteile
erneuerbarer Energien sowie Sonderregelun-
gen für denkmalgeschützte Bauten. Einzelne
Förderprogramme sollen „zielgruppenge-
recht“ ausgerichtet werden. Michael Klein ❚

Wohnen ist für die Menschen
ein wichtiges Gut, und das
lassen sie sich einiges kosten.
Das gilt sowohl für Eigentü-

mer als auch für Mieter. Das wird auch deut-
lich in dem Bericht der Bundesregierung
über die Wohnungs- und Immobilienwirt-
schaft in Deutschland (17/11200), den der
Bundestag am Donnerstag zur weiteren Be-
ratung an die Ausschüsse überwiesen hat.
Danach ist etwa die Hälfte des Vermögens
der privaten Haushalte in Immobilien in-
vestiert. Vom Bruttoinlandsprodukte entfie-
len 2011 rund 560 Milliarden Euro oder 22
Prozent auf Immobilien. Das sind zum ei-
nen Hochbauinvestitionen und zum ande-
ren Konsumausgaben der privaten Haushal-
te für das Wohnen. Für die privaten Haus-
halte sind laut Bericht die Ausgaben für das
Wohnen der größte Einzelposten ihrer Kon-
sumausgaben. 2011 hätten sie 338 Milliar-
den Euro oder knapp ein Viertel der Kon-
sumausgaben dafür ausgegeben. 

Neue Lage In jüngster Zeit veränderte sich
die Lage auf den Wohnungs- und Immobi-
lienmärkten vieler Städte und Regionen in
Deutschland „spürbar“, schreibt die Regie-
rung. Bis vor kurzem seien größere Preis-

und Mietsteigerungen noch eher eine Aus-
nahme gewesen, die sich im Wesentlichen
auf wenige für ihre engen Wohnungsmärk-
te bekannten Großstädte beschränkt hätten.
Aktuell zeichne sich jedoch in einer zuneh-
menden Zahl von Städten und Regionen
Wohnungsmarktengpässe ab. Ausgelöst
werden diese laut Regierung von einer wie-
der gestiegenen Nachfrage nach Wohn-
raum. Hinzu komme vor dem Hintergrund

erheblicher Unsicherheiten auf den Kapital-
märkten eine wachsende Attraktivität von
Wohnungen als Kapitalanlage. Diese Fakto-
ren würden auf eine Bautätigkeit treffen, die
sich über mehrere Jahre auf einem Niveau
bewegte, das für eine nachhaltige Marktent-
wicklung zu gering war. So verzeichnen die
Wohnungsmärkte nicht nur der besonders
wirtschaftsstarken Ballungsräume spürbare
Verknappungstendenzen. Diese schlagen

sich in steigenden Preisen und Mieten nie-
der und gehen mit Versorgungsengpässen
besonders bei einkommensschwachen
Haushalten einher. „Erfreulicherweise hat
die Bautätigkeit inzwischen wieder kräftig
Fahrt aufgenommen und wird auf mittlere
Sicht zur Behebung der Engpässe beitra-
gen“, schreibt die Regierung. 
Angesichts der aktuellen Entwicklung er-
weise das „bewährte Instrumentarium“  zur
sozialen Sicherung des Wohnens erneut sei-
ne hohe Wirksamkeit und soziale Treffsi-
cherheit. Bund, Länder und Kommunen
würden „erhebliche Haushaltsmittel“ dafür
aufwenden, dass sich einkommensschwa-
che Haushalte in allen Teilen des Landes an-
gemessenes Wohnen zu tragbaren Bedin-
gungen leisten könnten. Hierzu zählen ins-
besondere das Wohngeld, die Übernahme
der Kosten der Unterkunft im Rahmen der
Grundsicherung und die soziale Wohn-
raumförderung der Länder. mik ❚

Wenn Wohnen Luxus wird
WOHNUNGSMARKT Opposition geißelt Situation in den Großstädten. Minister Ramsauer sieht TrendwendePeter Ramsauer Im September ist Doppel-

wahl in Bayern, fürs Land und den Bund. Nur
so scheint die Wende der Wende in der Union

beim Thema Eigen-
heimzulage erklär-
lich, die Bundesbau-
minister Peter Rams-
auer (CSU) jetzt voll-
zieht. Anfang 2006
wurde die teure Zu-
lage – sie kostete zu-
letzt 9,2 Milliarden
Euro im Jahr – von
der Großen Koalition
abgeschafft. Ram-

sauer, der um die Preissteigerungswirkung der
Zulage wie um die  Skepsis von Finanzminister
Wolfgang Schäuble (CDU) dazu weiß,war nach
dem Vorpreschen von CSU-Generalsekretär
Alexander Dobrindt zunächst skeptisch. Dann
jedoch lenkte er ein und sprach sich für eine Ei-
genheimzulage in „kleinerer Form“ aus, etwa
für Familien nach ihrer Kinderzahl. Aber alles
müsse erst „in die Koalitionsverhandlungen
nach der Wahl“, versicherte Ramsauer. kru ❚

Prozent betrug 2010 laut Statistischem Bun-
desamt die Quote von selbstgenutztem Wohn-
eigentum in Deutschland. Dabei betrug dieser
Wert in den alten Ländern 48,8 Prozent, in den
neuen Ländern 34,4 Prozent. 2006 lag die Ei-
gentümerquote hierzulande nur bei 41,6 Pro-
zent. Deutschland liegt hier aber europaweit
am unteren Rand. Am höchsten ist die Eigen-
tümerquote in Spanien mit 85 Prozent.

KOPF DER WOCHE

Rolle rückwärts
vor der Wahl

ZAHL DER WOCHE
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ZITAT DER WOCHE

»Wer bestellt,
der muss 
auch 
bezahlen.«
Frank-Walter Steinmeier, SPD-Fraktions-
vorsitzender, in der Bundestags-Debatte über
steigende Mieten. Steinmeier zielte auf Ver-
mieter, die Makler einschalten.

Das Parlament 
Frankfurter Societäts-Druckerei GmbH 
60268 Frankfurt am Main

Der Immobiliensektor in Deutschland zeigt sich in vielen Schattierungen: Ein heruntergekommenes Wohnhaus steht neben einem modernisierten Altbau in Berlin.

»Die Bautätigkeit hat wieder Fahrt aufgenommen«

Immobilienanzeigen werden in Zeitungen wieder intensiver studiert.
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»Wir müssen 
alle 

an einem
Strang 

ziehen.«
Peter Ramsauer (CSU), 

Bundesbauminister

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden 
Sie in unserem E-Paper

REGIERUNGSBERICHT Koalition sieht Engpässe bald überwunden. Die Hälfte des Vermögens privater Haushalte steckt in Immobilien
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EUROPA UND DIE WELT
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(Gerechtigkeits-)Prinzipien des Steuersystems
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Gesellschaftliche Steuerung durch Steuern
Ulrike Spangenberg
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Constanze Hacke
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Steuern und Handlungsfähigkeit in Deutschland und EuropaRalph Brügelmann · Claus Schäfer

Fiskalpolitik und Wirtschaft. Zwei Perspektiven

„Bezahlbares Wohnen“. Die Formulierung des
Tagesordnungspunktes für die Debatte im
Deutschen Bundestag am vergangenen Don-
nerstag legt nahe, dass es hierzulande zumin-
dest nicht selbstverständlich ist, ein erschwing-
liches Zuhause zu haben. Und tatsächlich ent-
wickeln sich Mieten und Immobilienpreise in ei-
nigen Städten dramatisch nach oben. Der Staat
ist gefordert, regulierend einzugreifen.
Das ist nicht einfach. Schon deshalb, weil das
regionale Gefälle enorm ist. In den gerade auch
bei jungen Menschen angesagten Metropolen
wie München, Hamburg oder Berlin steigen die
Kosten für eine Unterkunft stetig und teils über
alle Maßen.Andere Städte beklagen Leerstand,
etwa die von Abwanderung geplagten ostdeut-
schen Oberzentren. Aber auch in ehemals flo-
rierenden westdeutschen Regionen wie in Tei-
len des Ruhrgebietes geht der Strukturwandel
einher mit einem kränkelnden Wohnungsmarkt.
Besonders schwierig ist die Situation auf dem
Land. Abseits der Speckgürtel größerer Städte
lässt die demografische Entwicklung schon
bald einen zusammenbrechenden Markt für Im-
mobilien befürchten. Wenn das eigene Häus-
chen, einst als Altersvorsorge oder als Zukunfts-
sicherung für die Kinder gebaut, beinahe wert-
los wird, geraten Finanz- und damit Lebenspla-
nungen ins Rutschen. Das ist umso
dramatischer, weil gerade Immobilien über
Jahrzehnte als Garant für ein sorgenfreies Rent-
ner-Dasein angepriesen worden sind.
In vielen Städten hingegen ist es für weite Tei-
le der Bevölkerung schon jetzt nahezu unmög-
lich, bezahlbaren Wohnraum zu finden. Es man-
gelt an preiswerten Studentenbuden, er-
schwinglichen Angeboten für Senioren, vor al-
lem aber auch an Unterkünften für Familien, die
nicht zu den Spitzenverdienern gehören. Diese
Defizite kann der Staat, können die Kommunen
nicht allein aus der Welt schaffen. Vieles muss
und wird der Markt regeln.Allerdings ist die Po-
litik gefordert, Anreize zu setzen, damit Inves-
toren nicht nur Luxusappartements in Berlin-
Mitte, sondern auch Familienheime in Bielefeld-
Schildesche als Geschäftsmodell im Blick ha-
ben. Zudem müssen die Interessen derer, die
ohne eigenes Zutun Opfer einer Preisspirale
sind, geschützt werden.
Mittlerweile dämmert es den Städten, dass Viel-
falt in der Bevölkerung das urbane Flair maß-
geblich ausmacht. Die Voraussetzung dafür ist,
genau: „Bezahlbares Wohnen“.

EDITORIAL

Eine Frage
des Flairs

VON JÖRG BIALLAS 

Thema: Bezahlbares Wohnen
Immobilienmarkt unter Druck SEITE 1-3

GEFAHR FÜR EUROPA
In Italien steht nach der Wahl der
Reformkurs auf der Kippe SEITE 8

GEFAHR DURCH EUROPA
Die Parlamente könnten wegen der
Integration an Bedeutung verlieren SEITE 9
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Herr Körber, die Bundesregierung
stellt in ihrem Ende letzten Jahres vorge-
legten Wohnungswirtschaftsbericht  fest:
„Aktuell zeichnen sich in einer zunehmen-
den Zahl von Städten und Regionen lan-
ge Zeit nicht mehr bekannte Wohnungs-
marktengpässe ab.“ Kamen denn diese
Engpässe so überraschend, wie das jetzt
scheint?
Ganz überraschend nicht. Zum Teil kennt
man die Nachfrage vorher, die Kommunen
haben auch entsprechende Zahlen. Aller-
dings hat es in den letzten drei, vier Jahren
massive Zuzüge etwa in Universitätsstädte
und Ballungsräume gegeben. 

Was muss die Bundespolitik Ihrer Mei-
nung nach jetzt tun?
Wir müssen an drei wesentlichen Stell-
schrauben ansetzen. Auf der einen Seite
müssen wir alles dazu beitragen, dass Um-
nutzungen und auch Nachverdichtungen
ermöglicht werden. Das tun wir gerade mit
einer Novelle des Baugesetzbuches und da-
mit verbunden auch der Baunutzungsver-
ordnung. Planungshoheit hat ja immer die
Kommune, aber das verbesserte rechtliche
Instrumentarium stellt der Bund damit zur
Verfügung.
Ein weiteres wichtiges Instrument ist es, die
steuerlichen Abschreibungsmöglichkeiten
anzupassen. Wir haben ja aktuell zwei Pro-
zent auf 50 Jahre, die man für Abnutzung
ansetzen kann. Das muss degressiv ange-
passt werden, damit man jetzt einen Anreiz
für den frei finanzierten Wohnungsbau
setzt, mehr zu bauen – begrenzt auf Bal-
lungsräume und Universitätsstädte, wo
Knappheit am Markt herrscht.
Ein dritter wesentlicher Gedanke ist, dass
man nicht nur den Neubau anreizt, sondern
gleichzeitig den Menschen bezahlbaren
Wohnraum zur Verfügung stellt. Der beste
Mieterschutz ist ausreichend bezahlbarer
Wohnraum. Dazu müssen wir auch überle-
gen, mehr von der sogenannten Objektför-
derung zur Subjektförderung überzugehen,
das heißt das Wohngeld anzupassen. Letzt-
lich geht es darum, den Kommunen weni-
ger Geld für die soziale Wohnraumförde-
rung, also Beton, zu geben, sondern es di-
rekt den Menschen zugute kommen zu las-
sen. Das hätte auch den positiven Effekt,
dass man etwa in Stadtteilen der Gentrifi-
zierung entgegentreten kann, weil dann
eben nicht sogenannte Sozialwohnungen
entstehen.

Zum Thema steuerliche Abschreibung:
Ist es rechtlich möglich, diese zu fokussie-
ren auf die Gebiete, in denen wirklich
dringender Bedarf ist?
Man kann es natürlich an Indikatoren kop-
peln. Ein Indikator könnte die Wohnungs-
knappheit vor Ort sein oder auch die Nach-
frage. Das wäre auch wichtig, damit wir kei-
ne Fehlanreize setzen, Wohnungen in Ge-
bieten zu bauen, in denen sie keiner
braucht. 

Zur Überlegung, das Wohngeld zu er-
höhen: Da kann man sich schon das Ge-
sicht des Finanzministers vorstellen ...
Der Bund gibt über eine halbe Milliarde
Euro für soziale Wohnraumförderung an
die Länder. Wir sind aufgrund der Födera-
lismusreform und nach dem Grundgesetz
verpflichtet, diese Mittel fortzuschreiben
beziehungsweise investiv zu verwenden.
Die Höhe ist aber neu zu verhandeln, und
da kann ich mir durchaus vorstellen, dass
Teile dieser Gelder für ein höheres Wohn-
geld umgewidmet werden. Ich halte es für
sinnvoller, Wohngeldzahlungen zu erhö-
hen und sie vielleicht auch an Belegrechte
zu koppeln. Wenn die Miete darüber herun-
tersubventioniert ist, kann man in der ge-
samten Stadtstruktur bezahlbaren Wohn-
raum zur Verfügung stellen und bindet
nicht Geld in Wohnungen. Diese haben
auch Folgekosten, sie müssen zum Beispiel
instand gehalten werden, und deshalb den-

ke ich, Wohngeld kommt auf Dauer für die
Kommunen und den Staat sogar billiger.

Bauminister Peter Ramsauer und an-
dere CSU-Politiker haben ins Gespräch ge-
bracht, die Eigenheimzulage, die 2006 ab-
geschafft wurde, wieder einzuführen. Hal-
ten Sie das für sinnvoll?
Ich glaube, wir setzen mittlerweile viele
sinnvolle Anreize, etwa zinsverbilligte Dar-
lehen über die KfW-Bank, „Wohn-Riester“,
auch etwa die Wohnungsbauprämie und
anderes. Deshalb denke ich, wir sollten

nicht schon wieder ein neues Instrument
einführen, sondern erst mal die bestehen-
den sinnvoll nutzen. Die Eigenheimzulage
ist ja aus guten Gründen ausgesetzt worden.
Wenn man sie jetzt wieder einführt, würde
in erster Linie die Bauwirtschaft davon pro-
fitieren, weil diese dann ihre Preise entspre-
chend anpassen würde. Deshalb würde ich
erst einmal auf die bestehenden, guten In-
strumente und auf das ohnehin niedrige
Zinsniveau verweisen, von dem insbeson-
dere auch junge Familien profitieren kön-
nen.

Der Bund besitzt große Grundstücks-
flächen, auch in Ballungsräumen. Im Mo-
ment versucht er, für diese Höchstpreise zu
erzielen. Hielten Sie es für sinnvoll, dass
der Bund seine Grundstücke für den Woh-
nungsbau auch günstiger abgibt?
Aktuell sind wir hier leider mit der Bundes-
anstalt für Immobilienaufgaben (BImA),
die alle Immobilientätigkeiten des Bundes
zentral verwaltet, an einen Höchstpreis ge-
bunden. So schreibt es das BImA-Gesetz
vor. Wenn der Verkehrswert am Markt nicht
zu erzielen ist, darf die BImA nicht verkau-
fen. Ich glaube nicht, dass diese Behörde
den Verkauf von Liegenschaften des Bundes
übernehmen soll. Der Immobilienmakler
vor Ort weiß viel besser, was ein Grundstück
oder ein Reihenhaus wert ist. Es stecken
noch zirka 48.000 Wohnungen in der BImA
und viele zum Teil kleine Grundstücke, die
über das ganze Bundesgebiet verstreut sind.
Diese müssten viel schneller auf den Markt
gebracht werden. Es kommt hier auf die Ge-
schwindigkeit an. 

Selbst wenn jetzt der Wohnungsbau in
den Ballungszentren in Gang kommt,
wird es noch etliche Jahre dauern, bis die
Bedarfslücke gedeckt ist. Nun gibt es For-
derungen aus der Opposition, das Miet-
recht zu ändern, um die Mieter vor zu star-
ken Mieterhöhungen zu schützen. Was
halten Sie davon?
Ich halte davon gar nichts. Das ist ein Inves-
titionsverhinderungsprogramm. Das
grundsätzliche Problem ist: Wenn ich im
ländlichen Raum ortsüblich eine Ver-
gleichsmiete von sechs Euro habe, dann
würde der Oppositionsvorschlag der SPD
eine Miete von 6,60 Euro zulassen. Wenn
ich jetzt aber – und das ist ein Beispiel von
einer kommunalen Wohnungsbaugesell-
schaft aus Bamberg – die ganz normalen
Baustandards erfülle, dann brauche ich viel-
leicht acht Euro Miete zur Refinanzierung.
Darunter können Sie heute kaum noch alle
Standards einhalten. Das würde bedeuten:
Niemand baut mehr, niemand saniert et-
was. Deshalb stehen diese Forderungen ja
allein schon im Kontrast zu der Forderung
nach mehr barrierefreiem Wohnraum, der
sehr aufwendig und kostenintensiv sein
kann, und auch nach hohen energetischen
Vorschriften. Der Wohnungsbau, der glück-
licherweise die letzten 14, 15 Monate einen
deutlichen Auftrieb bekommen hat, würde
dann komplett wieder einbrechen.

Im Rahmen der Energiewende will die
Bundesregierung jetzt die Energieeinspa-
rung bei Gebäuden forcieren, um so den
Ausstoß von Treibhausgasen zu verrin-
gern. Sollte man hier, solange es solche
Wohnungsengpässe gibt, einen Gang zu-
rückschalten?
Ich halte von den Vorschlägen der Ministe-
rien mit einer 25-prozentigen Verschärfung
für den Neubau nicht sehr viel. Sie ist kon-
traproduktiv, sie treibt die Baukosten um
fünf, sechs, sieben Prozent nach oben. Das
trifft natürlich den privaten kleinen Häusle-
bauer, der sein Reihenhaus oder kleines Ein-
familienhaus errichtet, sehr massiv. Und im
Geschoßwohnungsbau führt es zwangswei-
se zu höheren Mieten. Für mich als Libera-
ler hat das Wirtschaftlichkeitsgebot oberste
Priorität. ❚

Das Interview führte Peter Stützle.

Sebastian Körber (32) ist baupolitischer
Sprecher der FDP-Fraktion. 

Der Architekt aus dem fränkischen Forch-
heim ist seit 2009 Mitglied des Deutschen

Bundestages.
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EIGENHEIMZULAGE WIEDER EINFÜHREN? 

Rudi Wais
»Augsburger Allgemeine«

Manfred Schäfers
»Frankfurter Allgemeine
Zeitung«

Eine echte Hilfe

Gut gemeint ist noch lange nicht gut ge-
macht. Dem Wohnungsmangel und
den steigenden Mieten in vielen Teilen
Deutschlands will die SPD vor allem

mit dem Mietrecht beikommen: Eigentümer sollen
bei Mieterhöhungen weniger Spielraum haben, Sa-
nierungskosten stärker selbst tragen und bei Bedarf
den Makler bezahlen. Nur ein Problem löst dieser
Aktionismus nicht: Es wird zu wenig gebaut.
Mit einer wiederbelebten Eigenheimzulage könnte
sich das ändern. Obwohl die Deutschen immer we-
niger Kinder bekommen, wächst der Bedarf an
Wohnraum. Nach einer Prognose des Statistischen
Bundesamtes steigt die Zahl der Haushalte von
40,2 Millionen im Jahr 2010 auf mehr als 41 Mil-
lionen im Jahr 2025.Vor allem Familien tun sich auf
dem Wohnungsmarkt schwer: Das Häuschen im
Grünen ist für viele von ihnen unerschwinglich teu-
er – und die Miete für die Vier-Zimmer-Wohnung in
der Stadt häufig auch.
Kluge Förderpolitik setzt genau hier an. Die alte Zu-
lage hat vor allem deshalb elf Milliarden Euro im
Jahr verschlungen, weil sie im Prinzip jeder bekom-
men hat – auch der, der sie nicht nötig hatte. Eine
reformierte Zulage könnte auch mit einem Bruch-
teil dieser Summe neuen Wohnraum schaffen, in-
dem sie nur in Ballungsräumen und anderen teuren
Wohnlagen ausgezahlt wird, nur an Familien und
auch nur bis nur zu einer bestimmten Einkommens-
grenze. Eine solche Zulage wäre nicht einfach nur
eine sinnlose Subvention mehr, sondern für viele
junge Eltern eine echte Hilfe.
Nur einen Namen braucht Peter Ramsauer noch für
sein Baby. Analog zur Riester-Rente und dem Pfle-
ge-Bahr böte sich hier, frei nach dem Spitznamen
des Bauministers, ein plakativer Begriff an: der
Häusle-Ramses.

Teure Umverteilung

Was interessiert mich mein Handeln
von gestern? Die CSU setzt sich mit
ihrem feinen Zeitgeist-Gespür für
ein Wiederaufleben der Eigenheim-

zulage ein – an deren Abschaffung sie zur Zeit der
großen Koalition mitgewirkt hat. Bis dahin förder-
te der Staat mit einem zweistelligen Milliardenbe-
trag Gutverdienende, die in die eigenen vier Wän-
de investierten. Der Staat zeigte sich großzügig, ob-
wohl er sich dafür stärker verschulden musste. Für
die Geförderten war das gleichwohl eine feine Sa-
che, sie erhielten einen Teil ihrer Steuerlast indirekt
erstattet.
Die kritische Frage ist, ob die Subvention den Eigen-
heimerwerb und Wohnungsbau tatsächlich ange-
kurbelt hat. Zweifel sind erlaubt. Wer nicht genug
verdient, kann sich auch mit der Zulage den Traum
nicht erfüllen.Wer mehr auf dem Konto hat, braucht
sie nicht. So spricht viel dafür, dass die Eigenheim-
zulage nach ihrer Wiederbelebung zwar gerne mit-
genommen, aber nicht wirklich die Entscheidung
zugunsten des Wohneigentums beeinflussen wird.
So ist es letztlich nichts anderes als ein teures In-
strument der Umverteilung, von unten nach oben
wohlgemerkt. Hinzu kommt, dass in vielen Regio-
nen Deutschlands der Wohnungsmarkt nach wie
vor entspannt ist. Angesichts einer langfristig
schrumpfenden Bevölkerung gibt es keinen Grund,
jetzt flächendeckend in der Wohnungspolitik wie-
der Gas zu geben.
Wenn die CSU die Lage in Bayern anders einschätzt,
kann sie dort die Grunderwerbsteuer senken – oh-
ne dass der Bund und die übrigen Länder wie bei
der Wiederbelebung der Eigenheimzulage in Mit-
haftung genommen werden. Einzelne Engpässe auf
dem Immobilienmarkt sollten nicht zu einem hek-
tischen Zickzackkurs verleiten.

Der Unaufgeregte: Anton Hofreiter

Anton Hofreiter ist verschnupft. Er seufzt, brummt:
„Ich würde als Ausschussvorsitzender schon gern ei-
nen guten Draht zu Herrn Ramsauer haben, aber der
Mann ist mir zu unstrukturiert.“ Doch es kommt

noch ärger. Der Abgeordnete von Bündnis 90/Die Grünen ist
wirklich arg verschnupft, „ein grippaler Infekt“, auf den Tischen
seines Büros liegen Vitamintabletten. Nur noch dieses Inter-
view, dann werden alle weiteren Termine des Tages abgesagt
und Hofreiter, Vorsitzender des Bundestagsausschusses für Ver-
kehr, Bau und Stadtentwicklung, wird sich hinlegen. Sein Ärger
über den Bundesverkehrsminister verfliegt kaum, als sich sein
Blick im Grün seiner vier Zimmerpflanzen verfängt. „Das ist der
dunkelste Winter seit 50 Jahren“, sagt er. „Darunter leiden die
auch.“ Alle vier Pflanzen kann er bestimmen – immerhin ist der
43-Jährige promovierter Biologe, Fachgebiet Botanik.
Sein Engagement bei den Grünen liest sich wie in einem Bil-
derbuch. „Schon mit elf wusste ich, dass ich Biologie studieren
wollte, trotz eines grauenhaften Schulunterrichts.“ Die Bewun-
derung des Schönen und Komplexen der Natur – und die Not-
wendigkeit ihres Schutzes führten ihn zur Öko-Partei.Aber nicht
nur: „Ebenso wichtig war für mich Sozialpolitik.“ Beim Thema
Mieten lässt er sich nicht lange bitten. Das jetzt vom Bundes-
rat beschlossene Mietrechtsänderungsgesetz bringt ihn auf
Touren, Infekt hin oder her. „Die dort verankerte Sicherungsan-
ordnung ist ein Schmarrn.“ Nun sollen in einem laufenden Ver-
fahren für die Miete Sicherheiten geleistet werden – um so ge-

nannten Mietnomaden einen Riegel vorzuschieben. „Da hat
man für einen geringen Anteil von Fällen total tief ins Miet-
recht eingegriffen“, regt er sich auf. Das Thema Mieten ist für
Hofreiter ein Sorgenfaltentreiber. Sein Wahlkreis München-
Land kennt horrende Mieten, einen anhaltenden Preisantrieb
für Immobilien und steigenden Bedarf. „Die Immobilienpreise
machen es für manche Einkommen fast unmöglich, einen pas-

senden Wohnraum zu finden.“ Der Bund solle den sozialen
Wohnungsbau stärken, aber dafür sieht Hofreiter schwarz: „Ab
2019 wird dies wegen des in der Föderalismusreform verab-
schiedeten Kooperationsverbots eher schwieriger. Das ist ein
schwerer Fehler – und ich sehe bisher keine guten Ideen, die
ohne eine Verfassungsänderung auskommen würden.“ Miete
ist für ihn vor allem eine Frage der sozialen Gerechtigkeit.
Früher, in den Achtzigern, verortete sich der junge Hofreiter bei
den Grünen nicht links. „Ich bin geblieben wie ich war, nur ist
die Partei teilweise in die vermeintlich realpolitische Richtung

gewandert.“ Und so pocht im „Umwelt-Toni“ stets ein sozia-
les Gewissen, eines, bei dem er nicht weiß, ob er für die Refor-
magenda 2010 und Hartz IV gestimmt hätte, wäre er schon vor
2005 in den Bundestag eingezogen. Hofreiter entstammt einer
Arbeiterfamilie. Die Großväter waren Elektriker und Maurer, der
Vater schaffte es über den zweiten Bildungsweg zum Ingenieur.
Als Hofreiter 2011 zum Ausschussvorsitzenden gewählt wurde,
wunderten sich darüber nur jene, die ihn nicht kannten. Da wa-
ren diese langen Haare, der Vollbart – das erinnerte manche
mehr an einen Sozialarbeiter im Jugendzentrum als an den
Chef eines Legislativorgans. Anton Hofreiter zeigte Führungs-
stil. Er moderiert unaufgeregt und souverän, seine Bass-Stim-
me liebt kein eiliges Stakkato.
Fehlende Kompetenz hat ihm noch niemand vorgeworfen. „Ich
versuche, neutral und objektiv zu agieren“, sagt er, und man
erhält den Eindruck, er meint es auch so. „Und überhaupt, mei-
ne Frisur schafft einen Wiedererkennungswert, das ist im Ber-
liner Politikbetrieb von Vorteil.“So ein richtiger Revoluzzer ist
er wohl nicht. Von seinem Büro im Erdgeschoss des Paul-Löbe-
Hauses ginge es in einen schmucken Garten aus Hecken und
wohl sortierten Steinen, „im Sommer denken wir schon mal da-
ran, dort zu grillen und ein Bier zu zapfen“, sagt er, aber es
„ginge“ eben nur nach draußen. „Die Verwaltung hat das wohl
verboten“, meint er achselzuckend und in vorauseilendem Ge-
horsam. Bleibt nur die Pflege drinnen von Wachsblume und Hi-
biskus. Jan Rübel ❚

»Beim Thema Mietnomaden
hat man für einen 

geringen Anteil von 
Fällen total tief ins 

Mietrecht eingegriffen.«

»Das
Wohngeld
erhöhen«
SEBASTIAN KÖRBER Der Bau-
experte der FDP-Fraktion plädiert für
eine Subjekt- statt einer Objekt-
förderung in der Wohnungspolitik
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F
ür eine gemeinsame Wohnung
wollen Christine H. und ihr
Freund rund 1.200 Euro ausge-
ben. Kalt. Ohne Heizkosten.
Zwei Räume sollen es sein, im
zweiten Münchener Ring – ein

wenig näher am Zentrum als bisher. Die bei-
den 27-Jährigen verdienen gut, sonst könnten
sie sich so viel Geld für eine so kleine Woh-
nung auch gar nicht leisten. Gut eine Stunde
haben sie dafür mit rund 80 ebenfalls auf
Wohnungssuche befindlichen Interessenten
vor der Haustür des Mietshauses gewartet. In
München gibt es nur noch Sammeltermine
bei Maklern. Innerhalb von 30 Minuten führt
die Maklerin die Interessenten in Zehner-
gruppen durch die Räume. Andere haben da
bereits bei ihr angerufen, und blind zugesagt
– ohne die Wohnung überhaupt gesehen zu
haben. Christine H. und ihr Freund müssen
nun erst einmal warten. Zwei Tage später be-
kommen sie dann die übliche Absage. Meis-
tens lautet sie: „Wir haben uns für jemand an-
deren entschieden.“ Christines Fazit: „Es ist
sehr viel einfacher, in München einen neuen
Job zu finden als eine neue Wohnung.“  
Geschichten wie die von Christine H. kennt
jeder, der in München, Hamburg oder Frank-
furt/Main lebt. Im ohnehin teuren München
haben die Mieten in den vergangenen fünf
Jahren im Schnitt noch einmal um über zwölf
Prozent zugelegt. Kaltmieten bis zu 
28 Euro pro Quadratmeter sind in begehrten
Toplagen nicht selten. Bayerns Hauptstadt
bleibt Deutschlands teuerstes Pflaster. Ähn-
lich ergeht es auch Peter R. mit seiner Frau An-
gelika und ihren beiden Kindern Moritz (14
Jahre) und Mark (10). Peter ist Polizeibeam-
ter, Polizeioberrat. Jemand, den ein Vermieter
vor ein paar Jahren noch jederzeit gerne als
Mieter etwa in einem Mehrfamilienhaus auf-
genommen hätte. Aber in Hamburg will und
kann sich das niemand mehr leisten. Im
Schanzen- oder Karolinenviertel und selbst in 
St. Pauli schießen die Mieten durch die De-
cke –, auch wenn Ehefrau Angelika mitverdie-
nen würde, kann sich die Familie eine 100 qm
große Wohnung mit zwei Kinderzimmern in
diesen Stadtvierteln nicht mehr leisten. Ohne
Kinder ginge es vielleicht noch. Aber mit? Ins-
gesamt fehlen zurzeit in Hamburg 30.000 bis
50.000 Wohnungen. Bezahlbare Wohnun-
gen. Teure Wohnungen gibt es genug, denn
der Mietanstieg für Neuverträge in den letz-
ten fünf Jahren hat sich alleine in Hamburg
um 21,6 Prozent verteuert. Ganze Stadtviertel
wie Ottensen verändern deshalb schon heute
ihr Gesicht: Der Ausländeranteil hat sich hier
in den vergangenen 20 Jahren mehr als hal-
biert. 

Preisschub bei Neuvermietung Ähnlich
das Bild in Berlin: In In-Vierteln, etwa in
Prenzlauer Berg, Friedrichshain, Kreuzberg
oder Mitte fielen die Mietsteigerungen in den
letzten zwei, drei Jahren drastisch aus: „In
Berlin bewegen sich die Zuwachsraten je nach
Kiez zwischen fünf und 30 Prozent“, sagt et-
wa Ulrich Ropertz vom Deutschen Mieter-
bund. Die Gründe für viele Mietexplosionen:
Mangel an bezahlbarem Wohnraum und –
ausgerechnet – die gute Wirtschaftslage. Eine
gute Entwicklung der Konjunktur hat bisher
immer auch auf den Mietmarkt durchge-
schlagen. Vermieter erwarten, dass sie mehr
verlangen können. Seit Mitte 2010 hat es des-

halb bei vielen Neumieten einen großen
Preisschub gegeben.
Selten war das Thema Immobilien deshalb  in
der öffentlichen Wahrnehmung so präsent
wie in den vergangenen Wochen und Mona-
ten. Und sicher wird es auch ein wichtiges
Thema im bevorstehenden Bundestagswahl-
kampf für die Parteien werden. Doch die Si-
tuation in weiten Teilen der Republik sieht
abseits der Ballungszentren oft ganz anders
aus. Etwa in Remscheid, im Bergischen Land
in Nordrhein-Westfalen. Hier stehen heute
bereits mehr als 2.000 Wohnungen leer.
Die Demographie, hört man achselzuckend
im Rathaus. Bis zum Jahr 2020 würden noch
einmal 2.500 Wohneinheiten dazu kommen.
Die Leute sterben oder ziehen weg, lautet das
Resümee im „Wohnungspolitischen Hand-
lungskonzept“, das der Rat der Stadt vor eini-
ger Zeit in Auftrag gegeben hat. Fünf Prozent
beträgt die Leerstandsquote im Oberbergi-
schen Kreis. Die im Vergleich zur Rheinschie-
ne niedrigen Mieten und geringen Renditen
erschweren oft nötige Investitionen. In Hü-
ckeswagen hat man bereits vor einigen Jahren
damit angefangen, erste Komplexe mit Miet-
wohnungen, die leer standen, abzureißen.
Andernorts hofft man noch. So im Kreis Lip-
pe in Nordrhein-Westfalen. Durch ein Woh-
nungs- und Häuser-Leerstandsmanagement
will man den aussterbenden Städten und Ge-
meinden neues Leben einhauchen. Bis dahin
verfallen dort aber ganze Straßenzüge mit
wunderbaren Fachwerkhäusern. Und genau-
so wie in diesen Tagen immer wieder die Top-
Ten der teuersten Mieter-Städte aufgelistet
werden, gibt es umgekehrt auch eine Rangfol-
ge der Kommunen, wo es sich für Mieter am
billigsten leben lässt. Sie beginnt bei Hof in

Oberfranken und geht über Pirmasens,
Chemnitz, Gera bis hin – man staune – nach
Leipzig. Der Mietpreis liegt hier bei 
5,59 Euro für den Quadratmeter. 

Soziale Ghettos Verkehrte Welt also: Woh-
nungsmangel in vielen Großstädten in
Deutschland, Leerstände in eher ländlichen
Gebieten. Die Menschen zie-
hen dorthin, wo es Arbeit
gibt. Eine deutlich schwäche-
re Preis- und Mietentwick-
lung wird hingegen für das
Ruhrgebiet erwartet – Dort-
mund, Duisburg und Wup-
pertal etwa. Eine Entwicklung
die sich seit Jahren abzeichne-
te. Zugleich aber stagnierte ge-
rade in den wichtigen Bal-
lungszentren der Wohnungs-
neubau seit Jahrzehnten. In
Berlin etwa ist die Situation in
den letzten Jahren geradezu
absurd gewesen: In den
1960er und 1970er Jahren
wurden dort viele Sozialbau-
ten errichtet. Hochhaussied-
lungen wie die Gropiusstadt
wurden aus dem Boden ge-
stampft, verwandelten sich je-
doch bald in soziale Ghettos. Vor allem aber
waren sie Steuerabschreibungsmodelle für
betuchte Westdeutsche. Wer mehr als
150.000 Mark im Jahr verdiente, konnte sei-
ne Einlage innerhalb von fünf Jahren über
Steuerersparnisse wieder zurückholen.
Gleichzeitig konnten die Baukosten nicht
hoch genug sein, denn nach diesen richtete
sich die sogenannte „Kostenmiete“, die in ei-

nigen Häusern 14 Euro pro Quadratmeter er-
reichte. Die Differenz zu den niedrigen Sozi-
almieten zahlte jahrelang die Berliner Lan-
desregierung. Mittlerweile hat der Berliner Se-
nat diese Dauersubvention gestoppt. Damit
entfällt aber auch die Sozialbindung. Künfti-
ge Eigentümer dürfen ihre Mieten an den fik-
tiven „Kosten“ ausrichten. Allein seit 1990

wurden in Berlin rund
21 Milliarden Euro in den sozialen Woh-
nungsbau gesteckt. Die befinden sich heute
in den Taschen der Eigentümer und Banken.
Seitdem steigen die Mieten. Heute denkt der
Senat über einen Neuanfang im sozialen
Wohnungsbau nach – auf dem Gelände des
Innenstadtflughafens Tempelhof.
Und auch andernorts ist man inzwischen auf-
gewacht: In Hamburg vereinbarten Senat und
Bezirke, jährlich 6.000 Wohnungen zu bau-
en, davon 2.000 sozial gefördert, Projektvo-
lumen rund 100 Millionen Euro im Jahr. Der
grüne Bausenator Joachim Lohse hat in Bre-
men angekündigt, „den sozialen Wohnungs-
bau im Land Bremen erheblich auszuweiten“.
Mehr als 39 Millionen Euro setzt der Senat
dafür ein. Bis Ende 2013 will Bremen den
Neubau und die Modernisierung von 700
Wohnungen finanzieren. Und auch am
Rhein hat man in Köln nach zehn Jahren Abs-
tinenz den Wiedereinstieg in den sozialen
Wohnungsbau beschlossen und stellt 35 Mil-
lionen Euro jedes Jahr dafür zur Verfügung. In
Stuttgart sollen jedes Jahr hundert solcher
Wohnungen  gebaut werden. 

Bremsen gefordert Das alles ist aber immer
noch zu wenig, meint der Deutsche Mieter-
bund. Er fordert darüber hinaus, öffentliche
Wohnungsbestände sollten von den Kommu-
nen und Ländern nicht weiter verkauft wer-
den. Auch nicht vom Bund. Dabei hat gerade
erst im November letzten Jahres Bundesfi-
nanzminister Wolfgang Schäuble (CDU)
Ernst gemacht mit der Privatisierung seines
größten ostdeutschen Immobilienpakets.
Der Verkauf von mehr als 11.000 früherer
Treuhand-Wohnungen der TLG Wohnen ge-
lang. Für 471 Millionen Euro ging das gesam-
te Paket an den börsennotierten Hamburger
Immobilienkonzern TAG. Und so wie der
Bund haben sich auch verschiedene Länder
und Kommunen durch den Verkauf von
Wohnungen zu sanieren gehofft. Auf Kosten
von Mietern.

Bei Neuverträgen, fordert der Mieterbund zu-
dem, sollten sich die Mieten deshalb weiter-
hin auch an der ortsüblichen Vergleichsmie-
te orientieren. Eine solche Deckelung gibt es
aber schon: Wenn Neuverträge mehr als 20
Prozent über der Vergleichsmiete liegen, gilt
das laut Wirtschaftsstrafgesetzbuch als Miet-
wucher. Gebracht hat das jedoch wenig. Das
Gesetz greift nur bei einer angespannten
Marktsituation. Um sein Recht einzuklagen,
muss der Mieter also nachweisen, dass er kei-
ne günstigere Wohnung finden konnte. In ei-
ner Stadt wie Berlin ist das quasi unmöglich
– so existiert der Paragraf nur auf dem Papier.
In der Praxis konnten drastisch höhere Neu-
mieten so nicht verhindert werden.

Mangel an Grundstücken Deshalb will die
Opposition im Bundestag vor allem in die-
sem Punkt das Mietrecht ändern und eine ge-
setzliche Begrenzung von Neuvertragsmieten
bei Wiedervermietung von Wohnraum ein-
führen. Die SPD begründet dies so: Die ho-
hen Neuvertragsmieten von heute würden
die Bestandsmieten von morgen werden. Da-
mit die Deckelung der Neuvertrags- und Staf-
felmieten auch den gewünschten Erfolg ent-
faltet, sollten bei der Berechnung der ortsüb-
lichen Vergleichsmiete zudem nicht nur die
in den letzten vier Jahren erhöhten Bestands-
mieten und die in diesem Zeitraum neu ab-
geschlossenen Mietverträge berücksichtigt
werden. Dadurch drohten nämlich auch in
bestehenden Mietverhältnissen über kurz
oder lang hohe Preissteigerungen. Die Be-

rechnung sollte vielmehr alle Mietverhältnis-
se erfassen, also auch die unveränderten, sta-
bil gebliebenen Bestandsmieten.
Die Linken wollen dabei noch einen Schritt
weiter gehen und Wohnen als Menschen-
recht im Grundgesetz festschreiben. Insbe-
sondere fordern sie, rechtzeitig geeignete
Schritte gegen die Einflussnahme ausschließ-
lich renditeorientierter Finanzinvestoren auf
den hiesigen Wohnungsmarkt zu unterneh-
men. Bis zum Jahr 2017 soll der Bund zudem
jährlich rund 700 Millionen Euro an Zu-
schüssen für die Wohnungsbauförderung in
Deutschland aufwenden und zuderm mit
den Ländern Vereinbarungen über jeweils
anteilige Mitfinanzierungen abschließen.
Ebenso soll nach den Plänen der Linken die
Städtebauförderung finanziell aufgestockt
werden. Alles in allem wäre das ein ziemlich
teures Unterfangen. In Frankfurt am Main
und München aber sind die Probleme beim
bezahlbaren Wohnraum für Investoren nicht
in erster Linie eine Frage des Geldes. In bei-
den Großstädten fehlt es derzeit schlicht und
einfach zu allererst an  geeigneten innerstäd-
tischen Grundstücken. Christoph Birnbaum ❚

Der Autor ist freier Journalist in Bonn. 

Ein frisch saniertes Wohnhaus (von links) spiegelt sich in einer Glaskugel im Berliner Ortsteil Prenzlauer Berg. In München versprechen verzweifelte Wohnungssuchende Bietern hohe Belohnungen. Es gibt aber auch leerstehende Immobilien wie dieses Hochhaus in Mainz.
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Fluch der guten Konjunktur
WOHNUNGSMARKT Die Wirtschaftslage schlägt auf die Mieten in deutschen Großstädten durch. Auf dem Land sieht es oft anders aus
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mus und Islamismus. Die Last der Geschichte ruft bei dieser Thematik oft 

Emotionen hervor. Dieser Band soll die Gefahren weder dämonisieren noch 
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Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden 
Sie in unserem E-Paper

Wir leben heute alle in Wohnungen. Diese Wohnungen
oder auch ganze Häuser gehören Menschen oder Ein-
richtungen wie Banken. Sie haben vorher die Wohnun-
gen und Häuser selbst gebaut oder gekauft.Dafür muss-
ten sie viel Geld bezahlen, was sie sich nun teilweise
von den Bewohnern ihrer Wohnungen zurückholen.
Dies nennt man Miete, die Bewohner sind Mieter. Mie-
ten sind teuer,wenn die Wohnung neu und modern ein-
gerichtet ist. Oder wenn sie schön liegt oder über den
Verkehr gut erreichbar ist. In großen Städten wie Mün-
chen oder Hamburg steigen die Mieten, weil es dort
viel Arbeit gibt und die Menschen dort hinziehen. Es
gibt aber leider zu wenig Wohnungen.

Miete
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Meldeämter dürfen Daten nur
bei Einwilligung weitergeben 
Die Einwohnermeldeämter dürfen persönli-
che Daten der Bürger künftig nur bei aus-
drücklicher Einwilligung der Betroffenen an
Unternehmen weitergeben. Einen Tag nach
dem Bundestag billigte am Freitag auch der
Bundesrat einen entsprechenden Einigungs-
vorschlag des Vermittlungsausschusses
(17/12463). Die vom Bundestag im Juni
2012 gegen den Widerstand der Opposi-
tion beschlossene Widerspruchslösung
(17/7746, 17/10158) ist damit vom Tisch
und eine automatische Weitergabe von Mel-
dedaten nicht mehr möglich. Das neue Ge-
setz tritt am 1. Mai 2015 in Kraft. sto ❚

Bockhahn neues Mitglied 
im Kontrollgremium 
Der Bundestag hat auf Vorschlag der Links-
fraktion (17/12462) deren Abgeordneten
Steffen Bockhahn zum neuen Mitglied 
des Parlamentarischen Kontrollgremiums
(PKGr) zur Kontrolle der Nachrichtendienste
des Bundes gewählt. Für Bockhahn stimm-
ten 449 Parlamentarier; 70 votierten gegen
ihn, 44 enthielten sich. Bockhahn folgt da-
mit im PKGr auf Wolfgang Neškovic, der im
Dezember 2012 aus der Linksfraktion aus-
getreten war und jetzt fraktionsloser Abge-
ordneter ist. sto ❚

Änderung der
Geheimschutzordnung 
Der Bundestag hat seine Geheimschutzord-
nung „im Zusammenhang mit geheimhal-
tungsbedürftigen Belangen in parlamentari-
schen Anfragen“ geändert. Eine entspre-
chende Beschlussempfehlung des Ge-
schäftsführungsausschusses (17/12287)
verabschiedete das Parlament vergangene
Woche bei Enthaltung der Linksfraktion. Da-
nach wird die Bundesregierung bei der Be-
antwortung parlamentarischer Fragen in ei-
nem zur Veröffentlichung vorgesehenen Teil
die Gründe für die Geheimhaltungsbedürf-
tigkeit einer erfragten Information darlegen
und in einem zweiten Teil die als Verschluss-
sache eingestufte Information an die Ge-
heimregistratur des Bundestages weiterlei-
ten, wo sie jedes Parlamentsmitglied einse-
hen kann. Anders als bisher wird die Mög-
lichkeit, die Verschlusssache im eigenen
Büro einzusehen, auf Mitglieder von Unter-
suchungsausschüssen oder sontigen Gre-
mien beschränkt, die, wie etwa das Parla-
mentarische Kontrollgremium, regelmäßig
geheim tagen. sto ❚

Bundestag diskutiert
Betreuungsrecht 
Das deutsche Betreuungsrecht gilt als eines
der modernsten Rechtsinstrumente dieser
Art in Europa. Dies teilt die Bundesregierung
in ihrer Antwort (17/5323) auf eine Große
Anfrage der Grünen-Fraktion  (17/2376) mit,
die am vergangenen Freitag im Bundestags-
plenum debattiert wurde. Die Optimierung
der Ressourcen im Betreuungsrecht solle
dazu dienen, dass das Betreuungsrecht an
der „richtigen Stelle in dem erforderlichen
Maß zum Einsatz“ kommt, schreibt die Re-
gierung weiter. Deshalb habe die interdis-
ziplinäre Arbeitsgruppe verschiedene Mo-
delle zur strukturellen Veränderung beraten.
So überlege sie im Moment die Beibehal-
tung des bestehenden Systems der rechtli-
chen Betreuung. Eine Verbesserung des Be-
treuungsrechts könne aber  durch die Ein-
bindung der Betreuungsbehörde als Ein-
gangsinstanz einerseits oder durch das
Mittel eines „obligatorischen Sozialbe-
richts“ möglich sein. Der Schwerpunkt liege
in einer obligatorischen Anhörung der Be-
treuungsbehörde im Betreuungsverfahren
und in der Erstellung eines qualifizierten Be-
richts für das Gericht. ver ❚

Neues Wahlrecht ist endgültig
beschlossene Sache 
Die Neuregelung des Wahlrechts hat die
letzte parlamentarische Hürde genommen.
Gut eine Woche nach dem Bundestagsbe-
schluss zur Änderung des Bundeswahlge-
setzes hat der Bundesrat am Freitag die No-
velle gebilligt, die damit für die Bundestags-
wahl am 22. September wirksam werden
kann. Das Gesetz soll wieder für ein verfas-
sungskonformes Wahlrecht sorgen, nach-
dem das Bundesverfassungsgericht das bis-
herige Recht zur Sitzverteilung im Bundes-
tag im Zusammenhang mit Überhangman-
daten für verfassungswidrig erklärt hatte.
Das jetzt beschlossene Ausgleichsmodell
sorgt künftig dafür, dass Überhangmandate
einer Partei zu Ausgleichsmandaten für an-
deren Parteien führen, damit das Größen-
verhältnis zueinander entsprechend dem
Zweitstimmenergebnis erhalten bleibt. sto ❚

KURZ NOTIERT Suche nach 
dem Patentrezept
RENTENPOLITIK Der Bundestag debattiert über den demografischen Wandel

Rechenschieberei: Immer mehr Alte in Deutschland sind armutsgefährdet. Um mit dem Wenigen, das sie haben, über die Runden zu kommen, muss spitz gerechnet werden.

Strittige 
Zahlungen    
STAATSLEISTUNGEN Die Linksfraktion
will die Trennung von Kirche und Staat aus-
bauen. Deshalb hat sie einen Gesetzentwurf
(17/8791) vorgelegt, der vergangenen 
Donnerstag in erster Lesung im Bundestags-
plenum beraten wurde. In dem Entwurf
schreibt die Fraktion, die Bundesländer sei-
en nach Vorgaben der Weimarer Reichsver-
fassung von 1919 – die heute Bestandteil
des Grundgesetzes (Art. 140 i.V. mit Art.
138,1 Weimarer Reichsverfassung) sind –
verpflichtet, die Staatsleistungen an die Re-
ligionsgemeinschaften einzustellen. 
Raju Sharma (Die Linke), erklärte, dass
nicht die Kirchensteuer oder die staatlichen
Zuschüsse zu kirchlichen Kindergärten ab-
geschafft werden sollen. Es gehe um die Ent-
schädigungen für Enteignungen, die der
Kirche widerfahren sind.  Diese Zahlungen
wurden vor etwa 200 Jahren mit dem Staat
vereinbart, um Rechtsfrieden zu schaffen,
erklärte Sharma. Seither würden „die Län-
der Jahr für Jahr pauschalierte Beiträge für
Personalkosten und Baulasten an die Kir-
chen zahlen“. Diese Staatsleistungen seien
„ein Relikt aus dem vorvorletzten Jahrhun-
dert", sagte er.
Stefan Ruppert (FDP) sagte, dass es darum
gehe, „mit den Kirchen konsensuale Ge-
spräche zu führen“ und die Zahlungen stu-
fenweise auslaufen zu lassen. Es gebe bereits
Stimmen sowohl aus der evangelischen als
auch aus der katholischen Kirche, dass die-
se gesprächsbereit seien, erklärte er. Kerstin
Griese (SPD) argumentierte ähnlich.
Deutschland sei ein „säkularer, aber kein
laizistischer Staat“. Deshalb sei „im Ge-
spräch mit den Ländern und mit den Kir-
chen“ eine Lösung zu finden. Die Redner
der Unionsfraktion hatten ihre Reden zu
Protokoll gegeben, um an einem Dankes-
gottesdienst für den scheidenden Papst Be-
nedikt XVI. teilzunehmen. ver ❚

Linke gegen
Lohndumping  
MINDESTLOHN Die Einführung eines ge-
setzlichen Mindestlohns war vergangene
Woche im Bundestagsplenum Thema einer
Aktuellen Stunde, die auf Verlangen der
Linksfraktion stattfand. Kaus Ernst (Die Lin-
ke) sagte, dass  Deutschland einen „Min-
destlohn von zehn Euro pro Stunde“ benö-
tige. Jeder Stundenlohn darunter führe spä-
ter zu einer Rente, die unterhalb der Grund-
sicherung im Alter liegt. 
Karl Schiewerling (CDU) entgegnete ihm,
dass in Deutschland „für das Finden von
Mindestlöhnen die Tarifpartner zuständig“
seien. Dieses System habe sich bewährt. Au-
ßerdem arbeite die Koalition bereits an ei-
nem Modell, demzufolge dort, wo keine Ta-
rifverträge greifen, ein Mindestlohn gelte.
„Wir haben in Deutschland Hunderte von
Tarifverträgen mit einem Stundenlohn von
unter sechs Euro“, widersprach Anette
Kramme (SPD). Die Einführung eines Min-
destlohns sei „hochnotdringend“.
Im Gegenzug warf Heinrich L. Kolb (FDP)
den Sozialdemokraten vor, dass ihre Frakti-
on schließlich den Niedriglohnsektor über-
haupt erst „an die deutsche Volkswirtschaft
angeflanscht“ habe und deshalb selbst
schuld sei. Brigitte Pothmer (Grüne) argu-
mentierte, Deutschland sei in Europa das
einzige Land ohne Mindestlöhne. ver ❚

Besserer Schutz
vor Betrug  
IMMOBILIENHANDEL Der Bundesrat will
den Verbraucherschutz hinsichtlich soge-
nannter Schrottimmobilien stärken. Ein
entsprechender Gesetzentwurf (17/12035)
der Länderkammer wurde vergangene Wo-
che in erster Lesung im Bundestagsplenum
beraten.
Seit den 1990er Jahren würden systematisch
minderwertige Immobilien als Vermögens-
anlage oder Altersvorsorge verkauft. „So-
wohl der Immobilienerwerb als auch die er-
forderliche Kreditaufnahme werden oft von
Strukturvertrieben vermittelt, die die pro-
spektiven Käufer zu Hause aufsuchen oder
anrufen und zu dem Geschäft überreden“,
heißt es in der Vorlage. 
Dieses Geschäftsmodell funktioniere je-
doch nur, wenn Lücken im Beurkundungs-
gesetz (BeurkG) ausgenutzt würden, argu-
mentiert die Länderkammer. Somit setze
die Gesetzesinitiative „auf eine Stärkung des
Verbraucherschutzes im notariellen Beur-
kundungsverfahren, flankiert durch eine Er-
weiterung der Amtsenthebungsgründe der
Bundesnotarordnung (BNotO)“. Deshalb
sollen auch die Amtsenthebungsgründe in
der BNotO erweitert werden, damit ein No-
tar des Amtes zu entheben ist, wenn er „wie-
derholt grob gegen die verbraucherschüt-
zenden Pflichten“ verstoßen hat. 
Zur Begründung hebt der Bundesrat hervor,
dass der Erwerb einer Immobilie für viele
Verbraucher eine „bedeutende Investition
und mit großen finanziellen Anstrengun-
gen verbunden“ ist. Daher müssten Schutz-
lücken geschlossen werden. ver ❚

N
ie ging es Rentnern so gut
wie heute. Das ist das Er-
gebnis einer aktuellen
Studie des Instituts für
Demoskopie Allensbach.
So weit, so gut. Gleichzei-

tig kommen die Forscher jedoch zu der Ein-
schätzung, dass künftige Rentnergeneratio-
nen finanziell weitaus schlechter gestellt
sein dürften. 
Am vergangenen Freitag beschäftigte sich
auch der Bundestag mit dem Thema Alters-
armut. Gleich neun Anträge hatte die Frak-
tion Die Linke in diesem Zusammenhang
vorgelegt. Im Fordergrund stand ihre Forde-
rung nach einer Überführung der Riester-
Rente in die gesetzliche Rente (17/12436),
die in erster Lesung beraten
wurde. 

Kritik der Opposition Im
Verlauf der Debatte warf die
Opposition Bundesarbeits-
ministerin Ursula von der
Leyen (CDU) sowie der Ko-
alition vor, zu wenig im
Kampf gegen Altersarmut zu
tun. Außer Ankündigungen
passiere nichts, kritisierte
Wolfgang Strengmann-
Kuhn, Rentenexperte der
Grünen. 
Ministerin Ursula von der Leyen (CDU) ha-
be viele Chancen verpasst, befand Petra
Hinz (SPD). Der Vorsitzende der Linksfrak-
tion, Gregor Gysi, kritisierte neben Bundes-
regierung und Koalition auch die beiden
anderen Oppositionsfraktionen. SPD und
Grüne hätten zur Verschärfung der Situati-
on beigetragen, sagte Gysi mit Blick auf die
in rot-grüner Regierungszeit beschlossene
Senkung des Rentenniveaus. 
Die Koalition zeigte wenig Verständnis für
den Vorwurf der Untätigkeit. „Wir sind der
Stabilitätsanker der Rentenversicherung“,
entgegnete Karl Schiewerling (CDU) und
verwies ebenso wie der FDP-Sozialpolitiker
Heinrich Kolb auf das in dieser Legislatur-
periode erreichte Rekordniveau an Beschäf-

tigung. Von der Leyen kritisierte die Forde-
rung der Linksfraktion nach einer Rente in
Höhe von 900 Euro für jeden. Dieses
Gleichschalten lehne sie ab, da die Rente ein
Spiegel des Erwerbslebens sein müsse.

Drohende Altersarmut „Wir laufen auf ei-
ne dramatische Altersarmut zu“, sagte Gre-
gor Gysi. Verantwortlich dafür seien unter
anderem die Senkung des Rentenniveaus,
die durch die Rente mit 67 erzielte Renten-
kürzung und die Vielzahl an zu gering be-
zahlter Beschäftigung. 
Dazu komme, dass der Plan, mit der Ries-
terrente als privater Vorsorge „die Arbeit-
nehmer zu belasten und die Unternehmen
zu entlasten“, gescheitert sei. „Die Riester-

rente ist ein Hohn und
muss in die gesetzliche Ren-
tenversicherung überführt
werden“, forderte Gysi. Da-
mit die Menschen selbst für
eine gute Rente sorgen
könnten, müsse ein Min-
destlohn in Höhe von zehn
Euro eingeführt werden,
fügte er hinzu. 
Angesichts des demografi-
schen Wandels sei die von
Rot-Grün beschlossene Ab-
senkung des Rentenniveaus

nötig gewesen, entgegnete Ministerin von
der Leyen. Gleiches gelte für den Ausbau des
Niedriglohnsektors. „Es ist besser, man hat
Arbeit, als dass man arbeitslos ist“, sagte
von der Leyen. Nicht beachtet hätten SPD
und Grüne jedoch, dass Geringverdiener
am Ende keine Chance auf eine auskömm-
liche Rente hätten, „wenn wir nicht etwas
machen“. Es sei die derzeitige Regierung ge-
wesen, die diese „Gerechtigkeitslücke“ er-
kannt habe. „Wir werden daran etwas än-
dern“, kündigte die Ministerin an. 
Genau hier liegt aber aus Sicht von Petra
Hinz (SPD) das Problem. Bei Ministerin
von der Leyen bleibe es immer nur bei An-
kündigungen, kritisierte sie. „Sie sind in der
Regierung und haben seit dreieinhalb Jah-
ren nichts gemacht“, warf die Sozialdemo-

kratin der Koalition vor. Zugleich wehrte sie
sich gegen die Kritik der Linksfraktion an
der Riesterrente. Angesichts eines Verhält-
nisses von 20,6 Millionen Rentnern zu 34
Millionen Erwerbstätigen müsse die Links-
fraktion den jungen Familien sagen, wie sie
die Zusatzkosten tragen sollen. Richtig sei
aber, so Hinz weiter, dass es die Koalition
versäumt habe, die Riesterrente weiterzu-
entwickeln. 
Die SPD-Abgeordnete erneuerte die Forde-
rung ihrer Fraktion nach einem flächende-
ckenden gesetzlichen Mindestlohn. Kritik
übte sie an der von der Linksfraktion gefor-
derten Höhe von zehn Euro. Statt gemein-
sam an Konzepten zu arbeiten, setze die
Linksfraktion „immer eine Pille drauf“, be-
mängelte Hinz.
Beim Thema Mindestlohn
sollte sich die Politik her-
aushalten, sagte der liberale
Sozialexperte Heinrich
Kolb. „Das sollen die Tarif-
partner lösen“, forderte er.
Was die Rentenentwicklung
angeht, teilte Kolb die pessi-
mistischen Einschätzungen
nicht. Die schwarz-gelbe
Bundesregierung habe für
ein Rekordniveau an Be-
schäftigung gesorgt. Das sei-
en zumeist sozialversicherungspflichtige
Vollzeitbeschäftigungen, betonte er. Kolb
warb für die Fortsetzung des Regierungs-
bündnisses. Könne man den eingeschlage-
nen Weg weiter verfolgen, sei 2030 mit ei-
ner Steigerung des Rentenniveaus zu rech-
nen, sagte er.
Die gesetzliche Rente müsse gestärkt und zu
einer Bürgerversicherung ausgebaut wer-
den, in die alle Menschen entsprechend ih-
ren Einkünften einzahlen, forderte Wolf-
gang Strengmann-Kuhn. „Das ist eine Frage
der Gerechtigkeit“, betonte er.
Die Einführung der Rente mit 67 bis zum
Jahr 2032 bezeichnete er als richtig. Zu-
gleich räumte er ein, dass dies angesichts ei-
nes nur knapp zehnprozentigen Anteils an
der Gruppe der 64-Jährigen, die derzeit

noch in Vollzeit arbeiten würden, für viele
eine Rentenkürzung beinhalten. Diese
Gruppe von Menschen müsse „vernünftig
abgesichert werden“, verlangte Streng-
mann-Kuhn weiter. 

Stabilitätsanker Kein Verständnis für die
Kritik der Oppositionsfraktionen brachte
Karl Schiewerling auf. „Werfen Sie uns etwa
vor, dass wir 41 Millionen Menschen im Er-
werb haben?“, fragte er. Zugleich gäbe es 
29 Millionen sozialversicherungspflichtige
Beschäftigungsverhältnisse, eine geringe Al-
tersarmut von nur 2,5 Prozent, hohe Rück-
lagen in der Altersversicherung und einen
abgesenkten Rentenbeitrag. „Wir sind der
Stabilitätsanker der Deutschen Rentenversi-

cherung und nicht die
Traumtänzer der Nation wie
die Linksfraktion“, zeigte
sich der Unionsabgeordnete
überzeugt. 
Im Anschluss an die Debat-
te stimmte das Plenum auch
über die weiteren neun An-
träge der Linksfraktion ab,
deren Titel für neun Forde-
rungen stehen: „Wiederher-
stellung eines Lebensstan-
dard sichernden und struk-
turell armutsfesten Renten-

niveaus“, „Altersarmut wirksam bekämpfen
- Solidarische Mindestrente einführen“,
„Rente erst ab 67 sofort vollständig zurück-
nehmen“, „Kindererziehung in der Rente
besser berücksichtigen“, „Eine solidarische
Rentenversicherung für alle Erwerbstäti-
gen“, „Risiko der Erwerbsminderung besser
absichern“, „Angleichung der Renten in
Ostdeutschland auf das Westniveau bis
2016 umsetzen“, „Rente nach Mindestent-
geltpunkten entfristen“ und „Rentenbeiträ-
ge für Langzeiterwerbslose wieder einfüh-
ren“ (17/10990 bis 17/10998).  Alle Anträ-
ge wurden abgelehnt.         Götz Hausding ❚

»Das 
Thema

Mindestlohn
sollen die

Tarifpartner
lösen.«

Heinrich Kolb (FDP)

»Die Riester-
Rente muss in
die gesetzliche

Rentenver-
sicherung über-
führt werden.«

Gregor Gysi (Die Linke)      

Mehr zum Thema im Internet unter 
unter: www.armut-und-alter.de 
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Die Karrierewege von Frauen und Männern verlaufen noch immer höchst ungleich. Frauen kommen im Beruf oft nicht so schnell voran und verdienen zudem häufig weniger.
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Die völlige Gleichstellung von homo- mit
heterosexuellen Paaren – das ist das Ziel
von SPD, Bündnis 90/Die Grünen, Die Lin-
ke und FDP. Redner dieser vier Fraktionen
erhoben in der vergangenen Woche wäh-
rend einer Aktuellen Stunde im Bundestag
die Forderung, dass Menschen, die in einge-
tragenen Lebenspartnerschaften leben, im
Steuer-, Sozial- und Adoptionsrecht mit
Ehepartnern gleichgestellt werden. Vertreter
der Union wandten sich vehement dagegen.

Bevölkerungsumfrage Einer Umfrage des
Forsa-Instituts zufolge sprechen sich drei
von vier Bürgern für eine völlige Gleichstel-
lung eingetragener Lebenspartnerschaften
aus. Nur 23 Prozent seien dagegen, drei Pro-
zent unentschieden. In dieser Minderheit
finde sich das Klientel der Union, stichelte
Katrin Göring-Eckhardt (Bündnis 90/Die
Grünen). Das Bundesverfassungsgericht
hatte kürzlich geurteilt, dass homosexuelle
Lebenspartner Adoptivkinder ihres Partners

oder ihrer Partnerin adoptieren dürfen. Die
Richter mahnten eine gesetzliche Neurege-
lung bis zum 30. Juni 2014 an. 
„Die FDP hat mit der Sukzessivadoption
und mit einer Volladoption kein Problem“,
sagte der Liberale Stephan Thomae. Er
sprach sich auch für eine steuerliche Gleich-
stellung eingetragener Lebenspartnerschaf-
ten aus. Hingegen kritisierte Norbert Geis
(CSU) das Gericht. Es sei mit diesem und
anderen Urteilen zur Gleichstellung „auf
dem Irrweg“. „Für das Kind ist es nun mal
am Besten, mit Mama und Papa aufzuwach-
sen“, sagte er. „Es nützt nichts“, konterte
Christel Humme (SPD), „die Gleichstellung
ist verfassungsrechtlich geboten“. Sie forder-
te, dass Lebenspartner auch beim Ehegat-
tensplitting gleichgestellt werden. Barbara
Höll (Die Linke) ging noch einen Schritt
weiter. „Individualbesteuerung für alle“,
lautete ihre Losung. Das Ehegattensplitting
müsse abgeschafft werden, da es auch hete-
rosexuellen Paaren Nachteile bringe.    ske ❚

Union hält noch dagegen
ADOPTIONSRECHT Vier Fraktionen froh nach Karlsruher Urteil

Im Rettungswesen arbeiten Notärzte mit
Rettungshelfern, Rettungssanitätern und
Rettungsassistenten zusammen. Letztere er-
halten durch ein Gesetz, über das der Bun-
destag vergangene Woche abschließend be-
raten hat, eine längere Ausbildung und die
neue Berufsbezeichnung „Notfallsanitäter“.
Das Ziel der Novelle, das Rettungsassisten-
tengesetz von 1989 zu reformieren, wurde
von allen Fraktionen begrüßt. 

»Mehr Kompetenz« Nach Ansicht von Lo-
thar Riebsamen (CDU) waren die Rettungs-
assistenten bisher „mit dem Dilemma kon-
frontiert, helfen zu müssen, ohne hierfür
ausreichend ausgebildet und damit auch
abgesichert zu sein.“ Jens Ackermann (FDP)
machte deutlich, was durch das neue Gesetz
anders wird: Die Notfallkompetenz werde
„in eine Regelkompetenz umgewandelt“.
Und weiter: „Wir beseitigen damit eine
Grauzone in der Notfallversorgung.“ Auch
Mechthild Rawert (SPD) bewertet die Geset-

zesänderung im Grunde positiv: „Geschaf-
fen wird ein neues Berufsbild, von dem al-
le profitieren“, die im Rettungswesen Täti-
gen ebenso wie die Patienten. Sie kritisiert
aber, dass die Rechtlage für die Notfallsani-
täter vor Ort bis zum Eintreffen eines Not-
arztes unklar bleibe. Kathrin Vogler (Die
Linke) sieht dies ähnlich: „Hier macht die
Koalition zwei Schritte nach vorne und
gleich wieder zwei Schritte rückwärts.“ Auch
aus Sicht von Harald Terpe (Bündnis 90/Die
Grünen) sind „die heilkundlichen Maßnah-
men, die Notfallsanitäter eigenständig
übernehmen sollen, sehr unklar definiert“.
Der Gesetzentwurf wurde mit der Koaliti-
onsmehrheit angenommen.               tvw ❚

Neues Berufsbild 
GESUNDHEITSPOLITIK Bessere Ausbildung für Notfallsanitäter

F
reiwilligkeit kontra gesetzliche
Vorgaben – an dieser Frontlinie
verlief vergangenen Freitag der
Streit zwischen Koalition und
Opposition anlässlich des be-
vorstehenden Weltfrauentags

am 8. März über den richtigen Weg in der
Gleichstellungspolitik. Während SPD, Die
Linke und Bündnis 90/Die Grünen ihre For-
derungen nach einem Entgeltgleichheitsge-
setz, nach einer verbindlichen Frauenquote
für Aufsichtsräte und Führungsetagen bör-
sennotierter Unternehmen sowie der Ein-
führung eines gesetzlichen Mindestlohns
erneuerten, wollen Union und FDP die Be-
nachteiligung von Frauen durch einen Men-
talitätswandel in Wirtschaft und Gesell-
schaft vorantreiben.
Zumindest in der Problembeschreibung
sind sich Koalition und Opposition in wei-
ten Teilen einig. Seit Jahren unverändert ver-
dienen Frauen in Deutschland durch-
schnittlich rund 22 Prozent weniger als
Männer. Damit liegt die Bundesrepublik
auf den untersten Plätzen innerhalb der Eu-
ropäischen Union. In der EU liegt der Ver-
dienstunterschied bei durchschnittlich 
16 Prozent. 
Die Ursachen für diesen sogenannten „gen-
der gap“ sind vielfältig. So ergreifen Frauen
öfter als Männer schlecht bezahlte Berufe
und arbeiten häufiger in Teilzeit. Ein Inge-
nieur verdiene eben mehr als eine Germa-
nistin, argumentierte Bundesfamilienmi-
nisterin Kristina Schröder (CDU). Frauen
müssten deshalb ermutigt werden, verstärkt
in die klassischen Männerberufe vorzudrin-
gen. Sie räumte allerdings ein, dass oft die-
selben Tätigkeiten in den klassischen Frau-
enberufen  niedriger eingestuft würden als
in klassichen Männerdomänen. So schlage
sich das Heben schwerer Lasten auf dem
Lohnzettel eines Müllmanns nieder, auf
dem einer Krankenpflegerin jedoch nicht.
Zu den Hauptursachen des gender gap ge-
hören jedoch die familienbedingten Karrie-

reunterbrechungen von Frauen. Nach
Schwangerschaft, Mutterschutz und Eltern-
zeit ist es für Frauen mitunter extrem
schwierig, wieder in ihrem alten Beruf Fuß
zu fassen. Auch den Karrierevorsprung der
Männer aus dieser Zeit holen Frauen in den
seltensten Fällen wieder auf. So beträgt der
Verdienstunterschied zwischen Männern
und Frauen beim Berufseinstieg gerade ein-
mal zwei Prozent, rechnete Ministerin
Schröder vor. Bei den 35- bis 44-Jährigen be-
trage er hingegen durchschnittlich 24 Pro-
zent. Deswegen, so lautet die Argumentati-
on Schröders und der Koalitionsfraktionen,
nütze auch ein Entgeltgleichheitsgesetz
nichts. Denn es beseitige eben nicht die
strukturellen Nachteile von Frauen. Gefragt
sei vielmehr ein „Mentalitätswandel“ in den
Unternehmen, um die Benachteiligungen
von Frauen abzubauen, sagte Schröder. Die
Wirtschaft müsse ihre Arbeitsstrukturen von
der alten „Präsenzkultur“ zu einer „Effi-
zienzkultur“ umbauen.

Gehaltsstrukturen Fakt ist allerdings auch,
dass Frauen selbst nach Abzug der angeführ-
ten strukturellen Benachteiligungen noch
immer durchschnittlich acht Prozent weni-
ger verdienen als Männer – und zwar für die
gleiche Arbeit. Deshalb plädieren Sozialde-
mokraten, Grüne und Linke einmütig für
ein Entgeltgleichheitsgesetz, das für gleich-
wertige Arbeit auch die gleiche Bezahlung
festschreibt. Nach den Vorstellungen der
SPD sollen zudem alle Betriebe mit mehr als
15 Beschäftigten verpflichtet werden, ihre
Gehaltsstrukturen offenzulegen. 
Solche Forderungen stoßen bei der Koaliti-
on jedoch auf strikte Ablehnung. Zum einen
führten die Maßnahmen lediglich zu mehr
Bürokratie, und zum anderen stellten sie ei-
nen Eingriff in die Tarifautonomie dar, führ-
te die frauenpolitische Sprecherin der FDP-
Fraktion, Nicole Bracht-Bendt, an. Sie zeig-
te sich wie andere Redner der Koalition op-
timistisch, dass sich das Problem der

ungleichen Bezahlung in den kommenden
Jahren von selbst erledige. So werde der
Fachkräftemangel in vielen Branchen dazu
führen, dass die Wirtschaft verstärkt auf die
Potenziale von Frauen zurückgreifen wird.
Analog verlaufen die Argumentationsmus-
ter auch bei der Frage, wie der Anteil von

Frauen in den Führungsetagen der Wirt-
schaft zu erhöhen ist. Die Oppposition
möchte dies durch gesetzliche Frauenquo-
ten für Aufsichtsräte und Vorstände börsen-
notierter Unternehmen erreichen. Familien-
ministerin Schröder lehnt dies jedoch ab
und verweist auf ihr Modell der sogenann-
ten Flexi-Quote. Nach dieser sollen sich die
Unternehmen selbst individuelle Quoten
geben und diese öffentlich machen. Schrö-
der erhofft sich davon eine Art von Wettbe-
werb zwischen den Unternehmen.
Unumstritten ist die Quoten-Frage jedoch
auch in den Koalitionsfraktionen nicht. Zu
oft hatte die Wirtchaft ähnliche Selbstver-

pflichtungen ohne Konsequenzen unterlau-
fen. So häufen sich vor allem die weiblichen
Stimmen in der Union, die nach verbindli-
chen Quoten rufen. Die Grünen-Fraktions-
vorsitzende Renate Künast warf der Regie-
rungskoalition deshalb vor, sie flüchte sich
in die „Simulation von Politik“. Schwarz-

Gelb streite zwar öffentlichkeitswirksam
über den Vorstoß von Arbeitsministerin Ur-
sula von der Leyen (CDU) für eine Frauen-
quote in Aufsichtsräten, dies schlage sich
aber nicht in ihrem politischen Handeln
nieder. Ministerin Schröder belasse es im-
mer wieder bei der durchaus zutreffenden
Beschreibung der Wirklichkeit, wenn es um
die Benachteiligung von Frauen gehe, sie
ziehe jedoch keine Konsequenzen daraus,
kritisierte Künast. Diesem Urteil schlossen
sich auch die frauenpolitische Sprecherin
der SPD-Fraktion, Caren Marks, und Barba-
ra Höll von der Linksfraktion an. Schröder
habe ihre Aufgabe als Ministerin „definitiv

nicht verstanden“, schimpfte Marks. Die
vier schwarz-gelben Regierungsjahre seien
für die Frauen und die Gleichstellung verlo-
rene Jahre gewesen. Die Ministerin habe in
ihrer Amtszeit keinen konkreten und richti-
gen Vorschlag zur Lösung der Probleme ge-
macht, legte Höll nach.

Familienfreundlichkeit Zumindest verbale
Einigkeit herrscht zwischen Koalition und
Opposition bei der Forderung nach famili-
enfreundlicheren Rahmenbedingungen in
Wirtschaft und Gesellschaft. So müsse es
Frauen vereinfacht werden, nach Mutter-
schutz und Elternzeit wieder im Beruf Fuß
fassen zu können. Die familienpolitische
Sprecherin der Unionsfraktion, Dorothee
Bär (CSU), schloss sich sogar der Forderung
der Opposition nach einem Recht für Frau-
en zur Rückkehr in die Vollzeitbeschäfti-
gung an. Zugleich warnte sie eindringlich
davor, Frauen immer nur unter ökonomi-
schen Gesichtspunkten zu betrachten. Es
könne nicht sein, dass Frauen regelrecht da-
zu genötigt würden, nach einer Geburt
möglichst schnell wieder dem Arbeitsmarkt
zur Verfügung zu stehen. Die Koalition ha-
be jungen Eltern deshalb durch den Kita-
Ausbau und das Betreuungsgeld eine „echte
Wahlfreiheit“ gegeben. Ein Einheitsmodell
dürfe es nicht geben.   
Den Ausbau von Kindertagesstätten schrei-
ben sich allerdings auch, beziehungsweise
gerade die Oppositionsfraktionen auf die
Fahnen. Dieser müsse energisch vorange-
trieben werden. Hingegen müssten alle
staatlichen Leistungen, die Frauen vom Ar-
beitsmarkt fernhalten, abgeschafft werden.
Dazu gehören nach übereinstimmender An-
sicht von SPD, Grünen und Linken vor al-
lem das Betreuungsgeld und das Ehegatten-
splitting. Alexander Weinlein ❚

GLEICHSTELLUNG Die Opposition fordert Gesetze, die Koalition setzt auf einen Mentalitätswandel

Alter Streit zum 8. März

Der Video zur Debatte unter:
www.bundestag.de/Mediathek/index.jsp

Frauen in klassischen Männerberufen sind noch immer die Ausnahme.
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Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden 
Sie in unserem E-Paper

Beteiligung bei
Großvorhaben    
INNERES Die Öffentlichkeit soll in Zukunft
stärker an der Planung von Großvorhaben
beteiligt werden. Einen entsprechenden Ge-
setzentwurf der Bundesregierung „zur Ver-
besserung der Öffentlichkeitsbeteiligung
und Vereinheitlichung von Planfeststel-
lungsverfahren“ (17/9666) verabschiedete
der Bundestag vergangene Woche  mit den
Stimmen der CDU/CSU- und der FDP-Frak-
tion in modifizierter Fassung (17/12525).
Die drei Oppositionsfraktionen stimmten
dagegen. Ziel der Neuregelung ist es laut
Vorlage, „durch die Einführung einer frühen
Öffentlichkeitsbeteiligung die Planung von
Vorhaben zu optimieren, Transparenz zu
schaffen und damit die Akzeptanz von Ge-
nehmigungs- und Planfeststellungsent-
scheidungen zu fördern“.
Vorgesehen ist, im Verwaltungsverfahrens-
gesetz allgemeine Vorschriften über die
„frühe Öffentlichkeitsbeteiligung“ einzu-
führen. Sie soll vor dem eigentlichen Ver-
waltungsverfahren – also vor der förmli-
chen Antragstellung – erfolgen und eine
„frühzeitige Unterrichtung über allgemeine
Ziele des Vorhabens, die Mittel der Verwirk-
lichung und die voraussichtlichen Auswir-
kungen“ ebenso umfassen wie die Gelegen-
heit zur Äußerung für die Öffentlichkeit,
Erörterung und Mitteilung der Ergebnisse
an die zuständige Behörde. Letztere soll ver-
pflichtet werden, bei dem Vorhabenträger
auf eine frühe Öffentlichkeitsbeteiligung
hinzuwirken. Eine Verpflichtung des Trägers
zu ihrer Durchführung soll indes nicht ein-
geführt werden.
Das Ergebnis der frühen Öffentlichkeitsbe-
teiligung soll dem Gesetzesbeschluss zufol-
ge nicht nur der Behörde, sondern auch der
„betroffenen Öffentlichkeit“ mitgeteilt wer-
den. Zudem sollen „öffentliche oder ortsüb-
liche Bekanntmachungen parallel auch im-
mer im Internet erfolgen“.  sto ❚

Rezepte gegen
korrupte Ärzte 
GESUNDHEIT Der Bundestag befasste sich
vergangene Woche mit  der Forderung nach
einem Gesetz, das Bestechung und Bestech-
lichkeit von Ärzten, Pharmaindustrie oder
Herstellern von Medizinprodukten unter
Strafe stellt. SPD (17/12213) und Die Linke
(17/12541) hatten jeweils einen Antrag mit
dieser Stoßrichtung vorgelegt. Die beiden
Fraktionen ziehen damit die Konsequenz
aus einem Urteil des Bundesgerichtshofs
(BGH) vom März 2012. Der BGH hatte ver-
neint, dass sich Vertragsärzte strafbar ma-
chen, wenn sie von einem Pharmaunter-
nehmen für die Verordnung von Arzneimit-
teln dieser Firma Geld annehmen. 
Solche Fehlentwicklungen im Gesundheits-
wesen geben nach Meinung von Dietrich
Monstadt (CDU) Anlass, die geltenden be-
rufs- und sozialrechtlichen Regelungen zu
überprüfen. Das Bundesministerium für
Gesundheit erarbeite derzeit entsprechende
Vorschläge. Hingegen sei es verkehrt, jetzt
„sofort ein Sondergesetz für Ärzte zu schaf-
fen“, meinte Monstadt. Und Heinz Lanfer-
mann (FDP) mahnte: „Wir sollten uns alle
einig sein, dass ein Generalverdacht gegen-
über allen Ärzten nicht gerechtfertigt ist.“
Edgar Franke (SPD) hielt dem entgegen:
„Wir brauchen eine Abschreckung, eine Ge-
neralprävention gegenüber denjenigen, die
ganz bewusst das System ausnutzen.“ Ka-
thrin Vogler (Die Linke) hält die Regelun-
gen im Berufs- und Sozialrecht gegen Be-
stechlichkeit von Ärzten gar für wirkungs-
los. Daher führe „kein Weg an neuen und
wirksamen Regelungen vorbei“. Maria
Klein-Schmeink (Bündnis 90/Die Grünen)
unterstützte die Forderungen von SPD und
Linken, kündigte aber an: „Auch meine
Fraktion wird in Kürze dazu einen Antrag
einbringen.“ Die beiden Vorlagen wurden
zur Beratung an den Gesundheitsausschuss
überwiesen.                         tvw ❚

Leere Räume –
Mörderische Raumordnung

»Ulrike Jureit hat ein dunkles Kapitel deutscher

Wissenschaftsgeschichte beschrieben. Sie hat

das ohne anklagenden Gestus, sondern in kühl

analysierender Sachlichkeit getan …

Die Akribie, mit der Ulrike Jureit ihr Feld durch-

gearbeitethat, ist bewunderungswürdig.

Herfried Münkler, Die Welt
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Die Auswirkungen des vor 50 Jahren ge-
schlossenen Assoziationsabkommens zwi-
schen der Türkei und der Europäischen
Wirtschaftsgemeinschaft auf den „assoziati-
onsrechtlichen Rechtsstatus“ türkischer
Staatsangehöriger ist im Bundestag heftig
umstritten. Dies wurde vergangene Woche
bei der ersten Lesung eines von der Grünen-
Fraktion vorgelegten Gesetzentwurfes zur
Klarstellung dieses Rechtsstatus’ der Betrof-
fenen „im Aufenthalts-, Beschäftigungser-
laubnis-  und Beamtenrecht“ deutlich. 

»Verschärfungen unanwendbar« Darin
schreibt die Fraktion, der Gerichtshof der
Europäischen Union (EuGH) habe in mehr
als 50 Entscheidungen festgestellt, dass die
EU-Staaten den in der Union lebenden tür-
kischen Staatsangehörigen und ihren Fami-
lienangehörigen „Rechte vorenthalten, wie
sie sich aus dem Abkommen vom 12. Sep-
tember 1963 zur Gründung einer Assoziati-
on zwischen der Europäischen Wirtschafts-
gemeinschaft und der Türkei und den auf

dieser Grundlage ergangenen Rechtsakten
ergeben“. Wie der Grünen-Abgeordnete Me-
met Kilic zu Protokoll gab, sollen mit dem
Gesetzentwurf die sich aus dem Abkommen
ergebenden Rechte klar im deutschen Recht
verankert werden. So sehe der Entwurf un-
ter anderem Regelungen zur Familienzu-
sammenführung vor. Hier wirkten sich die
„assoziationsrechtlichen Verschlechte-

rungsverbote“ aus, die viele „ausländer-
rechtlichen Verschärfungen der letzten Jah-
re unanwendbar“ machten. So könne etwa
der Nachzug von Ehegatten nicht vom
Nachweis von Deutschkenntnissen vor der
Einreise abhängig gemacht werden. Auch
werde klar gestellt, „welche Verschärfungen
beim Arbeitsmarktzugang in verschiedenen
Berufsgruppen keine Anwendung finden“. 

Unterstützung findet die Zielrichtung des
Grünen-Vorstoßes bei der SPD- und der
Linksfraktion. Auch seine Fraktion wolle
„keine vom Assoziationsabkommen aus-
drücklich nicht gewollte nachträgliche Er-
schwerung der Familienzusammenführung
für türkische Arbeitnehmer“, argumentiert
der SPD-Abgeordnete Rüdiger Veit und
macht deutlich, dass seine Fraktion den
Grünen-Vorschlägen „dem Grunde nach
positiv“ gegenüberstehe. Für Die Linke wirft
die Parlamentarierin Sevim Dagdelen der
Bundesregierung vor, sie verweigere „aus
politischen Gründen die Rechtsprechung
des EuGH“ und verletze damit „die betrof-
fenen Menschen in ihren Rechten“.   
Bei der Koalition stößt die Grünen-Vorlage
dagegen auf klare Ablehnung. Der assozia-
tionsrechtliche Status von Türken in der EU
ergebe sich unmittelbar aus dem Assoziati-
onsabkommen, das „Vorrang gegenüber
dem nationalen Recht“ habe, argumentiert
der FDP-Abgeordnete Serkan Tören und
warnt, der Grünen-Entwurf „würde nur Ver-
wirrung schaffen“. Der CDU-Parlamentarier
Reinhard Grindel hält die Vorlage für „inte-
grationspolitisch verfehlt“. Die „Forderung
nach einer praktischen Visumfreiheit für
türkische Staatsbürger“ leiste einen „Beitrag
zur massenhaften ungesteuerten Zuwande-
rung“, kritisiert er. sto ❚

H
aben wir jetzt auch noch
eine vierte Liste?", fragte
irgendwann während
des Hin und Her über die
Zahl, die Fundorte sowie
die Zeit von Entdeckung

und Auswertung der „Garagenlisten“ Uni-
ons-Obmann Clemens Binninger (CDU) ir-
ritiert. Selbst die Profis des Untersuchungs-
ausschusses, der Fehlgriffe bei den Ermitt-
lungen zu der dem „Nationalsozialistischen
Untergrund“ (NSU) ange-
lasteten Mordserie durch-
leuchten soll, konnten ver-
gangene Woche schon mal
den Durchblick verlieren:
Der verwirrende Umgang
der Polizei mit jenen Adres-
senlisten über die rechtsex-
treme Szene, die im Januar
1998 aufgetaucht waren,
gibt Rätsel auf. 
Lange Zeit war von nur einer
Aufstellung mit Kontaktda-
ten aus Thüringen und an-
deren Ländern die Rede, jüngst dann von
zwei Listen und neuerdings noch von einer
dritten Aufzeichnung. Alles war der Polizei
bei der Durchsuchung von Garagen in die
Hände gefallen, die das Jenaer Trio vor sei-
nem Untertauchen und seinem Wandel
zum NSU genutzt hatte. Auf der Basis von
Aktenstudium, Informationen des Innen-
ministeriums und des Bundeskriminalamts
(BKA) sowie einer Gegenüberstellung der
1998 mit der Prüfung der Garagen-Asserva-

te befassten Ermittler Michael Brümmen-
dorf vom BKA und Jürgen Dressler vom Er-
furter Landeskriminalamt (LKA) hat sich im
Ausschuss ein kompliziertes Bild heraus-
kristallisiert. In einem Karton lagen ein
zweiseitiger Computerausdruck mit einigen
Ergänzungen und ein handschriftliches Pa-
pier. In einer Plastiktüte verbarg sich eine
dritte, der ersten Aufstellung ähnlichen,
aber um weitere Adressen angereicherten
Liste. Letztere war freilich weder Dressler

noch Brümmendorf be-
kannt, jedoch irgendwann
im Besitz von BKA und Bun-
desanwaltschaft und wurde
erst im Januar 2012 ausge-
wertet – wovon die Abgeord-
neten kürzlich erfuhren. 
Warum schlägt sich der Aus-
schuss mit solch kriminalis-
tischen Feinheiten herum?
Nun, die „Garagenlisten“
markieren einen neuralgi-
schen Aspekt der NSU-Affä-
re: Die Parlamentarier sind

überzeugt, dass diese Unterlagen mit hoher
Wahrscheinlichkeit den Weg zu den Aufent-
haltsorten der Zelle hätten weisen können –
und dass dann neun türkisch- oder grie-
chischstämmige Kleinunternehmer und ei-
ne Polizistin gar nicht ermordet worden wä-
ren. Grünen-Obmann Wolfgang Wieland
befand, die Listen wären ein „Sechser im
Lotto“ gewesen, Binninger wertete sie als ei-
ne „Blaupause für eine erfolgreiche Fahn-
dung“. Doch die Daten blieben unbeachtet,

was der Ausschussvorsitzende Sebastian
Edathy (SPD) als „unverzeihliches Versäum-
nis“ und FDP-Sprecher Hartfrid Wolff als
„eine der schlimmsten Pannen der Polizei-
arbeit“ kritisierten.
BKA und LKA schieben sich gegenseitig die
Verantwortung für das Desaster zu, ein
„Schwarzer-Peter-Spiel“, dessen Ende SPD-
Obfrau Eva Högl forderte. Die Gegenüber-
stellung von Dressler und Brümmendorf
sollte Klarheit schaffen. Fazit: Irgendwie ver-
loren die Ermittler bei der Analyse der As-
servate die heißeste Spur aus den Augen. 

Handynummer nicht gekannt Brümmen-
dorf will nach dem Blick auf die Karton-Lis-
ten Dressler sofort angesprochen haben, das
sei seine „feste Erinnerung“: Man sei über-
eingekommen, dass sich der LKA-Ermittler,
mit dem rechtsextremen Milieu im Umfeld
des Trios besser vertraut, um die Nutzung
der Adressen für die Fahndung kümmern
werde. Dressler konterte, er könne sich an
den Sachverhalt „in dieser Form nicht erin-
nern“. Er wusste auch nicht zu sagen, was
beim LKA aus den Listen wurde. Dessen
Zielfahnder Sven Wunderlich erhielt diese
Papiere jedenfalls nicht. Binninger lobte
Brümmendorf, weil der damals sogar kon-
kret auf zwei Namen aus den Listen hinge-
wiesen habe, die „ins Schwarze geführt hät-
ten“. Doch der CDU-Sprecher warf dem
BKA-Ermittler auch vor, diesen Hinweis
nach zweiwöchiger Arbeit in Erfurt in sei-
nem Abschlussvermerk nicht erwähnt zu
haben, weswegen dies nicht weiter beachtet

worden sei. Auf den „Garagenlisten“ waren
auch Adressen in Chemnitz erwähnt, und
dort war die Jenaer Zelle zuerst unterge-
taucht.
Wie Wunderlich hat auch Norbert Wiesner
nach seinen Worten nie etwas von den Lis-
ten erfahren. Der einstige V-Mann-Führer
des Thüringer Landesamts für Verfassungs-
schutz (LfV) erzählte, seine Behörde habe
aufgrund der Angaben von „Quellen“ eben-
falls vermutet, dass die Gruppe nach Chem-
nitz geflohen sein könnte.
Entdeckt hat sie das LfV al-
lerdings nicht, dessen Vorge-
hen die Parlamentarier kon-
sterniert dreinblicken ließ.
Laut Wiesner hatten die LfV-
Leute den Auftrag, ein
Handy Ralf Wohllebens, der
vor Gericht unter dem Ver-
dacht der NSU-Unterstüt-
zung angeklagt ist, zu besor-
gen und die SIM-Karte aus-
zubauen. Leider sei man an
dieses Handy, das Wohlle-
ben nur in seiner Wohnung für Kontakte
zum verschwundenen Trio genutzt habe,
nicht herangekommen. Warum man denn
nicht abgehört habe, wurde der Zeuge ge-
fragt. Antwort: Man habe die Handynum-
mer nicht gekannt. 
Angehört wird Wiesner indes vor allem we-
gen des Umgangs des Geheimdiensts mit
dem Spitzel Tino Brandt alias „Otto“, einem
führenden Kopf des „Thüringer Heimat-
schutzes“ (THS), bei dem vor ihrem Unter-

tauchen auch die drei späteren NSU-Mit-
glieder mitgemischt hatten. Nach Wiesners
Vernehmung sah Linke-Obfrau Petra Pau
„den Verdacht nicht entkräftet, dass V-Leute
und besonders Brandt aus dem LfV heraus
vor polizeilichen Ermittlungen gegen sie ge-
warnt wurden“. Einmal sollen LKA-Beamte,
frühmorgens zur Durchsuchung von
Brandts Haus ausgerückt, von diesem lä-
chelnd beim Kaffee erwartet worden sein –
und die Computerfestplatte sei bereits aus-

gebaut gewesen. Wiesner
bestritt energisch, dass „Ot-
to“ von seiner Behörde ge-
schützt worden sei. 
Pau hielt dem Zeugen ent-
gegen, Brandt habe ge-
prahlt, sein Spitzelhonorar,
das sich auf 100.000 Euro
belaufen haben soll, vor-
wiegend für den THS ausge-
geben zu haben. Das sei
nicht glaubwürdig, entgeg-
nete Wiesner, der habe das
nach seiner Enttarnung so

darstellen müssen, um in seinem thüringi-
schen Umfeld bleiben zu können. Aller-
dings wisse der Verfassungsschutz nicht, wie
V-Leute mit Vergütungen umgingen. 
Eher nebenbei gab es interessante Einblicke
ins Innenleben des Erfurter LfV. Zwischen
Quellen-Führer Wiesner und Amtschef Hel-
mut Roewer war es zum Zwist über den Um-
gang mit „Otto“ gekommen. Eine Folge laut
Wiesner: „Roewer ließ mein Handy abhö-
ren.“ Thüringer Zustände. Karl-Otto Sattler ❚

Zwei türkische Frauen auf dem „Platz der Republik“ vor dem Reichstagsgebäude 

NSU-AUSSCHUSS Adressenlisten hätten die Behörden wahrscheinlich auf die richtige Spur bringen können

Wenn Spuren versanden
Familienpflege
auch für Beamte   
INNERES Die Bundesregierung hat einen
Gesetzentwurf zur Familienpflegezeit und
zum flexibleren Eintritt in den Ruhestand
von Bundesbeamten (17/12356) vorgelegt,
den der Bundestag am Donnerstag vergan-
gener Woche in erster Lesung beriet. Mit der
vorgesehenen Neuregelung soll die bereits
für Arbeitnehmer bestehende Möglichkeit
der Inanspruchnahme einer Familienpfle-
gezeit auch im Beamtenbereich eingeführt
werden, wie es in der Begründung des Ent-
wurfs heißt, der zur weiteren Beratung an
die zuständigen Ausschüsse überwiesen
wurde. 
Die Familienpflegezeit fördert laut Bundes-
innenministerium die häusliche Pflege na-
her Angehöriger, indem bis zu zwei Jahre
lang ein rückzahlbarer Vorschuss auf die Be-
soldung gewährt wird. Diese Regelung, die
für Tarifbeschäftigte des öffentlichen Diens-
tes und die Beschäftigten der gewerblichen
Wirtschaft bereits gelte, werde mit dem Ge-
setzentwurf wirkungsgleich auf den Beam-
tenbereich übertragen. 
Der Gesetzentwurf sieht den Angaben zu-
folge für Beamte, „denen durch familienbe-
dingte Teilzeit oder Beurlaubung Besol-
dungseinbußen entstehen, die sich auch
nachteilig auf die Höhe der Versorgungsbe-
züge auswirken, außerdem die Möglichkeit
vor, Lücken in der Versorgungsbiografie
künftig besser ausgleichen zu können, in-
dem sie einen Anspruch auf Verlängerung
ihrer Dienstzeit erhalten“. sto ❚

Die Linke will
Drohnen ächten
VERTEIDIGUNG Die Fraktion Die Linke for-
dert die Bundesregierung auf, auf die An-
schaffung von bewaffneten Drohnen für die
Bundeswehr zu verzichten. In ihrem Antrag
(17/12437), den der Bundestag am vergan-
genen Donnerstag in erster Lesung in die
Ausschüsse überwies, spricht sie sich zudem
für ein Verbot der Entwicklung, der Produk-
tion sowie des Ex- und Imports von Kampf-
drohnen aus. Nach dem Willen der Links-
fraktion soll sich die deutsche Regierung zu-
dem für eine Konvention zur umfassenden
Ächtung solcher Waffensysteme und ent-
sprechender Rüstungskontroll-Vereinba-
rungen einsetzen.
Kampfdrohnen werden nach Ansicht der
Linksfraktion nicht für die Landesverteidi-
gung Deutschlands benötigt. Ihr Einsatz –
beispielsweise durch die USA in Afghanis-
tan oder in Pakistan zur gezielten Tötung
von Terroristen – führe zu einer weitgehen-
den Aushebelung völkerrechtlicher Stan-
dards. Obwohl Drohnen über ähnliche Ei-
genschaften wie Marschflugkörper verfüg-
ten, fehle es derzeit noch an einer effektiven
Rüstungskontrolle.
Die Bundeswehr verfügt derzeit lediglich
über unbewaffnete Drohnen für Aufklä-
rungszwecke. Allerdings hatte sich Verteidi-
gungsminister Thomas de Maizière (CDU)
in den vergangenen Monaten für eine An-
schaffung bewaffneter Kampfdrohnen aus-
gesprochen. Deutschland plant zusammen
mit Frankreich und Großbritannien die Ent-
wicklung eines gemeinsamen Systems. 
Union und FDP sowie die SPD stehen der
Anschaffung oder Entwicklung von Kampf-
drohnen durchaus aufgeschlossen gegen-
über. Solche Systeme könnten einen Beitrag
leisten, um die eigenen Soldaten in Einsät-
zen besser zu schützen. Die Grünen lehnen
die Anschaffung zwar nicht kategorisch ab;
sie fordern allerdings völkerrechtlich ver-
bindliche Regeln für deren Einsatz. aw ❚

©
 p

ict
ur

e-
al

lia
nc

e/
ZB

Zank um Assoziationsabkommen mit Ankara
ZUWANDERUNG Koalition und Opposition beurteilen die Auswirkungen eines 50 Jahre alten Vertrags gegensätzlich

Der Vorschlag der EU-Kommission für eine
Richtlinie über die Verwendung von Flug-
gastdatensätzen zur Verhütung, Aufklärung
und strafrechtlichen Verfolgung terroristi-
scher Straftaten und schwerer Kriminalität
sorgt im Bundestag weiter für Streit. Das
Parlament lehnte vergangene Woche Anträ-
ge der SPD- (17/6293) und der Grünen-
Fraktion (17/5490) ab, mit denen die Bun-
desregierung aufgefordert werden sollte, in
den Verhandlungen über den Richtlinien-
vorschlag datenschutzrechtliche Verbesse-
rungen durchzusetzen. Gleichwohl stößt
die geplante Fluggastdatenspeicherung
auch bei der FDP- und der Linksfraktion auf
Ablehnung. 

Auch FDP gegen Speicherung In den An-
trägen wurde ein effektiver Schutz perso-
nenbezogener Daten angemahnt und gefor-
dert, die vorgesehene Speicherfrist zu ver-
kürzen und die Datenspeicherung nicht auf
Flüge innerhalb der EU beziehungsweise
auf andere Verkehrsmittel auszudehnen.
Nach dem Willen der Grünen sollte auf ei-
ne Pflicht zur Speicherung von Fluggastda-
ten auf Vorrat verzichtet werden. 
Für den SPD-Abgeordneten Wolfgang Gun-
kel ist indes davon auszugehen, „dass die
Speicherung von Fluggastdaten innerhalb
Europas kommen wird“. Geboten sei aber,

die „datenschutzrechtlichen Belange so zu
stärken, dass die Speicherung mit geringst-
möglichen Eingriffen erfolgt“, gab Gunkel
zu Protokoll. Eine grundsätzliche Ableh-
nung wie im Grünen-Antrag teile seine
Fraktion indes nicht. 
Nach den Worten des Grünen-Parlamenta-
riers Konstantin von Notz ist dagegen der
Richtlinienvorschlag abzulehnen, da er
„EU-Grundrechten widerspricht und (...)
auch nicht verfassungskonform umsetzbar
ist“. Aus Sicht des Linke-Abgeordneten Jan
Korte verstößt die Datenübermittlung wie
auch die Länge der Speicherfristen gegen die
EU-Grundrechtecharta und das in Deutsch-
land verfassungsmäßig garantierte Recht auf
informationelle Selbstbestimmung. 
Die Haltung von FDP-Fraktionsvize Gisela
Piltz zur Fluggastdatenspeicherung ist „un-
verändert ablehnend“. Ihre Fraktion lehne
eine Speicherung von Daten auch innereu-
ropäischer Flüge strikt ab und halte das an-
lasslose Sammeln von Fluggastdaten für
„höchst problematisch“. Der CDU-Parla-
mentarier Clemens Binninger hält indes die
Auswertung von Fluggastdaten für „unver-
zichtbar“. Diese Daten gäben Auskunft über
Reiserouten von Tat- und von Terrorver-
dächtigen. Diese Erkenntnisse seien von
„enormer Bedeutung“ und in dieser Form
nicht anders in Erfahrung zu bringen. sto ❚

Umstrittene Fluggastdaten 
SICHERHEIT Koalition bei Richtlinienvorschlag uneins 
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Das 
Vorgehen 
des LfV 
lässt die

Parlamentarier
konsterniert
dreinblicken.

Bundes- und
Landeskriminal-

amt schieben
sich die

Verantwortung
für das

Desaster zu.

Nach einer Gedenkveranstaltung für Mehmet Turgut am Ort des Verbrechens lagen vergangene Woche in Rostock Blumen vor einer improvisierten Gedenktafel. Der 25-Jährige war das fünfte der zehn Opfer der Mordserie.

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden 
Sie in unserem E-Paper
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D
er Weg für den Einsatz der
Bundeswehr in Mali ist
frei. Mit deutlicher Mehr-
heit sprach sich der Bun-
destag am vergangenen
Donnerstag in namentli-

cher Abstimmung für die Entsendung von
Soldaten in das krisengeschüttelte westafrika-
nische Land aus. Wie in Anträgen der Bundes-
regierung gefordert, sollen im Höchstfall 180
Soldaten zur Ausbildung von Pionieren und
Sanitätssoldaten nach Mali geschickt werden
(17/12367, 17/12520). Für Transportleistun-
gen und die Luftbetankungen der französi-
schen Streitkräfte stellt die Bundeswehr bis zu
150 Soldaten bereit (17/12368, 17/12522).
Damit wird auch der Einsatz jener 63 Bun-
deswehrsoldaten nachträglich mandatiert,
die schon heute mit ihren Transall-Maschi-
nen bei der Verlegung von Truppen aus afri-
kanischen Nachbarstaaten aktiv sind. 

Politische Lösung Im Verlauf der Debatte
sprachen sich Redner der Koalition, aber
auch von SPD und Grünen für den Einsatz
aus. Deutschland dürfe nicht abseits stehen
und zusehen, wie andere die Arbeit machen,
sagte der SPD-Außenexperte Gernot Erler.
Kerstin Müller (Grüne) machte deutlich, dass
ohne das militärische Einschreiten politische
Lösungen keine Chance hätten. Von einem
„genau richtig dosierten Beitrag“ sprach Rai-
ner Stinner (FDP). Andreas Schockenhoff
(CDU) verwies darauf, dass der Einsatz in Af-
ghanistan gezeigt habe, dass man nicht ab-
warten dürfe, bis die Terroristen ein Land to-
tal im Griff hätten. Auf geschlossene Ableh-
nung trifft der Bundeswehreinsatz bei der
Linksfraktion. Auch deren Abgeordnete
Christine Buchholz zog in ihrer Rede das Bei-
spiel Afghanistan heran. Mit einem anderen
Resümee als Schockenhoff: Afghanistan ha-
be gezeigt, dass sich Terror nicht mit Krieg be-
kämpfen lasse, sagte Buchholz. 
Bei jeder Entscheidung, ob die Bundeswehr
im Ausland aktiv werden soll, müsse es eine
sehr genaue Abwägung geben, sagte Rainer
Stinner. Im Falle von Mali sei völlig klar, dass
„eine regionale Destabilisierung auch deut-

sche Sicherheitsinteressen nachhaltig beein-
flusst“. Der FDP-Außenpolitiker forderte da-
zu auf, der deutschen Bevölkerung zu sagen,
„dass es auch uns berühren muss, wenn sich
weitere terroristische Kräfte unweit der EU-
Grenzen breitmachen“. Aus seiner Sicht ist
die Aufteilung des Einsatzes in zwei Manda-
te der richtige Weg. Daran gebe es auch vom
Bündnispartner Frankreich, dessen akutes
Handeln Stinner ausdrücklich lobte, keine
Kritik. „Der deutsche Beitrag wird aner-
kannt“, sagte Stinner. 
Gernot Erler (SPD) stellte die Frage, wie es
dazu kommen konnte, dass Mali nun mili-
tärische Unterstützung braucht. Es habe
eben keine angemessene politische Reaktion
gegeben, als die Konfliktlinien in dem Land
immer sichtbarer wurden, kritisierte er. Das
betreffe den Konflikt zwischen alten Eliten
und Putschisten, den Konflikt innerhalb der
malischen Armee und den Nord-Süd-Kon-
flikt, in dessen Verlauf sich die unzufriedene
Volksgruppe der Tuareg mit islamistischen
Gruppen eingelassen habe. „Diese Konflikte
bestehen weiter“, sagte der SPD-Außenpoli-
tiker, der auch kritisierte, dass als Folge des
Putsches in Mali die Entwicklungszusam-
menarbeit vorübergehend eingestellt wor-
den sei. „Das muss nun alles aufgearbeitet
werden“, verlangte er. Ansonsten sei das Pos-
tulat der Vorrangigkeit einer politischen Lö-
sung nicht glaubhaft.

Grundsatzdebatten „Ohne den französi-
schen Kampfeinsatz wäre Mali an islamisti-
sche Terroristen verloren gegangen“, beton-
te der stellvertretende Vorsitzender der Uni-
ons-Fraktion, Andreas Schockenhoff.
Gleichwohl gelte die Aussage von Verteidi-
gungsminister Thomas de Maizière (CDU),
das Militär könne Entwicklung und Politik
nicht ersetzen. Daher müsse der politische
Prozess vorangetrieben werden. „Deutsch-
land leistet dabei seinen Beitrag“, machte
Schockenhoff deutlich. Mit Blick auf die
ständig steigende Zahl an Bundeswehr-Man-
daten sprach er sich dafür aus, künftig eine
regelmäßige Grundsatzdebatte zu sicher-
heitspolitischen Fragen im Bundestag zu

führen. Dies sei nicht als Ersatz der einzel-
nen Mandatsdebatten zu verstehen, sagte
Schockenhoff. 

Luftangriffe An einer „Grundsatzdebatte
über die Kriegspolitik der Bundesregierung“
habe ihre Fraktion keinen Bedarf, stellte hin-
gegen Christine Buchholz (Die Linke) klar.
„Wir brauchen vielmehr eine Generaldebat-
te über die wirtschaftlichen und sozialen
Probleme, die der Waffenhandel in dieser
Welt verursacht“, sagte sie. Den Anträgen der
Bundesregierung verweigere die Linksfrakti-
on ihre Zustimmung. Schließlich lasse sich
Terror nicht mit Krieg bekämpfen. „Krieg ist
selber Terror“, sagte Buchholz. Unverant-
wortlich nannte sie es, dass der Bundestag
Luftangriffe der französischen Armee unter-
stützen wolle, obwohl selbst der Bundesre-
gierung keine Erkenntnisse über die Zahl der
Opfer dieser Angriffe vorlägen. Zugleich
stellte die Linken-Abgeordnete die Motivati-
on Frankreichs, sich in Mali zu engagieren,
in Frage. Es gehe dabei weniger um Terror-
bekämpfung als vielmehr um die Absiche-
rung eigener wirtschaftlicher Interessen, sag-
te Buchholz.
Die Außenexpertin der Grünen, Kerstin Mül-
ler, verteidigte das französische Handeln.
Der Zerfall des Staates Mali sei zu befürch-
ten gewesen, entgegnete sie. Angesichts des-
sen habe Frankreich richtig gehandelt. „Oh-
ne diese Notoperation hätte die Politik gar
keine Chance gehabt“, sagte Müller. Zu-
gleich übte sie Kritik an der Bundesregie-
rung. Im Interesse einer Strategie für die ge-
samte Sahel-Region sei es nötig, das vorhan-
dene gute Netzwerk für zivile Krisenpräven-
tion in Deutschland zu nutzen. „Das fristet
aber leider ein Schattendasein“, beklagte die
Grünen-Abgeordnete, die sich auch für die
schrittweise Wiederaufnahme der die Ent-
wicklungszusammenarbeit mit Mali aus-
sprach. Ein dahingehender Entschließungs-
antrag ihrer Fraktion (17/12543) fand je-
doch keine Mehrheit. Die Bundesregierung
hatte ihrerseits Mitte Februar angekündigt,
die Entwicklungszusammenarbeit schritt-
weise wieder aufzunehmen.Götz Hausding ❚

WESTAFRIKA Der Bundestag billigt den Bundeswehr-Einsatz.
Bis zu 330 Soldaten sollen ausbilden und logistisch unterstützen

Startbereit 
für Mali

Für Hans-Ulrich Klose (SPD), stellvertreten-
der Vorsitzender des Auswärtigen Ausschus-
ses, hätte der „Zeitpunkt kaum passender ge-
wählt“ sein können:  Wenige Tage vor der
Entscheidung zum erweiterten Mali-Einsatz
der Bundeswehr (siehe Beitrag links) haben
in der vergangenen Woche die Auswärtigen
Ausschüsse von Bundestag und Assemblée

nationale in einer gemeinsamen Sitzung
über die Lage in Westafrika diskutiert.  
In wesentlichen Punkten bestand weitge-
hend Einigkeit. Mali brauche einen politi-
schen Prozess, der die Tuareg im Norden des
Landes einbindet, eine Rückkehr zur verfas-
sungsmäßigen Ordnung und zu einer demo-
kratische gewählten Regierung und nicht zu-
letzt eine funktionsfähige Armee, die selbst
für die Sicherheit und Einheit des Landes
Sorge tragen kann. „Wir unterstützen Mali
nicht blind und ohne Bedingungen“, sagte
die französische Ausschussvorsitzende Élisa-

beth Guigou (PS). Sie machte nochmals da-
rauf aufmerksam, dass Frankreich auf ein
Hilfeersuchen des malischen Übergangsprä-
sidenten reagiert habe.  
Mehrere Vertreter des französischen Parla-
ments unterstrichen die Dringlichkeit des
französischen Einsatzes: Es habe Mitte Janu-
ar „ein dschihadistischer Staat im Herzen

Afrikas“ bevorgestanden,
sagte eine Vertreter der PS.
Er lenkte den Blick zudem –
wie zuvor auch auch ein
Vertreter der Unionsfrakti-
on – auf die Situation der
Nachbarstaaten: Es bestehe
die Gefahr, dass sich Isla-
misten in der Sahlzone zu-
rückziehen. Länder wie Ni-
ger und Burkina Faso seien
auf  Hilfe angewiesen, bevor
dort die Lage nach dem
Muster Malis eskaliert. Posi-
tiv hoben französische Ab-
geordneten hervor, dass Al-
gerien – trotz zuweilen an-
gespannter Beziehungen
zur ehemaligen Kolonial-
macht – Frankreich Über-
flugrechte gewährt und die
Grenzen zu Mali dichtge-
macht habe, und die Terro-

risten in Mali damit empfindlich getroffen
habe. Algerien sei ein wichtiger, wenn auch
nicht einfacher Gesprächspartner, den man –
wenn es um die Stabilität der Region geht –
nicht ignorieren könne, hieß es auf französi-
scher Seite.                         ahe ❚

Sorge um die Sahelzone

Bundeswehrsoldaten im Cockpit eines „Transall“-Transportflugzeugs
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Die Praxis des „gezielten Tötens“ im Kampf
gegen den Terrorismus ist höchst umstrit-
ten. Der US-Regierung etwa wird vorgewor-
fen, mit gezielten Angriffen – unter ande-
rem von unbemannten Drohnen – auf Ter-
rorverdächtige in Pakistan, Somalia und Je-
men internationales Recht zu brechen. In
einer Anhörung des Menschenrechtsaus-
schusses zu „Terrorbekämpfung und Men-
schenrechten“ in der vergangenen Woche
fiel das Urteil der Sachverständigen diffe-
renziert aus: „Gezieltes Töten“ lässt sich nur
unter ganz bestimmten Bedingungen mit
dem humanitären Völkerrecht vereinbaren. 
Steven Watt von der American Civil Liberties
Union kritisierte, dass sich die US-Regierung
den rechtlichen Rahmen dafür selbst zu-
rechtlege. Es sei  rechtswidrig und gefährlich
davon auszugehen, dass „die ganz Welt ein
Schlachtfeld“ werden könne und daraus ab-
zuleiten, Terrorverdächtige weit außerhalb
der Konfliktgebiete töten zu dürfen.
Andreas Zimmermann vom Menschen-
rechtszentrum der Universität Potsdam sag-
te, dass in bewaffneten Konflikten Angriffe
auf feindliche Kombattanten und Kämpfer
durch das Völkerrecht gedeckt – allerdings
räumlich auf das Gebiet der Kampfhand-
lungen zu begrenzen seien. Die US-Regie-
rung argumentiere jedoch, dass der Konflikt
mit dem weltweit operierenden Terrornetz-
werk Al-Qaida räumlich nicht zu begrenzen
sei.  
Christian Schaller von der Stiftung Wissen-
schaft und Politik sprach von einem „ent-
grenzten“ Ansatz. Er führte aus, dass sich die
US-Regierung auf das Recht auf Selbstvertei-

digung berufe. Die unbestritten „dauerhaf-
te Bedrohung“ durch Al-Qaida verleite da-
zu, das Selbstverteidigungsrecht nach Arti-
kel 51 der Charta der UN „dynamisch und
progressiv“ zu interpretieren. 
Wolfgang Kaleck vom European Center for
Constitutional and Human Rights wies da-
rauf hin, dass die Bundesrepublik indirekt
durch internationale Kooperationen im
Kampf gegen den Terror an völkerrechtlich
zweifelhaften Praktiken beteiligt gewesen
sein könnte – wie der Verwertung von Ge-
ständnissen, die in bestimmten Ländern
unter Folter entstanden sein könnten. Es be-
dürfe klarer Kriterien und Grenzen bei der
internationalen Terrorbekämpfung. ahe ❚

Der entgrenzte Krieg 
MENSCHENRECHTE Umstrittene Praxis der »gezielten Tötung«

Unbemannte Drohne der US-Luftwaffe
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Der Vorsitzende des OECD-Entwicklungs-
ausschusses, Erik Solheim, hat sich für eine
engere Verzahnung von Umwelt- und Ent-
wicklungspolitik ausgesprochen: Es bestehe
gar kein Zweifel, dass die ärmsten Länder der
Welt auf Wachstum angewiesen sind, sagte
Solheim vergangene Woche im Ausschuss für
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Ent-
wicklung. „Aber wenn wir nicht zu einem
Wachstum ohne Schäden für die Umwelt
kommen, werden wir scheitern.“
Als Beispiel nannte Solheim den Grünen Kli-
mafonds: Hier sei das Versprechen der inter-
nationalen Staatengemeinschaft auf dem
Tisch, ab 2020 jährlich bis zu 100 Milliarden
US-Dollar zur Minderung und Vermeidung
von Treibhausgas-Emissionen sowie für An-
passungen an den Klimawandel insbesonde-
re in Entwicklungsländern zur Verfügung zu
stellen. „Davon sind wir noch sehr weit ent-
fernt“, sagte Solheim und betonte, dass es
auch darauf ankomme, privates Kapital für
diesen Zweck zu mobilisieren. Ein weiteres
Augenmerk müsse darauf liegen, Entwick-
lungsländer beim Aufbau eines funktionsfä-
higen Staatswesens und insbesondere eines
wirksamen Steuersystems zu unterstützen.
Die Hälfte der afrikanischen Staaten verfüge

über Bodenschätze, aber dieser Reichtum
werde oftmals nicht für die Finanzierung et-
wa von Bildung und Gesundheit genutzt. 
Als große Herausforderung nannte Solheim
eine engere internationale entwicklungspoli-
tische Abstimmung. Die Zeiten, in denen vor
allem Europa und Nordamerika als große
Geber auftraten, seien vorbei, frühere Ent-
wicklungsländer und Schwellenländer wie
Indien und Brasilien und insbesondere Chi-
na würden heute als Akteure mitmischen, be-
tonte Solheim. Trotz verbreiteter Kritik an
China, mit Infrastrukturinvestitionen in Afri-
ka vorrangig eigene Interessen zu verfolgen,
solle man das Land nicht als „Gegenspieler,
sondern als Partner“ verstehen.  
Solheim, vormals in Personalunion Entwick-
lungs- und Umweltminister im norwegi-
schen Kabinett, ist seit Januar 2013 Vorsitzen-
der des Entwicklungsausschusses der OECD
(Organisation für Entwicklung und Zusam-
menarbeit). Aufgaben des Ausschusses sind
unter anderem die gemeinsame Definition
entwicklungspolitischer Qualitätsstandards
sowie die Koordination und auch die Über-
prüfung des entwicklungspolitischen Enga-
gements der großen Geberländer unter den
34 Mitgliedstaaten der OECD. ahe ❚

China mischt mit
ENTWICKLUNG OECD-Ausschuss will neue Geber einbeziehen

AUSWÄRTIGES Gemeinsame deutsch-französische Sitzung

Hans-Ulrich Klose (l.) und Élisabeth Guigou (2.v.l.)
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Diplomatischer Druck 
auf Aserbaidschan
SPD und Grüne dringen auf eine entschlos-
senere Haltung gegenüber dem autoritären
Kurs der politischen Führung  Aserbai-
dschans. Ein entsprechender Antrag beider
Fraktionen (17/12467) wurde vergangene
Woche in die Ausschüsse überwiesen. Die
Abgeordneten fordern die Bundesregierung
auf, darauf hinzuwirken, „dass die Regierung
Aserbaidschans bereits ausgehandelte Teile
des Assoziierungsabkommens mit der EU ein-
hält und entsprechende Reformen einleitet“.
Zudem soll die Bundesregierung  für die „so-
fortige Freilassung und Rehabilitierung“ in-
haftierter Medienvertreter und „aller politi-
schen Gefangenen“ eintreten. ahe ❚

Initiative zu Rechten 
indigener Völker gescheitert
Die Fraktionen von SPD und Bündnis 90/Die
Grünen sind mit ihrer Forderung gescheitert,
den Schutz der Rechte indigener Völker für
die Bundesrepublik Deutschland völker-
rechtlich verbindlich zu machen. Einen ent-
sprechenden Antrag (17/5915) lehnten die
Koalitionsfraktionen von Union und FDP
vergangene Woche ab, die Fraktion Die Lin-
ke votierte für den Antrag. Sozialdemokra-
ten und Grüne hatten darin die Bundesre-
gierung aufgefordert, dem Bundestag die
Konvention 169 der Internationalen Arbeits-
organisation (ILO) über eingeborene und in
Stämmen lebende Völker umgehend zur Ra-
tifizierung vorzulegen. ahe ❚

SPD-Initiative zu 
Sri Lanka abgelehnt 
Die SPD-Fraktion dringt auf die die Einhaltung
der Menschenrechte und rechtsstaatlicher
Standards in Sri Lanka.Die srilankesische Füh-
rung sei aufzufordern, „schwerste Menschen-
rechtsverletzungen wie extralegale Hinrich-
tungen, willkürliche Verhaftungen und Folter
konsequent zu bekämpfen und das Zusatz-
protokoll zur UN-Anti-Folter-Konvention zu
ratifizieren“. Der Antrag (17/12466) der Sozi-
aldemokraten wurde vergangene Woche mit
den Stimmen der Koalition abgelehnt. ahe ❚

Sicherheitslage in Teilen
Afghanistans »instabil«
Noch ist die Sicherheitslage der Bundesre-
gierung zufolge in vielen Teilen Afghanis-
tans „instabil“. Auch wenn die Einsatzbe-
reitschaft der afghanischen nationalen Si-
cherheitskräfte inzwischen so gut entwi-
ckelt sei, dass sie auf Bedrohungslagen in
vielen Fällen „selbstständig und effektiv“
reagieren können, blieben die regierungs-
feindlichen Kräfte weiterhin handlungsfä-
hig. Dies ist dem „Fortschrittsbericht der
Bundesregierung zur Lage in Afghanistan
2012“ zu entnehmen, der als Unterrichtung
(17/11750) vorliegt. bob ❚

KURZ NOTIERT

Not syrischer
Flüchtlinge
AUSWÄRTIGES Die Fraktion Die Linke ist
mit einer Initiative für einen Waffenstill-
stand in Syrien gescheitert. Einen entspre-
chenden Antrag (17/11697) lehnten Koali-
tion, SPD und Bündnis 90/Die Grünen ver-
gangenen Donnerstag ab. Ein Antrag  der
Grünen (17/12496), der mehr Engagement
bei der Unterstützung syrischer Flüchtlinge
und der ihnen Zuflucht bietenden Nachbar-
staaten durch Aufnahme von Flüchtlingen
in Deutschland fordert, wurde in die Aus-
schüsse überwiesen.
Die Bundesregierung tue bereits ihr Mög-
lichstes, um der syrischen Bevölkerung zu
helfen und auf ein Ende des Bürgerkrieges
hinzuwirken, sagte Reinhard Brandl (CSU).
Deutschland sei einer der größten bilatera-
len Geber im Bereich humanitärer Hilfe
und Übergangshilfe für die syrische Bevöl-
kerung. Ähnlich äußerte sich Marina Schus-
ter (FDP), die allerdings auch darauf hin-
wies, dass „wir schon jetzt“ mehr in der Fra-
ge der Einreise syrischer Flüchtlinge tun
könnten, „ohne, dass wir gesetzliche Ände-
rungen vornehmen müssten“.  
Günter Gloser (SPD) meinte, den Grundfor-
derungen des Antrags der Linken sei nicht zu
widersprechen, allerdings spiele dieser die
Schuld des Assad-Regimes an der Eskalation
herunter. Gloser forderte die Bundesregie-
rung auf, sich gegenüber den anderen EU-
Mitgliedstaaten für eine gemeinsame euro-
päische Initiative zur Aufnahme syrischer
Flüchtlinge einzusetzen. Es gehe auch um
ein „Signal der Menschlichkeit“.
Wolfgang Gehrcke (Die Linke) nannte die
„Heuchelei“ der Bundesregierung in der
Frage der Aufnahme von Flüchlingen auf
Syrien „unerträglich“. 
Josef Philip Winkler (Grüne) plädierte für
eine Öffnung in dieser Frage: Dies wäre ein
„Zeichen der Solidarität“ auch für Syriens
Nachbarländer, die mit der Aufnahme von
Flüchtlingen an ihre Grenzen stoßen wür-
den.                                                   bob ❚

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden 
Sie in unserem E-Paper
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Die Haushaltskriege in den USA haben ei-
ne neue Eskalationsstufe erreicht. Was noch
am Jahresanfang kaum jemand für möglich
gehalten hätte, trat am Freitag ein: Nach-
dem die Parteien keinen Kompromiss fin-
den konnten, musste die Regierung am 
1. März ein Sparprogramm in Gang setzen,
das die Konjunktur aus der Bahn zu werfen
droht. 
Auch ein Spitzentreffen im Weißen Haus
mit dem republikanischen Vorsitzenden
des Repräsentantenhauses, John Boehner,
und weitern prominenten Vertretern von
Demokraten und Republikanern, war am
Freitag ergebnislos verlaufen. Die Kürzun-
gen wurden fällig, weil der Kongress meh-
rere selbst gesetzte Fristen versäumte, einen
Plan für eine langfristige Etatsanierung auf-
zustellen. Die Volksvertreter hatten das so
genannte „Sequester“ im August 2011 be-
schlossen. Am Jahresanfang verschoben sie
die für den 1. Januar geplanten Kürzungen
um zwei Monate. Auch diese Frist ist nun
verstrichen.

Die Regierung muss nun im laufenden
Haushaltsjahr bis Ende September 85 Mil-
liarden Dollar sparen. Die Hälfte entfällt
auf den Verteidigungshaushalt. Aber auch
die Etats für öffentliche Gesundheit, Bil-
dung oder Flugsicherung wären betroffen.
Das unabhängige Congressional Budget Of-
fice schätzt, dass die Kürzungen in diesem
Jahr 0,6 Prozentpunkte Wirtschaftswachs-
tum und 750.000 Jobs kosten könnten.

Drohende Kurzarbeit Das Verteidigungs-
ministerium hat seine Mitarbeiter über dro-
hende Kurzarbeit informiert. Die Flugsi-
cherheitsbehörde FAA könnte gezwungen
sein, ihren 47.000 Angestellten alle zwei
Wochen einen Tag unbezahlten Urlaub zu
geben und rechnet deshalb mit Verzögerun-
gen im Flugverkehr. Das Bildungsministeri-
um warnt, dass 40.000 Lehrer ihre Stellen
verlieren könnten. Die Parteien übertrump-
fen einander mit Schuldzuweisungen. Am
Donnerstag inszenierten beide Seiten im
Senat Abstimmungen über konkurrierende
Lösungsvorschläge. Die Demokraten wol-
len einen Teil des „Sequester“ mit Steuerer-
höhungen für Millionäre ersetzen. Die Re-
publikaner wollen die Kürzungen beibehal-
ten, aber die anteilige Belastung für den Ver-
teidigungshaushalt reduzieren. Beide
Vorstöße scheiterten daran, dass keine Par-

tei die erforderliche Mehrheit von 60 Stim-
men hat. Die Republikaner im Repräsentan-
tenhaus wollen im März ihren eigenen Bud-
getentwurf mit weiteren Kürzungen vorle-
gen. Weitere Steuererhöhungen lehnt die
Partei ab, nachdem sie Neujahr zugestimmt
hatte, Erleichterungen aus der Regierungs-
zeit von George W. Bush für die reichsten
Haushalte auslaufen zu lassen. Die Republi-

kaner spielen ein riskantes Spiel – in Um-
fragen gibt ihnen derzeit eine Mehrheit die
Schuld an der Blockade. Aber auch das Wei-
ße Haus hat Grund zur Sorge. Die Kürzun-
gen werden ihre Wirkung erst allmählich
entfalten, und die Bürger könnten den Ein-
druck bekommen, dass die Warnungen des
Präsidenten übertrieben waren. Peinlich für
das Weiße Haus war, dass der Starjournalist
Bob Woodward daran erinnerte, dass das
„Sequester“ Obamas Idee gewesen sei.

Schließung von Behörden Neue Dramen
bahnen sich bereits an: Bis zum 27. März
müssen Demokraten und Republikaner,
die sich nie auf ein Budget für das aktuelle
Fiskaljahr geeinigt haben, die Regierungs-
ausgaben bis zum Jahresende bewilligen.
Ohne die Autorisierung droht einer Reihe
von Bundesbehörden die Schließung. Im
Frühjahr 2011 hatte der Kongress das in
letzter Minute abgewendet. Am 19. Mai er-
reichen die USA wieder die Obergrenze für
die Schuldenaufnahme. Wie schon im
Sommer 2011 könnte der Kongress das
Land dann an den Rand der Zahlungsunfä-
higkeit treiben, falls er die Grenze nicht
rechtzeitig erhöht. Sabine Muscat ❚

Die Autorin ist freie Korrespondentin 
in Washington. 

S
eine Majestät, der Wähler, be-
liebt ein demokratisches Chaos
anzurichten? Das Ergebnis der
Parlamentswahl in Italien wur-
de in der vergangenen Woche
von manch einem so gedeutet.

„Bis zu einem gewissen Grad bin ich ent-
setzt, dass zwei Clowns gewonnen haben“
– so bewertete SPD-Kanzlerkandidat Peer
Steinbrück den Wahlausgang und sorgte
damit für einigen Wirbel. Diese Worte sei-
en eine „bedauerliche
Angelegenheit“, erklärte
Italiens Präsident Gior-
gio Napolitano, der ver-
gangene Woche in Berlin
zu einem Besuch bei
Bundespräsident Joa-
chim Gauck und Bun-
deskanzlerin Angela
Merkel (CDU) weilte
und dabei auch auf Bun-
destagspräsident Norbert Lammert (CDU)
traf. Eine eigentlich anberaumte Zusam-
menkunft mit Steinbrück sagte der italieni-
sche Präsident kurzfristig ab. 
Napolitano trat in Berlin auch jenen Stim-
men entgegen, die im Ausgang der Wahl ei-
ne Belastung für Reformbemühungen in
der europäischen Staatschuldenkrise sehen.
„Es gibt kein Italien, das den Kompass ver-
loren hat“, sagte der 88-Jährige. Bis zur
Neubildung einer Regierung bleibe die bis-
herige von Mario Monti im Amt. „Deswe-
gen gibt es kein Ansteckungsrisiko. Wir
sind ja nicht krank“, sagte Napolitano. 

Im Wahlausgang zeigen sich erstaunliche
Konstanten im Verhalten der 50,5 Millionen
wahlberechtigten Italiener. Die beiden gro-
ßen politischen Lager sind gemeinsam stark
geschrumpft, aber weiterhin gleich stark. So
kam das Mitte-Links-Bündnis um Pier Luigi
Bersanis sozialdemokratische „Partito De-
mocratico“ bei der Wahl zum Abgeordne-
tenhaus auf 29,55 Prozent der Stimmen
und liegt damit nur 0,37 Punkte über Silvio
Berlusconis Mitte-Rechts-Formation. 

Die zweite
Konstante :
Z w i s c h e n
den Blöcken
ist kaum
Platz. Zwar
hat sich der
b i s h e r i g e
„technokra-
tische“ Re-
gierungschef

Mario Monti mit seiner „Bürgerwahl“ genau
in diese Mitte gezwängt und dort den Raum
des bisherigen christdemokratischen Zen-
trums mit einem Ergebnis von 10,56 Pro-
zent auf das Doppelte ausgeweitet, aber er
bleibt rechnerisch zu schwach, um bei der
Regierungsbildung mitreden zu können. 

Protestpartei Um ihrem Unbehagen über
den politischen Betrieb ein Ventil zu geben,
setzen die Italiener zumeist auf eine Protest-
partei. Bisher war das die rechte, separatisti-
sche Lega Nord, heute ist es die „Fünf-Ster-
ne-Bewegung“ von Beppe Grillo. Wo sein

Komet am höchsten gestiegen ist – bei-
spielsweise im wohlhabenden Venetien –
sank die Lega tief. Platz für zwei Protestpar-
teien ist in Italien kaum; auch extreme
Gruppen wie Kommunisten oder Neofa-
schisten, die von der Krise profitieren woll-
ten, blieben an der Nachweisgrenze. 

Mehrheitsprämie Neu ist die Lage im Par-
lament aus folgenden Gründen. Anders als
die Lega Nord, die immer in Koalition mit
Silvio Berlusconi marschiert
ist, verweigert sich Grillos
„Movimento 5 Stelle“ bisher
jedem Bündnis. Im Abge-
ordnetenhaus kann das dem
Wahlsieger Bersani egal
sein. Dort verschafft ihm
das Wahlrecht dank einer
„Mehrheitsprämie“ für die
stärkste Kraft automatisch
die komfortable absolute
Mehrheit von 54 Prozent der Mandate –
das sind 340 Sitze. Berlusconi, der ledig-
lich um 0,37 Prozentpunkte weniger Stim-
men bekommen hat, muss sich mit 124
Sitzen begnügen. 
In der zweiten Parlamentskammer aller-
dings, dem Senat, sieht die Sache anders
aus. Dort fehlen Bersani zur Mehrheit von
158 Mandaten 45 Sitze. Da die beiden Kam-
mern – anders als Bundestag und Bundesrat
– in allen Belangen der Gesetzgebung
gleichrangig sind, kann Bersani nur stabil
regieren, wenn er auf eine Mehrheit in bei-
den Häusern zählen kann. 

An Ideen für eine Verfassungsreform, die die
Zusammenarbeit der Kammern neu regelt,
mangelt es nicht. Eine Reform ist aber bisher
am Widerstand jener gescheitert, die sie vor-
nehmen müssten: an den Parlamentariern
selbst. Ebenfalls gescheitert ist die Reform des
Wahlrechts, das den Wählerwillen stark ver-
zerrt. Durchgesetzt hatte es Berlusconis Ko-
alition im Jahr 2005 – auch aus eigennützi-
gem Kalkül. Im Jahr 2012 wiederum hatten
die Sozialdemokraten kein Interesse mehr,

das Ge-
setz zu
ändern ,
weil sich
für sie ein
V o r -
s p r u n g
bei der
Wahl ab-
zeichnete
und sie

mit der „Mehrheitsprämie“ rechnen durften.  
Um regieren zu können, muss sich Bersani im
Senat entweder mit Berlusconi oder Grillo zu-
sammentun. Eine „große Koalition“ der Alt-
Blöcke indes stößt nicht nur bei den Sozial-
demokraten auf heftigen Widerstand. Aus
dem Wahlergebnis lesen Beobachter, dass Ita-
liens Souverän, das Volk, den Wandel will:
Beppe Grillos „Fünf-Sterne-Bewegung“, im
Selbstverständnis eine „Nicht-Partei“, die in-
ternetaffin und basisdemokratisch verfasst ist,
aber in undurchsichtiger Weise von einem
einzigen geführt wird, hat aus dem Stand
mehr als ein Viertel der Stimmen eingefahren.

Grillo hatte im Wahlkampf angekündigt, die
Altparteien allesamt „nach Hause zu schi-
cken“. Jetzt mit einer etablierten Kraft zu ko-
alieren, wäre ein vollständiger Bruch. Ange-
sichts des Patts im Senat wird  in der „Fünf-
Sterne“-Basis aber der Ruf nach einer „realpo-
litischen Kurskorrektur“ laut. Wie sich die 163
„Grillini“ im Parlament verhalten werden, ist
offen: Es sind Neulinge im parlamentarischen
Betrieb der Hauptstadt; sie müssen sich erst –
wie Deutschlands Grüne einst und die Pira-
ten später – zusammenraufen. 

Wandel Im Lager der Sozialdemokraten
strahlt unterdessen der Stern Matteo Renzi
wieder auf: Der pragmatische 38-jährige Bür-
germeister von Florenz, der den Wunsch der
Italiener nach einem Wandel vorausgesagt
hatte und mit dem alten Apparat in seiner ei-
genen Partei aufräumen wollte. Bei den par-
teiinternen Vorwahlen war Renzi just dem
Vertreter dieses „Apparats“, Pier Luigi Bersa-
ni, unterlegen. Viele meinen: Renzi könnte
der Mann der Stunde sein. In ihm stecke so
viel Wandel, dass selbst die „Grillini“ ihn sta-
bil im Senat unterstützen könnten. Noch
sagt Renzi, er habe keine Ambitionen. Aber
wenn Bersani mit dem Versuch einer Regie-
rungsbildung scheitert? Am vergangenen
Freitag erteilte Bersani einem Bündnis mit
Berlusconi eine klare Absage und signalisier-
te, es mit einer Minderheitenregierung versu-
chen zu wollen.                 Paul Kreiner/ahe ❚

Paul Kreiner berichtet für den 
„Tagesspiegel“ aus Rom. 

US-Präsident Obama muss 85 Milliarden
Dollar einsparen.

ITALIEN Die Wähler wollen den Wandel und sind sich gleichzeitig treu geblieben

Patt in Rom
Grüne fordern
China-Strategie   
AUSWÄRTIGES Die Fraktion der Grünen
fordert eine Vertiefung der Zusammenar-
beit mit China. „Keine der großen Heraus-
forderungen unserer Zeit, von der Armuts-
bekämpfung bis zum Klimawandel, kann
heute noch ohne oder gar gegen China be-
wältigt werden“, heißt es in einem Antrag
(17/11202), der vergangenen Donnerstag
in die Ausschüsse überwiesen wurde. Die
Bundesregierung wird darin aufgefordert,
einen „klaren, kohärenten, konsequenten
und langfristig orientierten strategischen
Gesamtansatz gegenüber China“ zu entwi-
ckeln sowie China-Kompetenz in Deutsch-
land zu fördern. 
Manfred Grund (CDU) sagte in der Aus-
sprache, dass der Antrag viele Anliegen auf-
greife, die die Koalition bereits verfolge.
Rainer Stinner (FDP) nannte den Antrag
„ein Dokument wie Kraut und Rüben“, das
der Bedeutung der deutsch-chinesischen
Beziehungen nicht gerecht werde.   Für Ste-
fan Liebich (Linke) hingegen legt der Vor-
stoß der Grünen die Finger in die Wunde:
„Wir brauchen eine konsistente Strategie
für unsere Beziehungen zu China.“ Johan-
nes Pflug (SPD) machte darauf aufmerk-
sam, dass sich die deutsch-chinesischen
Wirtschaftbeziehungen als eine „große Er-
folgsgeschichte“ erwiesen hätten. Viola von
Cramon-Taubadel (Grüne) forderte eine
„echte China-Offensive“ und konstatierte
einen „dringenden Nachholbedarf in Sa-
chen China-Kompetenz“.    bob ❚

SPD will Rechte
Älterer stärken
MENSCHENRECHTE Die SPD-Fraktion setzt
sich für die Menschenrechte älterer Men-
schen und die Erarbeitung einer entspre-
chenden UN-Konvention ein. „Eine spezifi-
sche Menschenrechtskonvention würde die
teilnehmenden Staaten an eindeutige Re-
geln zur Wahrung der Menschenrechte Älte-
rer binden und für Rechtsklarheit sorgen“,
heißt es in einem Antrag der Fraktion
(17/12399), der am vergangenen Donners-
tag in erster Lesung beraten wurde.
Angelika Graf (SPD) machte in der Ausspra-
che deutlich, worum es gehe: Die wachsen-
de Zahl der Älteren und insbesondere der
Hochaltrigen sei überall auf der Welt ähn-
lich wie die Gruppe der Kinder „sehr verletz-
lich“. Ihre spezifischen Bedürfnisse seien im
deutschen wie im internationalen Recht bis-
her nur  unzureichend berücksichtigt, kriti-
sierte die SPD-Abgeordnete. Der Schutz vor
Diskriminierung aufgrund des Lebensalters
sei zum Beispiel im internationalen und eu-
ropäischen Recht im Vergleich zu anderen
Diskriminierungsmerkmalen „schwach“
ausgestaltet.
Frank Heinrich (CDU) wies auf die Tatsache
hin, dass der Anteil der Jüngeren ständig ab-
nehme, während der Anteil der Älteren in
der Bevölkerung steigt. Den Fokus auf älte-
re Menschen zu richten, sei eine demogra-
fische Notwendigkeit und damit politisch
mehr als angezeigt, erklärte Heinrich.  Pas-
cal Kober (FDP) betonte die Fortschritte im
eigenen Land, die die schwarz-gelbe Koali-
tion etwa bei Pflege und Grundsicherung
im Alter erreicht habe. Tom Koenigs (Grü-
ne) machte deutlich, dass eine internationa-
le Konvention Aufmerksamkeit schaffen
würde – etwa für „institutionelle Diskrimi-
nierung“ Älterer auch in Deutschland. Hei-
drun Dittrich (Die Linke) sagte, der Antrag
gehe in die richtige Richtung, ändere aber
nichts am Pflegealltag und an der Armut
von älteren Menschen.                       bob ❚

»Ich bin entsetzt,
dass zwei Clowns
gewonnen haben.«
Peer Steinbrück, 
SPD-Kanzlerkandidat
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»Es gibt kein Italien,
das den Kompass 
verloren hat.«
Giorgio Napolitano, 
Präsident Italiens

©
 p

ict
ur

e-
al

lia
nc

e/
dp

a 

©
 p

ict
ur

e-
al

lia
nc

e/
dp

a 

Neue Runde im US-Haushaltskrieg 
BUDGET Demokraten und Republikaner können sich erneut nicht auf Kompromiss einigen 
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Der sozialdemokratische Wahlsieger Pier Luigi Bersani (Mitte) kommt an der „Fünf-Sterne-Bewegung“ Beppe Grillos (links) und an der Partei „Volk der Freiheit“ von Silvio Berlusconi (rechts) nicht vorbei.

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden 
Sie in unserem E-Paper
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D
er Mittwoch ist in Sit-
zungswochen des Parla-
ments für den Staatsmi-
nister im Auswärtigen
Amt, Michael Link
(FDP), ein besonders ar-

beitsintensiver Tag. Allein vier Stunden ha-
be er an diesem Tag vor Ausschüssen des
Bundestages die aktuellen europapoliti-
schen Entscheidungen der Regierung erläu-
tert, berichtete Link am Mittwoch der ver-
gangenen Woche. „Das Maß der Rückkop-
pelung ist sehr intensiv“, beschrieb er die
Zusammenarbeit zwischen
Regierung und Parlament.
Dass die Beteiligung des
Bundestages in EU-Angele-
genheiten nicht immer
selbstverständlich und rei-
bungslos war, weiß Link  aus
eigener Erfahrung. Als lang-
jähriges Mitglied des Euro-
paausschusses hat er nach
dem Urteil zum Lissabon-
Vertrag 2009 miterlebt, dass
es zwischen Bundestag und
Regierung noch allzu oft
hakte. Aus seiner jetzigen Position könne er
aber sagen, dass diese Zusammenarbeit
auch für die Bundesregierung, „wenn sie sie
beherzt wahrnimmt, eine Stärkung der Ver-
handlungsposition ist“. 

Starker Akteur Den Schluss, dass sich der
Bundestag in den vergangenen Jahren  im-
mer stärker von einem „Kontroll- zu einem
Mitwirkungsakteur“ entwickelt hat, ziehen
auch Christian Calliess, Professor für öffent-
liches Recht an der Freien Universität Ber-
lin, und Timm Beichelt, Professor für
Europa-Studien an der Europa-Universität
Viadrina, in einer neuen Studie (siehe Kas-

ten). Gleichzeitig konstatieren sie darin
aber auch, dass nationale Parlamente in
Europa unter dem Eindruck der Schulden-
krise einen immer schwereren Stand hätten.
Für die Bertelsmann-Stiftung Anlass, Politi-
ker, Europarechtler und Journalisten zu fra-
gen, ob die Parlamente in der Europäischen
Union „unterschätzt oder abgeschrieben“
sind? Eine profunde Antwort auf diese Fra-
ge sollten bei der Abschlussdiskussion der
Veranstaltung unter anderem die beiden
Männer geben, die als Repräsentanten zwei-
er Verfassungsorgane Theorie und Praxis des

Europäischen Integrations-
prozesses verkörpern: Bun-
destagspräsident Norbert
Lammert (CDU) und der
Präsident des Bundesverfas-
sungsgerichts, Andreas Voß-
kuhle. Neben ihnen berich-
teten auf dem Podium auch
Michael Link sowie Aart de
Geus, Vorstandsvorsitzen-
der der Bertelsmann-Stif-
tung und ehemaliger nie-
derländischer Arbeits- und
Sozialminister, sowie Jour-

nalist Martin Klingst von ihren Erfahrun-
gen. Der Präsident des Bundestages und der
Präsident des Bundesverfassungsgerichts
sind  dafür bekannt, ihre Argumente gerne
mit dem Florett auszufechten. Das hatten
sie bereits Ende 2011 bei einer Veranstaltung
des Wissenschaftlichen Dienstes des Bun-
destages bewiesen, als sie die Rolle von Par-
lament und Verfassungsgericht im Europäi-
schen Einigungsprozess diskutierten. 15
Monate später trafen beide unter veränder-
ten politischen Vorzeichen zusammen: Der
Druck der Wirtschafts- und Finanzkrise
zwingt die Exekutive zu immer schnellerem
Handeln. Vielen Wählern wurde erst im Zu-

ge der Europäischen Finanzkrise bewusst,
dass wichtige Entscheidungen nicht mehr
allein auf der nationalen, sondern auf der
supra-nationalen Ebene getroffen werden.
Eine Tatsache, die befürchten lässt, dass die
nationalen Parlamente zunehmend an Ein-
fluss verlieren könnten, weil vieles nicht
mehr in Berlin, sondern in Brüssel entschie-
den würde.  

Neue Kompetenzen Eine Sorge, die Bun-
destagspräsident Lammert nicht teilt. Er
stelle im Gegenteil eine „beachtliche Parla-
mentarisierung europäi-
scher Angelegenheiten“ fest.
Dabei habe der Bundestag
im „kongenialen Zusam-
menwirken“ mit dem Ver-
fassungsgericht seine Mit-
wirkungsrechte weiter aus-
gebaut. Die eigentliche
Kompetenzverteilung zwi-
schen Exekutive und Legis-
lative habe sich erst nach
dem Lissabon-Vertrag und
nach dem Urteil des Bun-
desverfassungsgerichts  2009 etabliert. 
Voßkuhle pflichtete dem Bundestagspräsi-
denten bei und betonte ebenfalls ausdrück-
lich das „Zusammenwirken zweier Verfas-
sungsorgane“. Auf die Frage, ob der Bundes-
tag in diesen europäischen Krisenzeiten von
den Erwartungen des Bundesverfassungsge-
richts  überfordert sei, stichelte er mit leich-
ter Ironie in Anspielung auf einen Slogan
der Bundesagentur für Arbeit:„Wir fördern
und fordern den Bundestag.“ Gleichzeitig
räumte er jedoch ein, dass es „anstrengend
für alle Beteiligten“ sei, diesen Integrations-
prozess zu begleiten – im Übrigen auch für
das Bundesverfassungsgericht. Die Bemü-
hungen des Gerichts scheinen aber nicht

umsonst zu sein: „Es ist ein großer Unter-
schied, wenn Sie heute mit Parlamentariern
über europäische Integrationsprozesse spre-
chen als zum Zeitpunkt von vor etwa fünf
Jahren“, sagte er. Zwar gebe es teilweise
„idealistische Vorstellungen“ vom Parla-
ment und von den Gerichten. Er sehe darin
aber auch etwas Positives: „Das sind regula-
tive Ideen, die uns leiten – und die brau-
chen wir auch.“ Für den Journalisten Mar-
tin Klingst, heute Washington-Korrespon-
dent der „Zeit“ und davor langjähriger Be-
obachter in Brüssel, hat das

Bundesverfassungsgericht
noch eine ganz andere Rol-
le. Es habe 2005 beim Urteil
über den Europäischen
Haftbefehl, den das Gericht
damals für nichtig erklärt
hatte, einen deutlichen
„Weckruf“ gestartet. „Aufge-
wacht“ sei das Parlament
aber erst 2012 bei der Fi-
nanzkrise. Der Einfluss des
Parlaments würde immer
erst dann wahrgenommen,

„wenn es ums liebe Geld geht“, so seine Be-
obachtung. 
Um viel Geld geht es auch bei der geplan-
ten Vertiefung der Wirtschafts- und Wäh-
rungsunion. Sie war das Stichwort, um zu
fragen, ob man bei einer Ausweitung der eu-
ropäischen Kompetenzen nicht an die
Grenzen der Verfassung stoße. Wenn die
Bundesregierung aufhöre zu existieren, et-
wa um in einen europäischen Bundesstaat
aufzugehen, erinnerte Voßkuhle, brauche
man eine neue Verfassung, an deren Ausar-
beitung das Volk beteiligt sein müsse. „Das
ist die Seele unserer Entscheidung zum eu-
ropäischen Integrationsprozess“, sagte der
oberste deutsche Richter. Wie eine solche

Entscheidung des Souveräns aussehen
könnte, ob in Form eines Referendums oder
eines Konvents, ließ er offen, ebenso, ob es
einen bestimmten Zeitpunkt dafür gebe. Bei
einer Übertragung von Budgetrechten auf
eine europäische Institution, ohne Mitspra-
cherecht des Parlaments etwa, wäre für ihn
eine solche Grenze erreicht. 
Ein solcher Fall, beschwichtigte der Bundes-
tagspräsident, stehe„in naher Zukunft nicht
ins Haus“. Er könne für die Zukunft die
„überschaubare rote Linie“ nicht erkennen.
Er müsse aber aus „Gründen der intellektu-
ellen Redlichkeit“ einräumen, dass es eine
solche Grenze gibt“. Auf dem Kontinent ha-
be es in der jüngeren Geschichte zwei Errun-
genschaften gegeben: Demokratie und
Europa. „Niemand kann ein ernsthaftes In-
teresse daran haben, dass diese beiden gro-
ßen Errungenschaften in einen Konflikt zu-
einander geraten“, betonte Lammert. 

Absage an Referenden Dabei erteilte der
Bundestagspräsident einer häufig geäußer-
ten Idee eine klare Absage: Er erhoffe sich
für die Klärung anspruchsvoller Fragen „we-
nig  Referenden“. Man müsste ihm schon
viele Argumente vortragen, um zu bewei-
sen, „dass es anders nicht geht“. Denn, sag-
te Lammert,„die Empirie spricht dafür, dass,
je anspruchsvoller etwas ist, umso weniger
geht es mit Referenden“. 
Dabei erinnerte Lammert an eine Begeg-
nung mit dem früheren Präsidenten des Eu-
ropäischen Parlaments, Pat Cox. In seiner
Heimat Irland würden zu fast allen europäi-
schen Fragen Referenden durchgeführt. Da-
her konnte Cox aus Erfahrung eines verläss-
lich sagen: Bei einem Referendum würde
immer über alles Mögliche abgestimmt –
aber nie über den Gegenstand des Referen-
dums.  Annette Sach ❚ 

Unterschätzt oder abgeschrieben? Die Frage, wie mächtig Parlamente in Europa sind, diskutierte Verfassungsgerichtspräsident Andreas Voßkuhle (linkes Bild) mit Bundestagspräsident Norbert Lammert (mit Mikrofon im rechten Bild).

«Das Maß 
an

Rückkoppelung
ist sehr 

intensiv.»  
Michael Link (FDP), 

Europa-Staatsminister

«Wir fördern 
und fordern 

den
Bundestag.» 

Andreas Voßkuhle, 
Präsident des

Bundesverfassungsgerichts
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Theorie trifft Wirklichkeit 
EUROPA Experten diskutieren Kompetenzen des Parlaments in Zeiten der Finanzkrise

Europapolitik ist keine Außenpolitik mehr,
sondern europäische Innenpolitik. Deshalb
ist es nur konsequent, dass der Bundestag
als nationales Parlament in der EU-Politik
eine wichtige Rolle einnimmt, die Regie-
rung kontrolliert und gelegentlich auch
steuert. Vor allem aber übernimmt er Ver-
antwortung für wichtige Entscheidungen
wie bei der Rettungspolitik für überschulde-
te EU-Staaten. Damit ist der Bundestag eine
nur schwer ersetzbare Legitimationsquelle
für europäische Politik.  
Im parlamentarischen Regierungssystem
stehen sich Regierung und Parlament selten
diametral gegenüber. Vielmehr bilden Re-
gierung und Parlamentsmehrheit tenden-
ziell eine Handlungseinheit. Die Regie-
rungsmehrheit versucht, „ihre“ Regierung
zu stützen, die Opposition versucht, beide
anzugreifen. Das gilt natürlich auch in der
Europapolitik. Die Legitimationswirkung
des parlamentarischen Verfahrens besteht
dabei zum einen in der kontroversen und
öffentlichen Diskussion. Die Opposition
kann kritische Fragen stellen. Bürger, Me-
dien und Interessensgruppen können den
Diskurs mitverfolgen und mit ihren Reak-
tionen mitgestalten. Zum anderen können

Angriffe der Opposition so wirkungsvoll
sein, dass die Mehrheit der Regierung
wankt. Das wird zwar selten der Fall sein,
aber allein die Gefahr, dass es so weit kom-
men könnte, sorgt für eine gewisse Span-
nung und zwingt die Mehrheit gelegentlich
zu Zugeständnissen. Die europapolitische
Rolle des Bundestags selbst ist stark diffe-
renziert. In der Praxis sind fünf Konstella-
tionen relevant. 

Verhandlung über Sekundarrecht Im All-
tagsgeschäft der EU werden Richtlinien und
Verordnungen zu allen denkbaren Themen
beschlossen. Dabei kann der Bundestag die
Verhandlungsposition der Bundesregierung
im Ministerrat mitbestimmen. Seit 1992
gibt es den Artikel 23 im Grundgesetz, wo-
nach der Bundestag frühestmöglich und
umfassend zu unterrichten ist und die Re-
gierung entsprechende Stellungnahmen des
Bundestags berücksichtigen muss. Das Bun-
desverfassungsgericht hat dies 1993 im
Maastricht-Urteil aufgegriffen und betont,
dass die Legitimation der EU-Politik „zuvör-
derst“ über die nationalen Parlamente (und
nicht über das Europäische Parlament) er-
folgt. 

Subsidiaritätskontrolle Der Bundestag ist
verpflichtet, zu kontrollieren, ob sich (ge-
plante) Rechtsakte der EU auf Konstellatio-
nen beschränken, bei denen die europäi-
sche Ebene für eine Regelung besser geeig-
net ist, als die nationale. Der Bundestag
kann dies im Vorfeld gemeinsam mit ande-
ren nationalen Parlamenten prüfen, rügen
und im Nachhinein auch beim Europäi-
schen Gerichtshof klagen. Dabei ist nach
Art 23 Abs. 1a sogar die oppositionelle Min-
derheit (im Namen des Bundestags) klage-
befugt. 

Richtlinienumsetzung EU-Richtlinien
müssen durch den Bundestag in nationales
Recht umgesetzt werden. Dabei besteht
mehr oder weniger Gestaltungsspielraum.
Das Bundesverfassungsgericht erwartet,
dass solche Spielräume vom Bundestag ge-
nutzt werden, um grundrechtsfreundliche
Lösungen zu finden. Beim europäischen
Haftbefehl und der Vorratsdatenspeiche-
rung war dies nach Karlsruher Ansicht nicht
gelungen. 

Vertragsänderungen: Änderungen an den
Verträgen der EU, also am sogenannten Pri-

märrecht, erfordern in der Regel eine parla-
mentarische Ratifikation, denn die EU-Staa-
ten sind immer noch die „Herren der Ver-
träge“. In Deutschland ist seit 1992 in sol-
chen Fällen grundsätzlich eine Zwei-Drittel-

Mehrheit vorgeschrieben wie bei einer
Grundgesetzänderung. In seinem Lissabon-
Urteil 2009 hat das Bundesverfassungsge-
richt vorgeschrieben, dass der Bundestag
auch zustimmen muss, wenn die EU ohne
Vertragsänderung neue Aufgaben erhält.
Die eigentliche Hürde ist das Bundesverfas-
sungsgericht, das bei Vertragsänderungen
regelmäßig angerufen wird. Im Ergebnis bil-
ligte das Verfassungsgericht bislang aber je-
de Vertragsänderung. 

Rettungskrise: Die Gewährung von Kredi-
ten und die Übernahme von Garantien in
der Höhe von einigen hundert Milliarden
Euro brachte neue Probleme. Kläger sahen
wieder einmal das Ende der Integration er-
reicht und forderten ein Eingreifen des Ver-
fassungsgerichts. Dieses berief sich nun aber
auf den Bundestag. Die Abgeordneten
müssten abschätzen, ob die Risiken für die
deutsche Wirtschaft und den deutschen
Haushalt noch zu tragen sind und ob sie bei
einem Platzen der Währungsunion eventu-
ell noch viel höher wären. Christian Rath ❚ 

Christian Rath ist rechtspolitischer Korrespon-
dent verschiedener Tageszeitungen.

Das Parlament als Legitimationsquelle für europäische Politik 
RECHT In der Praxis kann der Bundestag Brüsseler Politik auf verschiedenste Weise mitgestalten

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden 
Sie in unserem E-Paper

Die Entscheidungen des Gerichts in
Karlsruhe werden aufmerksamer verfolgt.
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Der Bundestag nimmt in der Europapolitik ei-
ne aktivere und bedeutendere Rolle wahr als
gemeinhin angenommen.Das ist eine der zen-
tralen Thesen der Studie „Auf dem Weg zum
europäisierten Bundestag: Vom Zuschauer
zum Akteur?“, die auf der Berliner Konferenz
der Bertelsmann Stiftung zur Rolle des Parla-
ments in der europäischen Integration vorge-
stellt wurde. Die Autoren – Professor Christi-
an Calliess, Europarechtler an der FU Berlin,
und Professor Timm Beichelt, Politikwissen-
schaftler an der Europa Universität Viadrina in
Frankfurt (Oder) – stellen darin drei Thesen auf
und geben sieben Handlungsempfehlungen.
„Der Bundestag wandelt sich von ei-
nem Kontroll- zu einem Mitwirkungs-
akteur“, lautet These Nummer eins. Das eu-
roparechtliche Handeln des Parlaments könne
gegen die Ansicht eines Bedeutungsverlusts
angesichts der EU-Integration „nicht mehr als
,entleert´ gelten“. Stattdessen sei der Bundes-
tag (und auch der Bundesrat) im europäischen
Vergleich „zu einem Parlament mit einem der
stärksten Mitwirkungsrechte gegenüber der
Regierung geworden“, schreiben Calliess und
Beichelt.Dies sei vor allem auch eine Folge der
Urteile des Bundesverfassungsgerichts zum
Lissabon-Vertrag (2009) sowie zu den Ret-
tungsschirmen (2011, 2012). Hervorgehoben
wird, dass der Bundestag bei finanzrelevanten
Entscheidungen des Gouverneursrats des per-
manenten Rettungsschirms ESM „die Regie-
rung bindende Beschlüsse treffen kann“.
Laut Studie hat in Deutschland „die parla-
mentarische Ebene gegenüber der ad-
ministrativen Sphäre ganz deutlich an
Gewicht gewonnen“. Für die These, der
Bundestag betreibe eine „vergleichsweise ak-
tive Europapolitik“, führen die Autoren die
Sonderstellung des EU-Ausschusses sowie die
regelmäßigen Regierungserklärungen der
Kanzlerin zu Brüsseler Krisensitzungen sowie
zu Treffen des Europäischen Rats an. Hinzu kä-
me die hohe Zahl von EU-Unterrichtungen ans
Parlament. Weiter habe der Bundestag in der
Europapolitik „der Regierung eine umfassen-
de Unterrichtungspflicht abringen“ können.
Erwähnt werden auch Maßnahmen der Bun-
destags-Verwaltung wie die Schaffung einer
„Unterabteilung Europa“. Gleichwohl könne
aus dem „stark erhöhten Informiertheitsgrad
des Bundestags“ nicht ohne weiteres eine re-
lativ stärkere Machtposition gefolgert werden.
Eine weitere These ist, dass das Europa-Han-
deln des Bundestags nur mit Blick auf Unter-
gruppen, so der „Europapolitiker“ aller Frak-
tionen, zu verstehen ist. Schließlich – These
Nummer drei – könne die Debatte über
„mehr“ oder „weniger“ Bundestag in
Europa nur im Kontext der Rolle der
anderen nationalen Parlamente richtig
bewertet werden.
In den Handlungsempfehlungen für die Politik
wird gefordert, dass sich der Bundestag mehr
auf zentrale Felder konzentrieren soll statt „al-
les abdecken zu wollen“. Der EU-Ausschuss
müsse gestärkt werden. Zudem solle mit Blick
auf den ESM ein „gemischter Stabilitätsaus-
schuss“ aus Vertretern des Haushalts-, EU-
und Rechtsausschusses eingerichtet werden.
Gefordert wird auch eine geringere Abhängig-
keit der Europapolitik von einzelnen Fraktions-
experten.So solle es Fachleute für einzelne Po-
litikfelder geben wie den Obmann „Verkehrs-
politik Europa“. Hans Krump ❚

DIE STUDIE 
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Von 1967 bis 1978 wurden rund 126.000 Fässer mit radioaktivem Abfall in dem ehemaligen Salzbergwerk eingelagert. Die Bergung wird, falls sie überhaupt gelingt, viele Jahre dauern.
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Keine Kürzungen bei
Lebensversicherungen
Eine Kürzung der Beteiligung von Lebens-
versicherten an den Bewertungsreserven
der Unternehmen wird es nicht geben. Der
Bundestag stimmte am Donnerstag der Be-
schlussempfehlung des Vermittlungsaus-
schusses (17/12464) zum Gesetz zur Beglei-
tung der Verordnung (EU) Nr. 260/2012 zur
Festlegung der technischen Vorschriften und
der Geschäftsanforderungen an Überwei-
sungen und Lastschriften in Euro und zur
Änderung der Verordnung (EG) Nr. 924/2009
(17/10038, 17/10251) zu. Der Kompromiss
sieht vor, dass die von den Koalitionsfraktio-
nen gewollten Regelungen zur reduzierten
Beteiligung der Versicherten aus dem Ge-
setz gestrichen werden. hle ❚

SPD will maritime 
Forschung stärken 
Rund 70 Prozent der Oberfläche der Erde
sind mit Wasser bedeckt. Der größte Teil der
Lebewesen in den Ozeanen ist bisher weder
entdeckt noch beschrieben oder katalogi-
siert worden, schreibt die SPD in ihrem An-
trag „Meeresforschung stärken – Potentia-
le ausschöpfen und Innovationen fördern“
(17/9745). Wissenschaft und Forschung
stünden bei der Untersuchung der Ozeane
also vor großen Herausforderungen. Des-
halb solle die Bundesregierung eine Road-
map zur nachhaltigen Stärkung der Meeres-
forschung vorlegen. Die Fraktion schlägt in
einem 16-Punkte-Plan eine engere Vernet-
zung von Hochschulen, Forschungseinrich-
tungen und Wirtschaft im Sinne zur Stär-
kung der marinen und maritimen Forschung
vor. Der Antrag wurde vergangenen Don-
nerstag zur weiteren Beratung an die Aus-
schüsse überwiesen. rol ❚

Zugang zu
Forschungsergebnissen
Die Zugänglichkeit zu Forschungsergebnis-
sen, die mit öffentlichen Mitteln finanziert
werden, ist deutlich eingeschränkt. Und das,
obwohl die freie Nutzung von Daten und Er-
kenntnissen aus Wissenschaft und For-
schung für die Öffentlichkeit von herausra-
gender Bedeutung für die langfristige Si-
cherstellung der Leistungsfähigkeit des Wis-
senschafts- und Innovationssystems ist,
schreibt die SPD in einem Antrag
(17/12300). Darin fordert die Fraktion die
Regierung unter anderem auf, zügig ein
Konzept zur Umsetzung einer modernen
Open-Access-Politik für die öffentlich finan-
zierte Forschungsförderung vorzulegen. Der
Antrag wurde am vergangenen Donnerstag
zur weiteren Beratung in die Ausschüsse
überwiesen. rol ❚

EU-Richtlinie zu intelligenten
Verkehrssystemen umsetzen
Die Bundesregierung hat den Entwurf eines
Gesetzes über intelligente Verkehrssysteme
im Straßenverkehr und deren Schnittstellen
zu anderen Verkehrsträgern vorgelegt
(17/12371). Damit will sie die Richtlinie
2010/40/EU umsetzen. Laut Regierung be-
steht eine Pflicht zur Umsetzung dieser
Richtlinie. Der Gesetzentwurf wurde am ver-
gangenen Donnerstag zur weiteren Bera-
tung an die Ausschüsse überwiesen. mik ❚

Streubesitzdividenden 
werden steuerpflichtig
Dividendenerträge inländischer Kapitalge-
sellschaften aus kleineren Unternehmens-
beteiligungen werden künftig besteuert, um
die vom Europäischen Gerichtshof geforder-
te Gleichbehandlung zwischen in- und aus-
ländischen Gesellschaften beim sogenann-
ten Streubesitz zu erreichen. Der Bundestag
hatte im November 2012 beschlossen
(17/11314), die Gleichbehandlung dadurch
herzustellen, dass auch ausländische Kapi-
talgesellschaften von der Steuerlast befreit
werden, was im Bundesrat keine Zustim-
mung fand. Der Bundestag stimmte am
Donnerstag gegen das Votum der Linksfrak-
tion der Beschlussempfehlung des Vermitt-
lungsausschusses (17/12465) zu. hle ❚

Bessere Bekämpfung 
von Tierseuchen 
Der Bundestag hat am Donnerstag einem
Gesetzentwurf der Bundesregierung zur
Vorbeugung vor und Bekämpfung von Tier-
seuchen (17/12032, 17/12478) zugestimmt.
Das Gesetz sieht ein Monitoring, die Kate-
gorisierung von Betrieben oder Gebieten
nach dem Gesundheitsstatus der gehalte-
nen Tiere und die Einrichtung eines Daten-
registers über den Gesundheitsstatus der
Tiere vor. vom ❚

KURZ NOTIERT

Der Widerstand gegen die von der EU ge-
plante Möglichkeit der Privatisierung der
Wasserversorgung wird schärfer. Zwar lehn-
te der Bundestag am Donnerstag drei Anträ-
ge der Oppositionsfraktionen, die die Bun-
desregierung aufgefordert hatten, die Verab-
schiedung der EU-Konzessionsrichtlinie zu
verhindern, ab. Aber genauso wie SPD, Grü-
ne und Linke wandte sich auch Ulrich Lan-
ge (CSU) am Donnerstag im Bundestag ge-
gen die Richtlinie: „Klar ist, dass in Brüssel
wieder die Technokraten regieren.“ Das
Subsidaritätsprinzip habe man in Brüssel
nicht begriffen. Wasser dürfe nicht zum Spe-
kulationsobjekt werden. 
Im Bundesrat kündigte die bayerische Bun-
desratsministerin Emilia Müller (CSU) Wi-
derstand gegen die EU-Pläne an und be-
zeichnete die zustimmende Haltung von
Wirtschaftsminister Philipp Rösler (FDP)
als nicht nachvollziehbar: „Der Bundeswirt-
schaftsminister darf diesen breiten Konsens
in Deutschland nicht weiter ignorieren.“
Die SPD hatte in ihrem Antrag (17/12519)
davor gewarnt, die Entscheidungsfreiheit
der Kommunen bei der Daseinsvorsorge
einzuschränken. „Die Gewährleistung des
Gemeinwohls in öffentlicher Hand ist zu si-
chern“, fordert die Fraktion.
Erinnert wird an einen auf Initiative der
SPD-Fraktion verfassten Brief des Ausschus-

ses für Wirtschaft und Technologie an den
zuständigen EU-Kommissar Barnier vom
Dezember 2010, in dem Bedenken aller
Fraktionen gegen die Konzessionsrichtlinie
geäußert wurden.
Auch die Grünen stellten sich gegen eine
„Privatisierung der Wasserversorgung durch
die Hintertür“. Wenn Pläne der EU-Kom-
mission zur Vergabe von Dienstleistungs-
konzessionen umgesetzt würden, würde es

vielfach zu Preiserhöhungen und mittelfris-
tig zu Qualitätsverlusten bei der Wasserver-
sorgung kommen“, heißt es in einem An-
trag der Fraktion (17/12394). Grundsätz-
lich heißt es weiter: „Wasser ist kein ge-
wöhnliches Gut und die Wasserversorgung
kein gewöhnliches Geschäft. Der Zugang zu
Wasser ist ein Menschenrecht und die Was-
serversorgung ist ein elementarer Teil der
kommunalen Daseinsvorsorge.“ 
Dass Wasser Menschenrecht ist, stellte auch 
Die Linke in ihrem Antrag (17/12482) fest.
Wasser sei ein lebenswichtiges, öffentliches
Gut, von dessen Nutzung niemand ausge-
schlossen werden dürfe. Zwar werde mit der
EU-Richtlinie kein absoluter Privatisie-
rungszwang festgeschrieben, aber der Druck
auf die Stadtwerke, europaweit auszuschrei-
ben, werde erheblich erhöht. „Ferner führen
private Beteiligungen an kommunalen Ei-
gengesellschaften, wie sie die Politik bislang
befördert hat, automatisch zur Ausschrei-
bungspflicht im Falle einer Neuvergabe der
Konzession“, schreiben die Abgeordneten,
die überdies eine „Tariftreue-Klausel“ ver-
missen. 
Der Parlamentarische Staatssekretär im
Bundeswirtschaftsministerium, Hans-Joa-
chim Otto (FDP), wies die Bedenken zu-
rück. Es ändere sich durch die Konzessions-
richtlinie nichts.  hle ❚

EU soll die Finger vom Wasser lassen
WIRTSCHAFT Vier Fraktionen gegen Brüsseler Privatisierungs-Richtlinienpläne

Wasser ist Menschenrecht.

S
treit, Querelen und gegenseitige
Schuldzuweisungen sind Teil
des politischen Geschäfts. Bei
der Verabschiedung des „Geset-
zes zur Beschleunigung der
Rückholung radioaktiver Abfäl-

le und der Stilllegung der Schachtanlage As-
se II“ (17/11822) war das genaue Gegenteil
zu spüren: Erleichterung, gegenseitiges Ein-
verständnis und viel Dank und Anerken-
nung für die jeweils andere Fraktion. „Weil
alle gemeinsam daran gearbeitet haben, ha-
ben wir es geschafft, den Entwurf zur Rück-
holung radioaktiver Abfälle tatsächlich fer-
tigzustellen“, sagte die Staatssekretärin im
Umweltministerium Ursula Heinen-Esser
(CDU), die für ihr sachkundiges Engage-
ment von allen Seiten ebenfalls viel Lob er-
hielt. Das Gesetz, das in der Sache einfach
klingt, bedeutet in der Wirklichkeit das En-
de jahrelanger Streitigkeiten um eine der
schwierigsten radioaktiven Altlasten der
Bundesrepublik: die marode Schachtanlage
Asse II in Niedersachsen. 

Jahrelanger Streit Im dem ehemaligen
Salzbergwerk wurden von 1967 bis 1978
insgesamt rund 126.000 Fässer und Gebin-
de mit schwach- und mittelradioaktiven Ab-
fällen eingelagert. Das Bergwerk gilt heute
als einsturzgefährdet, der genaue Zustand
der Fässer ist nicht bekannt. 2009 wurde das
Bundesamt für Strahlenschutz (BfS) Betrei-
ber der Anlage. Die Stilllegung der Anlage
wurde beschlossen. Vorausgegangen waren
jahrelange Streitigkeiten, ob und wenn ja
wie der Abfall geborgen werden sollte. Ein
Zusammenschluss von Bürgerinitiativen

und engagierten Bewohnern, die Asse-Be-
gleitgruppe, kämpfte jahrelang intensiv für
eine Rückholung der Fässer und gegen eine
Vollverfüllung der Anlage. Da die Arbeiten
aufgrund einer Reihe von Vorschriften sehr
viel langsamer als geplant vorangingen, ent-
schlossen sich Vertreterinnen aller fünf Frak-
tionen des Umweltausschusses zum Han-
deln. Nach intensiven Beratungen mit den
zuständigen Ministerien von Bund und Län-
dern sowie den Bürgern vor Ort, legten sie
im Dezember 2012 einen Gesetzentwurf
vor, mit dem Ziel, die Arbeiten in der Asse
zu beschleunigen. „Wir haben alle gemerkt
und gelernt, dass sich Politik, Verwaltung,
Wissenschaft und Industrie bei den Vorgän-
gen rund um die Asse nicht mit Ruhm be-
kleckert haben“, sagte Maria Flachsbarth
(CDU) selbstkritisch. 
Daraus sei die Überzeugung gewachsen,
dass „wir das Ganze aus dem politischen
Streit herausholen müssen“, sagte sie. Ein
wenig politischen Streit gab es dann aber
doch noch: Denn obwohl die Fraktion Die
Linke an der Ausarbeitung des Gesetzes in-
tensiv mitgearbeitet hatte, fehlte ihr Name
auf dem Kopf des Gesetzentwurfs. Der
Grund: Die CDU/CSU lehnt es prinzipiell
ab, mit der Fraktion Die Linke im Parlament
zusammenzuarbeiten, so auch bei diesem
fraktionsübergreifenden Antrag. Eine Tatsa-
che, die Ute Vogt (SPD) als „Wermutstrop-
fen“ und Sylvia Kotting-Uhl (Bündnis
90/Die Grünen) als „extrem bedauerlich“
kritisierte, weil ein solches Gesetz, das Ver-
trauen sehr viele Menschen brauche und ein
„Bruch der Geschlossenheit des Parla-
ments“ bedeute.  Als Reaktion erklärte Die

Linke, dass sie dem Gesetzentwurf nicht zu-
stimmen werde. Sie brachte vielmehr sechs
Änderungsanträge ein, mit denen sie mög-
liche „Hintertüren“ verhindert möchte, die
die Rückholung doch noch verhindern oder
verzögern könnten, sagte Linken-Abgeord-
nete Dorothée Menzner. „Uns fehlt die

deutliche Feststellung des Klagerechts für
den Fall, dass eines Tages über den Abbruch
entschieden werden muss“, sagte sie und
forderte zudem die Rechtfertigungspflicht
für die Rückholung aufzuheben   
In den wesentlichen Fragen herrscht zwi-
schen den Asse-Berichterstatterinnen aber

Einigkeit, vor allem darin, dass schnell ge-
handelt werden muss: „Die Zeit drängt“,
sagte Maria Flachsbarth und berichtete, dass
die Standfestigkeit der Grube auch durch
den unkontrollierten Zutritt von Laugen
weiterhin gefährdet sei. Sie sprach auch die
Sorge vieler Bürger vor Ort an, dass in Wirk-

lichkeit eine Stilllegung ohne Rückholung
vorbereitet werde. „Ich widerspreche dem
mit Nachdruck“, sagte sie uns versprach,
dass  der Umweltausschuss alle Vorgänge in
der Asse kritisch mitbegleiten werden. Eines
jedoch könne sie aber nicht zusichern: „Wir
können hier im Deutschen Bundestag nicht

das Gelingen der Rückholung versprechen.“
Auch Sylvia Kotting-Uhl machte deutlich:
„Weder der Bundestag noch irgendein Ge-
setz kann die Rückholung garantieren“. Man
könne nur versprechen, „dass wir alles tun,
damit sie gelingt“.  

Oberste Priorität Auch Michael Kauch
(FDP) machte deutlich, dass die „Rückho-
lung Priorität“ hat. Dabei dürfe man nicht
„die Verantwortung gegenüber den Beschäf-
tigten vergessen“, warnte er. Es müssten da-
her auch die Grenzen der Rückholoption
aufgezeigt werden, „nämlich dann, wenn
die Beschäftigten nicht mehr sicher ins Berg-
werk einfahren können“, erklärte er. Auch
dies gehöre zur Wahrheit des Gesetzent-
wurfs. Ute Vogt (SPD) wollte ebenfalls eines
nicht verschweigen: die Kosten. „Die Schät-
zungen gehen im Moment von vier bis sechs
Milliarden Euro aus“, sagte sie. Zudem kön-
ne es aus technischen Gründen noch viele
Jahre dauern, bis die Abfälle wirklich zu-
rückgeholt werden könnten. Sie nannte ei-
nen Zeithorizont von zehn Jahren, bis man
die Abfälle nicht nur erfolgreich geborgen,
sondern auch neu verpackt und an anderer
Stelle eingelagert habe. Genau dort zeichnet
sich aber bereits das nächste Problem ab:
die Frage eines Endlagers für hochradioak-
tiven Müll. Matthias Miersch (SPD) zitierte
dafür aus dem Entwurf des dafür geplanten
Gesetzes. Es werde dafür ein Standort ge-
sucht, der eine bestmögliche Sicherheit über
eine Million Jahre gewährleiste, sagte er. Mit
der Asse habe man hingegen auf Zusiche-
rungen vertraut, „die nicht einmal 50 Jahre
gehalten haben“.  Annette Sach ❚

ASSE Bundestag beschließt fraktionsübergreifend Gesetz zur schnelleren Rückholung radioaktiven Abfalls

Projekt für Jahrzehnte  
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HAUSHALT Die Bundesregierung muss nicht
von den für dieses Haushaltsjahr angekündig-
ten Programmkürzungen beim „Energie- und
Klimafonds“ Abstand nehmen. Einen Antrag
der SPD-Fraktion (17/10088), in dem dieses ge-
fordert wurde, lehnte der Bundestag am ver-
gangenen Freitag auf Beschlussempfehlung des
Haushaltsausschusses (17/10815) ab. Gegen
den Antrag stimmten die Koalitionsfraktionen
CDU/CSU und FDP. Bei Enthaltung der Links-
fraktion votierten die SPD und die Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen dafür.
In ihrem Antrag forderte die SPD-Fraktion wei-
ter, die Ausstattung des Marktanreizprogramms
mit den notwendigen Finanzmitteln über meh-
rere Jahre verlässlich sicherzustellen, um dem
„stop and go“ der vergangenen Jahre mit will-
kürlichen Mittelkürzungen und Haushaltssper-
ren ein Ende zu setzen. Die Regierung solle
auch dafür Sorge tragen, dass die Programme
zur energetischen Gebäudesanierung im Haus-
haltsjahr 2012 in vollem Umfang fortgeführt
werden.
Die Abgeordneten forderten zudem die Regie-
rung auf, dafür zu sorgen, dass die Programme
zur Elektromobilität in diesem Haushaltsjahr im
vollen Umfang fortgeführt werden und beson-
ders die Finanzierung von Leuchtturmprojekten
abgesichert wird. Schließlich solle im Hinblick

auf die Beratungen für den Bundeshaushalt
2013 ein solides und nachhaltiges Konzept zur
Finanzierung von Energiewende und Klima-
schutz in Deutschland vorgelegt und geplante
Mittelkürzungen zurückgenommen werden.
Eine weitere Forderung der Abgeordneten wa
unter anderem, alle Programme und Maßnah-
men im „Energie- und Klimafonds“ wieder in
die Einzelpläne des Bundeshaushalts zu über-
führen.
Die Bundesregierung gefährdet die Energie-
wende in Deutschland, heißt es in dem Antrag
zur Begründung. Mit der Einrichtung des „Ener-
gie- und Klimafonds“ habe die Regierungsko-
alition ein Sondervermögen des Bundes ge-
schaffen, dessen Einnahmen sich nach der ge-
scheiterten Atom-Renaissance im Wesentlichen
aus den Erlösen des CO2-Emissionszertifikate-
Handels speisen würden.
Die jüngste Entwicklung des EU-Emissionshan-
delssystems und der daraus resultierenden Ein-
nahmen würden jedoch nicht ohne Auswirkun-
gen auf die Ausgestaltung der Klimaschutzpo-
litik in Deutschland bleiben. Denn aktuell stehe
der EU-Emissionshandel unter starkem Druck,
da ein erhebliches Überangebot an CO2-Zerti-
fikaten bestehe. Dies habe zu einem Verfall der
Preise geführt. Damit sei keine langfristige Pla-
nungssicherheit gegeben. mik ❚

Weiter Kürzungen beim Klimafonds

AUS PLENUM UND AUSSCHÜSSEN

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden 
Sie in unserem E-Paper

Der Umweltausschuss des Bundestages beim Besuch der Asse im September 2011
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D
ie Forschung in Deutsch-
land verdient das Prädi-
kat Spitzenklasse. Der
Präsident der Max-
P l a n c k - G e s e l l s c h a f t
(MPG), Professor Peter

Gruss, erklärte in der vergangenen Woche
bei einem Gespräch mit den Mitgliedern des
Bundestagsausschusses für Wirtschaft und
Technologie, die deutsche Forschungsland-
schaft sei „hervorragend strukturiert“. Ran-
kings, die Deutschland nur im Mittelfeld
der OECD-Länder sehen, bezögen sich al-
lein auf die universitäre Forschung. Gruss:
„Wäre die Max-Planck-Gesellschaft eine
Universität, wäre sie im Shanghai-Ranking
auf Platz fünf.“ Die Universität Shanghai
prüft jedes Jahr 1.000 Universitäten welt-
weit. 500 von ihnen werden im Shanghai-
Ranking aufgeführt. 
Die deutsche Struktur mit universitären und
außeruniversitären Forschungseinrichtun-
gen sei ein Exportschlager, stellte Gruss fest.
Zusammen mit der Forschung und Entwick-
lung in Unternehmen stehe „Deutschland
sehr gut da“. Dazu legte Gruss Unterlagen
vor, nach denen Deutschland bei verschie-
denen Indikatoren wissenschaftlicher Leis-
tungsfähigkeit zwischen dem zweiten und
dem vierten Platz liegt.
Der Ausschussvorsitzende Ernst Hinsken
(CSU) hatte zuvor die Max-Planck-Gesell-
schaft als „eine der wichtigsten und renom-
miertesten Forschungseinrichtungen in
Deutschland“ gewürdigt. Die MPG spiele
weltweit eine wichtige Rolle beim Wissens-
transfer von der Wissenschaft in die Wirt-
schaft, lobte Hinsken.

17.000 Mitarbeiter Die Max-Planck-Ge-
sellschaft, benannt nach dem Begründer der
Quantentheorie, ist neben der Helmholtz-
Gesellschaft und der Fraunhofer-Gesell-
schaft eine der drei großen außeruniversitä-
ren Forschungseinrichtungen in Deutsch-
land. In ihren 82 Instituten und Einrichtun-
gen arbeiten 17.000 eigene Mitarbeiter
sowie knapp 5.000 Stipendiaten und Gast-
wissenschaftler aus aller Welt. Die MPG hat
einen Etat von 1,37 Milliarden Euro (2011),
ergänzt durch rund 280 Millionen Euro aus
Drittmitteln sowie rund 100 Millionen an
eigenen Einnahmen, etwa aus Patentlizen-
zen. Der Zellbiologe Gruß leitet die Max-
Planck-Gesellschaft seit 2002.
Gruss betonte, Deutschland brauche For-
schung „für die Entwicklung von Produk-
ten, aber auch für die Weiterentwicklung der
Gesellschaft“. Als Problem bezeichnete er
die Umsetzung von Forschungsergebnissen.
Die Gründung von Technologie-Unterneh-
men in Deutschland habe sich „in den letz-
ten Jahren leider negativ entwickelt“. Schuld
daran sei, dass sich Wagniskapital „extrem
verknappt“ habe. Um diese Lücke durch öf-
fentliche Förderung zu schließen, schlug der
Max-Planck-Präsident vor allem die Grün-
dung sogenannter Inkubatoren vor. Damit
sind Einrichtungen gemeint, die Erfindun-
gen näher an die Produktreife bringen, etwa
durch die Entwicklung von Prototypen. Da-
ran anschließend seien Gründungen von
Unternehmen weniger riskant.
Auf Fragen aus den Koalitionsfraktionen
CDU/CSU und FDP hin befürwortete Gruss
zudem steuerliche Abschreibungsmöglich-
keiten für Forschung in Unternehmen.
Denn bei der Projektförderung seien die An-

tragsverfahren so komplex, dass sie von klei-
nen und mittleren Unternehmen kaum zu
bewältigen seien. Zudem wünschte er sich,
dass die verschiedenen Ministerien, die For-
schung und Entwicklung fördern, „ihre In-
strumente im engeren Verbund einsetzen
würden“. Auch das würde die derzeitige Un-
überschaubarkeit verringern.

Ausländische Fachkräfte Einen Schritt
nach vorn hat Deutschland nach Einschät-
zung von Gruss bei der Gewinnung auslän-
discher Fachkräfte gemacht. Die objektiven
Bedingungen für das Aufenthaltsrecht hät-
ten sich zuletzt deutlich verbessert, antwor-
tete er auf eine Frage aus der SPD-Fraktion.

„Ich bin überzeugt, dass wir jetzt einen Rah-
men haben, wo wir attraktiv sind. Die Leu-
te kommen.“
Aus der Linksfraktion wurde Gruss gefragt,
ob das Bestreben, Forschungsergebnisse in
der Privatwirtschaft zu verwerten, proble-
matisch für die Forschungsfreiheit sein
könnte. Hierauf verwies er auf einen Unter-
schied seiner Einrichtung zur Fraunhofer-
Gesellschaft, die Auftragsforschung betrei-
ben müsse, da sie nur zu 20 Prozent aus öf-
fentlichen Mitteln finanziert sei. Die Max-
Planck-Gesellschaft arbeite mit der
Industrie zusammen, aber nicht im Sinne
von Auftragsforschung. „Die Industrie er-
fährt unsere Ergebnisse“ und könne mit der

MPG Verträge über die Nutzung ihrer Paten-
te schließen. Die MPG betreibe Grundla-
genforschung, bei der man vorher nie sagen
könne, ob sie zu verwertbaren Ergebnissen
führt.
„Ein Problem angesprochen“ hat die Grü-
nen-Fraktion nach Ansicht von Gruss mit
ihrer Frage nach der Ko-Finanzierung seiner
Institute durch die Länder. Diese bereite im-
mer wieder Schwierigkeiten. Gruss plädierte
dafür, bei Max-Planck- und Leibnitz-Gesell-
schaft von der 50:50-Finanzierung durch
Bund und Länder zu einer 70:30-Finanzie-
rung zu kommen. Die Länder sollten ihre
dadurch freiwerdenden Gelder dann für die
Universitäten einsetzen. Peter Stützle ❚

WIRTSCHAFT Die Bundestagsfraktionen se-
hen die Luftfahrtstrategie der Regierung
(17/12150) sowie einen in der vergangenen
Woche im Ausschuss für Wirtschaft und Techno-
logie abgegebenen Regierungsbericht zur Luft-
verkehrssteuer kritisch. Ein Sprecher der
CDU/CSU-Fraktion wies auf die Abwanderung
von Passagieren in großer Zahl von kleinen
Flughäfen in Grenznähe hin. Im internationalen
Geschäft würde großen Drehkreuze im Ausland
hohe Wachstumsraten erzielen. Die deutschen
Flughäfen würden ein geringeres Wachstum
aufweisen. Die FDP-Fraktion bezeichnete es als
dramatisch, dass grenznahe Flughäfen wie
Münster/Osnabrück oder Weeze am Nieder-
rhein so massive Passagierverluste hätten. Bei
den internationalen Luftverkehrsdrehkreuzen
seien massive Verlagerungen zugunsten von
ausländischen Flughäfen feststellbar.
Die SPD-Fraktion erinnerte die Union daran,
dass sie der Luftverkehrssteuer zugestimmt ha-
be. Der Regierungsbericht sei in Teilen „sehr va-

ge“. Die Ausgaben für die Luftfahrtforschung
würden stagnieren. Die Linksfraktion verlangte
die Vorlage einer industriepolitischen Strategie,
die in Verkehrs- und Umweltstrategien einge-
bunden sei. Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
erklärte, die Existenz des ein oder anderen
deutschen Regionalflughafens könne durchaus
hinterfragt werden.
Die Regierung bezifferte die Einnahmen aus der
Luftverkehrssteuer für 2011 mit 959 und für
2012 mit 949 Millionen. Eine Ursache der Ver-
lagerung des internationalen Verkehrs seien die
hohen Subventionen bei einigen ausländischen
Wettbewerbern, während sich die deutsche
Luftfahrt selbst finanziere. In ihrer Luftfahrtstra-
tegie sieht die Regierung Chancen für die deut-
sche Luftfahrtindustrie, auch in Zukunft über-
durchschnittlich zu wachsen. Schon in den letz-
ten zehn Jahren habe die Luftfahrtindustrie ein
Wachstum von 5,4 Prozent pro Jahr erzielt,
während die Wirtschaft insgesamt nur um 
2,5 Prozent jährlich gewachsen sei. hle ❚

Fluggäste wandern ab

VERKEHR UND BAU Die energetische Quar-
tierssanierung soll sozialgerecht vorangebracht
werden. Dies fordert die Fraktion Bündnis
90/Die Grünen in einem Antrag (17/11205), der
am Donnerstag erstmals im Bundestag beraten
wurde.
Deshalb soll die Bundesregierung die sozialge-
rechte energetische Quartierssanierung als
neuen Förderschwerpunkt festlegen und dafür
jährlich drei Milliarden Euro aufwenden. Damit
sollen unter anderem Beratungsleistungen zum
energiesparenden Verhalten in Haushalten ge-
fördert und Hausbesitzer über mögliche Sanie-
rungsmaßnahmen und deren Finanzierung in-
formiert werden.
Weiter fordern die Abgeordneten, dass die
Städtebauförderung verstetigt und weiterent-
wickelt wird. Die Mittel sollen im kommenden

Haushaltsjahr auf 610 Millionen Euro angeho-
ben und perspektivisch auf den tatsächlichen
Bedarf von 700 Millionen Euro jährlich erhöht
werden. Zudem soll die Regierung sich unter
anderem dafür einsetzen, dass Mittel des Euro-
päischen Fonds für regionale Entwicklung stär-
ker als bisher für die Stadtentwicklung einge-
setzt werden können.
In Deutschland existieren verschiedene Förder-
bereiche zur Steigerung der Energieeffizienz ne-
beneinander her, schreiben die Abgeordneten.
Eine strategische Ausrichtung sei nicht erkenn-
bar. Eine sinnvolle Verknüpfung von Effizienz-
maßnahmen mit dem Einsatz erneuerbarer
Energien fehle. Die Förderung sei in viele Töpfe
und Zuständigkeiten zersplittert und für Privat-
haushalte, Unternehmen und Kommunen
schwer durchschaubar. mik ❚

Linke fordert gerechte Sanierung

WIRTSCHAFT Die Bundesregierung hat die
Bedeutung und das Verhalten des deutschen
Mittelstands gewürdigt: „Die Unternehmen ha-
ben ihren Beschäftigten auch in schwierigen
Zeiten die Treue gehalten und tragen mit ihrem
Engagement in der Dualen Ausbildung maß-
geblich dazu bei, dass Deutschland die niedrigs-
te Jugendarbeitslosigkeit in der Europäischen
Union aufweist“, heißt es in der Antwort der
Bundesregierung auf eine Große Anfrage der
SPD-Fraktion (17/12245) zur Situation des Mit-
telstands. Die kleinen und mittleren Unterneh-
men seien zudem wichtige Treiber des Struktur-
wandels und des technischen Fortschritts.
Nach Angaben der Bundesregierung ist die An-
zahl der kleinen Unternehmen mit weniger als
zehn Beschäftigten von 2006 bis 2010 von 3,12
auf 3,17 Millionen gestiegen. Die Zahl der mitt-
leren Unternehmen mit zehn bis 499 Beschäf-

tigten und mit einer bis 50 Millionen Euro Um-
satz sei von 419.099 um 17.019 (plus 4,1 Pro-
zent) auf 436.118 gestiegen. Die Zahl der sozi-
alversicherungspflichtig Beschäftigten in klei-
nen Unternehmen sei zwischen 2006 und 2010
von 3,53 auf 3,58 Millionen gestiegen. In den
mittleren Unternehmen habe sie im gleichen
Zeitraum von 11,17 Millionen um sechs Prozent
auf 11,84 Millionen zugenommen.
Die Finanzierungsbedingungen für mittelstän-
dische Unternehmen werden von der Bundes-
regierung als gut bezeichnet. Die Eigenkapital-
quoten im Mittelstand seien stark gestiegen.
„Um die Mittelstandsfinanzierung auch in Zu-
kunft auf ein solides Fundament zu stellen, en-
gagiert sich die Bundesregierung auf europäi-
scher Ebene für eine mittelstandsgerechte Aus-
gestaltung der Basel-III-Regeln“, versichert die
Regierung. hle ❚

Mittelstand ist treuer Arbeitgeber

AUS PLENUM UND AUSSCHÜSSEN

Die Zahl der Beschäftigten im Bereich der
erneuerbaren Energien hat sich seit 2004
mehr als verdoppelt. Während der Anteil
der in diesem Bereich Beschäftigten im Jahr
2004 noch bei 0,41 Prozent lag, waren es im
Jahr 2011 insgesamt 0,93 Prozent der dort
Tätigen, schreibt die Regierung in ihrer Ant-
wort (17/12246) auf eine Große Anfrage

(17/10366) der SPD-Fraktion, die der Bun-
destag am Donnerstag zur Kenntnis nahm.   
Ein SPD-Antrag (17/8159) mit dem Ziel, die
europäische Energieeffizienzrichtlinie wir-
kungsvoll auszugestalten, um die klima-
und energiepolitischen Ziele Deutschlands
und Europas zu erreichen, wurde von der
Koalitionsmehrheit abglehnt. Unter ande-
rem sollte sich die öffentliche Hand bei Be-
schaffungen an der jeweils höchsten Effi-
zienzklasse orientieren, so die SPD. Außer-
dem sprach sich der Bundestag gegen einen
Antrag der Linksfraktion (17/8457) aus,

wonach die Energiewende mehr Energieef-
fizienz brauche. Die Linke hatte unter ande-
rem verlangt, das Ziel der Verringerung des
Energieverbrauchs bis 2020 um 20 Prozent
verbindlich festzulegen. Das Parlament
lehnte auch einen Antrag der Grünen
(17/7462) mit dem Titel „Energie sparen,
Kosten senken, Klima schützen – Für eine

ambitionierte Effizienz-
strategie der deutschen und
europäischen Energiever-
sorgung“ ab. Wie die Linke
verlangten auch die Grü-
nen ein verbindliches Ein-
sparziel von 20 Prozent bis
2020. Dabei sollte die
Energieversorgung jährlich
1,5 Prozent des Vorjahres-
verbrauchs einsparen müs-
sen und zum Ausgleich in
einen Energiesparfonds
einzahlen müssen, falls sie
dieses Ziel nicht erreichen.
Der Bundestag lehnte darü-
ber hinaus einen Entschlie-
ßungsantrag der SPD
(17/12538) ab, wonach
sich die Bundesregierung
unter anderem mit den
Ländern und mit der Op-
position auf Bundesebene

verständigen sollte, um die Kosten der Ener-
giewende für die Verbraucher kurzfristig
dämpfen zu können. Darin wird unter an-
derem Behauptungen widersprochen, er-
neuerbare Energien seien die einzige Ursa-
che für den Strompreisanstieg. as/vom ❚

Energiewende bringt Jobs 

Die Spitzenforschung war Thema im Wirtschaftsausschuss: Professor Peter Gruss (links) und Ausschussvorsitzender Ernst Hinsken (CSU)
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Korruption und Wirtschaftskriminalität
sind bei weitem nicht nur Probleme in un-
terentwickelten Ländern. In Deutschland
betrug der Schaden durch Wirtschaftskrimi-
nalität 2010 rund 4,65 Milliarden Euro. Die-
se Zahl nannte der Deutsche Gewerkschafts-
bund (DGB) in der letzten Woche in einer
Anhörung des Ausschusses für Wirtschaft
und Technologie und berief sich dabei auf
Daten des Bundeskriminalamtes (BKA).
Der Schaden durch Korruption wurde mit
276 Millionen Euro beziffert. 
Das ist Grund genug für die Grünen-Frakti-
on, die Einrichtung eines bundesweiten Re-
gisters über unzuverlässige Unternehmen
zu fordern. Die Abgeordneten haben dazu
den Entwurf eines Korruptionsregister-Ge-
setzes (17/11415) vorgelegt. Öffentliche
Auftraggeber von Bund, Ländern und Kom-
munen sollen danach Auffälligkeiten an das
Register melden sowie „dort eine etwaige
Notierung von Bietern bei ihren öffentli-
chen Auftragsverfahren erfragen“, heißt es
in dem Entwurf weiter.

»Saubere Vergabeverfahren« In der An-
hörung sprachen sich die Sachverständigen
für die Einrichtung eines Registers über un-
zuverlässige Unternehmen aus. So erklärte
der Deutsche Städte- und Gemeindebund,
dessen Mitglieder jedes Jahr Aufträge von
250 bis 300 Milliarden Euro vergeben, vor-
rangiges Ziel müssten „saubere und trans-
parente Vergabeverfahren im Wettbewerb
bei der Gleichbehandlung aller Unterneh-
men“ sein. Wenn es ein bundesweites Regis-
ter geben würde, könne der länderrechtliche
Flickenteppich mit vielen noch bestehen-
den weißen Flecken beseitigt werden.
Auch der Bundesverband der deutschen In-
dustrie (BDI) unterstützte „im Interesse sei-
ner rechtstreu handelnden Unternehmen,
die ohne Wettbewerbsverzerrungen um öf-
fentliche Aufträge mitbieten wollen“,

grundsätzlich die Einrichtung eines Regis-
ters. Gegen den Gesetzentwurf in der vorlie-
genden Form bestünden jedoch „erhebliche
Bedenken“, und eine „gewisse Prangerwir-
kung“ sei mit dem Register auch verbunden.
Ein Register sei auch nur die zweitbeste Al-
ternative. Besser wären die Beibehaltung des
Primats der öffentlichen Ausschreibung, die
Absenkung der Schwellenwerte für freihän-
dige Vergaben und mehr Transparenzpflich-
ten.
Rechtsanwalt Fridhelm Marx (Alfter) erin-
nerte an die geltende Rechtslage, dass nicht
qualifizierte Unternehmen keine Aufträge
erhalten dürften. Die vorhandenen Vor-
schriften der Bundesländer würden zum
Teil stark voneinander abweichen. Insofern
sei der Gesetzentwurf, der ein bundesweites
Informationssystem über Ausschlüsse von
Unternehmen bei öffentlichen Aufträgen
wegen korruptiven Verhaltens organisiere,
„sehr zu begrüßen“. Marx sprach sich aber

dafür aus, die „mit den Regeln verbundene
bürokratische Last“ für die Unternehmen
erheblich zu verringern.
Nach Angaben des DGB geben Bund, Län-
der und Kommunen zusammen 400 Milli-
arden Euro pro Jahr für öffentliche Beschaf-
fung von Gütern und Dienstleistungen aus.
Das seien 17 Prozent des Bruttoinlandspro-
dukts (BIP). Der Staat sei kein normaler
Auftraggeber, der sich allein von privatwirt-
schaftlichen Kostenüberlegungen leiten las-
sen dürfe. „Vielmehr muss er einer beson-
deren Vorbildrolle gerecht werden, da es in
der öffentlichen Auftragsvergabe um die
Verwendung von Steuergeldern geht“, for-
derte der DGB. Aufträge dürften nur an zu-
verlässige und gesetzestreue Unternehmen
vergeben werden, und dafür sei die Einrich-
tung eines bundesweiten Korruptionsregis-
ters ein wichtiger Baustein.

Gute Erfahrungen gemacht Rechtsanwalt
Christian Lantermann verwies auf gute Er-
fahrungen in Bundesländern wie Nord-
rhein-Westfalen und Berlin mit Registern.
Daher sei es „an der Zeit, dass der Bund sei-
ner Verantwortung nachkommt, ein bun-
desweit gültiges Korruptionsregister zu
etablieren“. Es gehe nicht um einen Pranger,
sondern um den Schutz redlicher Auftrag-
geber.
Ministerialrat Michael Elzer vom Hessi-
schen Ministerium für Wirtschaft, Verkehr
und Landesentwicklung verwies einerseits
auf die guten Erfahrungen in Hessen mit
dem Register, kritisierte aber andererseits in
seiner Stellungnahme Details des Gesetz-
entwurfs, der in seinem Rechts- und Pflich-
tenkreis „nicht systematisch und teilweise
widersprüchlich“ sei. „Eine pauschale Regis-
trierung und in Folge dessen eine pauscha-
le Sperre von Unternehmen kann Arbeits-
plätze in erheblichem Maße gefährden“, so
Elzer. hle ❚

Register zum Schutz vor Korruption
WIRTSCHAFT Kriminialität sorgt für Milliardenschaden. Industrie kritisiert »Prangerwirkung«

Hoher Schaden durch Korruption
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UMWELT Beschäftigtenzahl hat sich seit 2004 verdoppelt

Windenergie schafft Jobs sogar hoch in der Luft.
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WIRTSCHAFT Deutsche Strukturen gelten als vorbildlich.
Trotzdem geht die Zahl neuer Technologiefirmen zurück

Forschung auf
Spitzenplatz

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden 
Sie in unserem E-Paper

Schutzzonen
für das Wild
LANDWIRTSCHAFT Gegen das Votum der
Grünen hat der Bundestag am Donnerstag
den Gesetzentwurf der Bundesregierung zur
Änderung jagdrechtlicher Vorschriften
(17/12046, 17/12302) auf Empfehlung des
Landwirtschaftsausschusses (17/12529) be-
schlossen. Damit können Grundeigentü-
mer, die einer Jagdgenossenschaft angehö-
ren und die Bejagung ihrer Flächen aus ethi-
schen Gründen ablehnen, auf Antrag aus
der Jagdgenossenschaft ausscheiden. Das
Gesetz enthält flankierende Regelungen zur
Haftung des ausscheidenden Grundeigen-
tümers für Wildschäden, zur Wildfolge und
zum jagdlichen Aneignungsrecht.  Geändert
wurde auch die Strafvorschrift zur Jagdwil-
derei (Paragraf 292 des Strafgesetzbuches)
als Folge der neu geschaffenen Befriedung
aus ethischen Gründen. Betritt ein Jäger aus
ethischen Gründen befriedete Grundflä-
chen, die nicht unbedingt als solche erkenn-
bar sind, macht er sich dadurch nicht straf-
bar.
Mit dem Gesetzentwurf reagierte die Bun-
desregierung auf ein Urteil des Europäi-
schen Gerichtshofs für Menschenrechte
(EGMR) vom 26. Juni 2012 zur „Zwangs-
mitgliedschaft in Jagdgenossenschaften“.
Der EGMR hatte festgestellt, dass die
Zwangsmitgliedschaft für Grundeigentü-
mer von land-, forst- oder fischereiwirt-
schaftlich nutzbaren Grundflächen, die die
Jagd ablehnen, eine unverhältnismäßige
Belastung ist
Zuvor hatten sich in einer öffentlichen An-
hörung des Ausschusses für Ernährung,
Landwirtschaft und Verbraucherschutz die
Sachverständigen mehrheitlich für eine
bundeseinheitliche Regelung ausgespro-
chen, die mit dem Gesetzesentwurf der
Bundesregierung gelungen sei. Allerdings
wurde von Waldeigentümern auch die Ver-
mutung geäußert, dass es zu mehr Wild-
schäden kommen könne. vom/eis ❚
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Die Deutsche Bahn AG (DB AG) hält die
Fortführung des Bauprojekts Stuttgart 21 für
wirtschaftlicher als den Abbruch. Dies er-
klärten Vorstandsmitglieder der DB AG ver-
gangene Woche im Ausschuss für Verkehr,
Bau und Stadtentwicklung, wo es um die
Kostenentwicklung bei dem Projekt ging. 
Der Vorstandsvorsitzende der DB AG, Rüdi-
ger Grube, führte dabei aus, dass im 2009
unterzeichneten Finanzierungsvertrag zwi-
schen der DB AG und den weiteren Projekt-
beteiligten (unter anderem das Land Baden-
Württemberg und die Stadt Stuttgart) Ge-
samtkosten von 4,09 Milliarden Euro vor-
gesehen seien. Diese Kostenkalkulation sei
im vergangenen Jahr mit dem derzeitigen
Planungsstand überprüft worden. 

Mehrkosten Dabei habe sich eine Kalkula-
tionsdifferenz von rund 1,1 Milliarden Euro
ergeben. Darüber hinaus gebe es weitere Ri-
siken von mehr als einer Milliarde Euro. Der
Vorstand habe den Aufsichtsrat umfassend
informiert. Der Aufsichtsrat werde sich in

einer außerordentlichen Sitzung am 
5. März mit dem Projekt erneut befassen.
Die DB AG wies darauf hin, dass der Aus-
stieg „einvernehmlich“ zwischen allen Pro-
jektbeteiligten beschlossen werden müsse
und führte weiter aus, dass das Land Baden-
Württemberg auf Anfrage mitgeteilt habe, es
stehe weiter zu dem Projekt. An den Mehr-
kosten werde es sich aber nicht beteiligen. 

Dazu erklärte die FDP-Fraktion, dass der
Geist des Finanzierungsvertrages beinhalte,
dass sich die Vertragspartner an den Mehr-
kosten beteiligen. Es könne nicht sein, dass
nach Wahlen Verträge nicht mehr eingehal-
ten würden. Die CDU/CSU-Fraktion beton-
te, dass sie weiterhin zu dem Projekt stehen
würde. Dies sei ein zentrales Infrastruktur-
projekt nicht nur für die Region um Stutt-

gart, sondern für Deutschland und sogar für
Europa. Ihr Sprecher forderte, dass auch die
anderen Projektpartner Verantwortung
übernehmen müssten. Er hielt einen Ab-
bruch des Projekts für falsch, da dieser teu-
rer werden würde als eine Fortsetzung. Die
SPD kritisierte vor allem die Informations-
politik der Bundesregierung. Ihr Sprecher
betonte, dass jede Investition der DB AG
wirtschaftlich sein müsse. Er habe nach der
Neukalkulation Zweifel, ob die Wirtschaft-
lichkeit noch gegeben sei. Er forderte eine
vollständige Transparenz bei den Entschei-
dungen für die Fortsetzung des Projekts,
aber auch für einen Ausstieg und für ande-
re Alternativen. Die Vertreter der Bundesre-
gierung im Aufsichtsrat der DB AG sollten
mitteilen, wie sie sich auf der nächsten Auf-
sichtsratssitzung verhalten würden. Dies
lehnte Bundesverkehrsminister Peter Rams-
auer (CSU) ab, da der Sitzung nicht vorge-
griffen werden dürfe. 
Die Linksfraktion sprach sich dafür aus, aus
dem Projekt auszusteigen. Durch den Neu-
bau gebe es keine Kapazitätserhöhung. So
würden Milliarden in einen Bahnhof ge-
steckt, der am Ende nicht besser sei als der
jetzige. Die Grünen vermuteten, dass die
Kostensteigerung schon länger bekannt ge-
wesen sei. Es gebe bei diesem Projekt immer
neue Berechnungen.  Michael Klein ❚

D
ie Börse ist auch nicht
mehr das, was sie einmal
war“, entfuhr es Manfred
Zöllmer (SPD) am Don-
nerstag in der Bundes-
tagsdebatte über den

Hochfrequenzhandel mit Wertpapieren. In
der Tat: Die Zettelwirtschaft der Kursmakler
ist Geschichte, Computerprogramme über-
nehmen zunehmend die Regie beim Han-
del. Daraus können sich Risiken entwickeln,
wie etwa der „Flash
Crash“, der Zusammen-
bruch der US-Börsen am
6. Mai 2010. Damals
sackten die Kurse, ange-
trieben von softwarege-
steuerten Verkaufsorders,
binnen Sekunden um
zehn Prozent ab. 

Schutz vor Krisen Das
soll sich nicht wiederholen, und daher
musste nach Ansicht des Parlamentarischen
Staatssekretärs im Finanzministerium,
Hartmut Koschyk (CSU), „ein weiterer
wichtiger Baustein in der Brandmauer, die
uns vor künftigen Finanzkrisen wirksamer
als in der Vergangenheit schützen soll", ge-
setzt werden. Bei der „Firewall“ handelt es
sich um den Entwurf eines Gesetzes zur Ver-
meidung von Gefahren und Missbräuchen
im Hochfrequenzhandel (17/11631,
17/11874, 17/12536). Die Koalition stimm-
te dafür, die Opposition geschlossen dage-
gen. Mit dem Gesetz soll der im Millisekun-

denbereich von Computerprogrammen
durchgeführte Börsenhandel reguliert und
im Ergebnis entschleunigt werden. 
Besonders umstritten war in der Debatte, ob
es eine Mindesthaltefrist für georderte Wert-
papiere geben soll oder nicht. Koschyk er-
klärte, eine nationale Einführung würde kei-
nen Sinn machen. Man habe schließlich ei-
ne Verantwortung für den Börsenstandort
Deutschland. Nach Angaben von Björn Sän-
ger (FDP) droht bei einer Mindesthaltefrist

eine Verlage-
rung des
Börsenhan-
dels ins Aus-
land, wo es
solche Rege-
lungen nicht
gibt. Wer
Mindesthal-
tefristen wol-
le, „stellt 25

Prozent des Börsenhandels zur Diskussion.
Das ist nicht wenig“, warnte Sänger und ver-
teidigte den Entwurf der Koalition als „Ord-
nungsrahmen, dem man zustimmen kann“. 
Koschyk warf ebenso wie der finanzpoliti-
sche Sprecher der Unions-Fraktion, Klaus-
Peter Flosbach (CDU), der rot-grünen Op-
position vor, während ihrer Regierungszeit
zu wenig zur Regulierung der Märkte getan
zu haben: „Hätten Sie in Ihrer Regierungs-
zeit hier gehandelt, Deutschland, Europa
und der Welt wäre viel erspart geblieben“,
sagte Koschyk. „Wir sind die ersten weltweit,
die dieses Thema überhaupt anpacken“,

sagte Flosbach, der der SPD vorwarf, elf Jah-
re den Finanzminister gestellt und in die-
sem Sektor nichts getan zu haben. 
Carsten Sieling (SPD-Fraktion) sagte, es sei
richtig, angesichts früherer Crashsituatio-
nen mit der Regulierung des Hochfrequenz-
handels zu beginnen. Es sei bereits zu „ge-
waltiger Geldvernichtung“ gekommen.
Aber durch die von der Koalition beschlos-
senen Maßnahmen ohne Mindesthaltefrist
werde es nicht zu einer Entschleunigung des
Handels kommen: „Sie fassen nicht die
Computer an, Sie wechseln die Monitore
aus“, sagte Sieling, der der Koalition vor-
warf, den hyperschnellen Börsenhandel gar
nicht beschränken zu wollen. Ein Antrag der
SPD (17/12551) auf Einführung von Min-
desthaltefristen, wurde abgelehnt. 

Höhere Gebühren „Wir meinen, dass der
Schaden überwiegt", stellte Richard Pitterle
(Linke) fest und verlangte, „dafür zu sorgen,
dass der Hochfrequenzhandel ausgebremst
und zurückgedrängt wird“. Pitterle wies da-
rauf hin, dass der Hochfrequenzhandel in-
zwischen in so kurzen Zeiträumen stattfin-
de, „dass nicht nur Menschen, sondern auch
die allermeisten Computer nicht mehr mit-
kommen“. Hinzu komme, dass es mit Com-
puterprogrammen Probleme geben könne:
„Fehler zu machen ist nicht nur menschlich.
Fehler zu machen ist auch computerisch“,
sagte Pitterle, der ebenfalls Mindesthalte-
fristen forderte. 
Sie halte den Hochfrequenzhandel offenbar
für sinnvoll, warf Gerhard Schick (Grüne)

der Koalition vor. Dabei schade er mehr als
er nutze. Liquidität werde nur in Teilberei-
chen geschaffen, „und das mittelständische
Unternehmen, das an der Börse in Stuttgart
notiert ist, hat von dem ganzen Hochfre-
quenzhandel gar nichts“. 
Der Gesetzesbeschluss sieht vor, dass Hoch-
frequenzhändler der Aufsicht der Bundes-
anstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht
(BaFin) unterstellt werden. Im Hochfre-
quenzhandel tätige Unternehmen müssen
in Zukunft sicherstellen, dass ihre Handels-
systeme den Markt nicht stören. Dadurch

sollen extreme, irrationale Kursschwankun-
gen wie beim „Flash Crash“ ohne jeden Be-
zug zu realwirtschaftlichen Entwicklungen
verhindert werden. Zudem werden „be-
stimmte Handelspraktiken, welche ohne
Handelsabsicht getätigt werden, um das
Funktionieren der Handelssysteme zu stö-
ren oder zu verzögern oder andere Handels-
teilnehmer zu täuschen“, als Marktmanipu-
lationen angesehen. Die Börsen sollen ver-
pflichtet werden, bei exzessiver Nutzung der
Handelssysteme höhere Gebühren zu ver-
langen. Hans-Jürgen Leersch ❚

Sprechbereit: Bahnvorstand Rüdiger Grube (li.) und Minister Peter Ramsauer (CSU)

FINANZEN Bundestag beschließt Regulierung des Hochfrequenzhandels. Opposition will Entschleunigung

Firewall gegen Spekulation 

Staatsgarantien
bleiben wichtig 
FINANZEN Der europäische „Schlussbericht
der hochrangigen Expertengruppe für Struk-
turreformen im EU-Bankensektor“ ist bei
einem öffentlichen Fachgespräch des Fi-
nanzausschusses in der vergangenen Woche
als wichtiger Beitrag zur Debatte bezeichnet
worden. So sagte Andreas Dombret, Vor-
standsmitglied der Bundesbank, zu dem
nach dem Vorsitzenden der Expertengrup-
pe, Erkki Liikanen, auch „Liikanen-Report“
benannten Bericht, dessen Stoßrichtung sei
richtig. Der Report spreche sich für ein Fest-
halten am Universalbankensystem aus, wol-
le aber die Abwicklungsfähigkeit von Ban-
ken erhöhen. Um die Einführung eines ech-
ten Trennbankensystems gehe es dabei
nicht. Vielmehr sollten risikointensive Ge-
schäftsfelder abgetrennt werden. Universal-
banken hätten sich in Deutschland be-
währt. Aber das „too-big-to-fail“-Problem
(zu groß um zu scheitern) müsse gelöst wer-
den. Elke König (Bundesanstalt für Finanz-
dienstleistungsaufsicht) ergänzte, im Sys-
tem der Universalbanken gebe es immer ei-
ne „implizierte Staatsgarantie“, wodurch
die Risiken für diese Banken reduziert wür-
den. Professor Michael Hüther (Institut der
deutschen Wirtschaft Köln) sagte, systemi-
sche Risiken würden sich erst unter Stress
zeigen. Die „implizierten Staatsgarantien“
werde man nicht aufheben können. Er ha-
be außerdem keinen Beweis, dass eine Tren-
nung der Bankbereiche wirklich helfe, sagte
Hüther.  hle ❚

Steuerpaket
beschlossen
FINANZEN Mit der Mehrheit der Koalitions-
fraktionen CDU/CSU und FDP hat der Bun-
destag am Donnerstag den Entwurf eines
Gesetzes zur Umsetzung der Amtshilfericht-
linie sowie zur Änderung steuerlicher Vor-
schriften (17/12375, 17/12532) beschlos-
sen. SPD, Linke und Grüne stimmten ge-
schlossen gegen das Steuerpaket, mit dem
die gegenseitige Amtshilfe in der EU in Steu-
erangelegenheiten verbessert und außer-
dem eine ganze Reihe steuerlicher Änderun-
gen vorgenommen werden. Aufgegriffen
würden damit „notwendige, vornehmlich
rechtstechnische Maßnahmen“, die zu-
nächst im Jahressteuergesetz 2013 enthal-
ten gewesen seien, wird im Entwurf erläu-
tert. Zum Jahressteuergesetz hatte es keine
Einigung zwischen dem Deutschen Bundes-
tag und dem Bundesrat gegeben. Das Gesetz
sieht unter anderem eine bessere Zusam-
menarbeit zwischen den EU-Mitgliedslän-
dern zur Festsetzung von Steuern bei grenz-
überschreitenden Aktivitäten vor.
Ein weiterer Teil des Gesetzes betrifft die pri-
vate Nutzung von Geschäftsfahrzeugen.
Nach der derzeitigen Regelung sind Elektro-
fahrzeuge und extern aufladbare Hybrid-
fahrzeuge wegen ihres höheren Listenprei-
ses benachteiligt. Bisher ist ein Prozent des
Listenpreises Grundlage der Bewertung der
privaten Nutzung des Kraftfahrzeugs. Diese
Ein-Prozent-Regelung wird beibehalten, al-
lerdings soll der Listenpreis um die Kosten
des Batteriesystems reduziert werden. Ver-
änderungen sind bei der Erfassung der Kir-
chensteuer auf Kapitalerträge ab 2014 vor-
gesehen. Danach sind Banken und Lebens-
versicherungen verpflichtet, einmal im Jahr
die Kirchensteuermerkmale ihrer Kunden
beim Bundeszentralamt für Steuern abzu-
fragen und gegebenenfalls die Kirchensteu-
er wie jetzt schon die Abgeltungsteuer von
den Kapitalerträgen der Kunden einzube-
halten und abzuführen. hle ❚

Scanner erst 
ab 2016
TOURISMUS Sicherheit, Tourismusförde-
rung und Verbraucherschutz sind innerhalb
der Europäischen Union die drei wichtigs-
ten Tourismus-Themen. Prinzipiell habe
die EU in Sachen Tourismus aber nur „Er-
gänzungskompetenz“, sagte vergangene
Woche der Leiter der Unterabteilung
Europa des Bundestages, Sven Vollrath, im
Tourismusausschuss. 
Vollrath teilte dem Ausschuss mit, dass die
Überarbeitung der EU-Flüssigkeitsregelung
im Flugverkehr weiter nach hinten verscho-
ben werden müsse. Die Regelung sah die eu-
ropaweite Einführung von speziellen Scan-
nern bis 2014 vor, die Einführung sei nun
in eine Stufenplan umgewandelt worden,
mit dessen Umsetzung allerdings nicht vor
Anfang 2016 zu rechnen sei. 
Eine Neuordnung der Flugdienst- und Ru-
hezeitenordnung solle im dritten Quartal
2013 in Kraft treten. Zum Thema Touris-
musförderung verwies Vollrath auf die EU-
Tourismusstrategie aus dem Jahre 2010,
stellte jedoch die schwache Kompetenz der
EU in dieser Angelegenheit klar, die der Ver-
trag von Lissabon der EU zubillige. Vollrath
wies darauf hin, dass es noch 2013 eine EU-
Vorlage zur Überarbeitung der Verordnung
über die Sicherheit in Fahrgastschiffen ge-
ben werde und auch eine Revision der Pau-
schalreiserichtlinien. jbb ❚

»Wir sind die 
ersten weltweit, 
die dieses Thema 
anpacken.«
Klaus-Peter Flosbach, CDU
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Stuttgarter Bahnhof soll weitergebaut werden
VERKEHR UND BAU Kosten sind um mindestens eine Milliarde Euro höher als geplant. Land will sich nicht beteiligen

>STICHWORT

> Kaum Parketthandel mehr Der Börsensaal (Bild) ist heu-
te noch jeden Tag im Fernsehen zu sehen. Der Handel findet
jedoch größtenteil elektronisch statt. Für Hochfrequenz-
händler ist die Nähe zur Börse jedoch wichtig: Wer das kür-
zeste Kabel zum Börsenrechner hat, kann die schnellsten Or-
ders aufgeben und das meiste Geld verdienen.

> Computerhandel In den USA werden 70 Prozent aller
Umsätze von Computern initiiert, in Europa sollen es bis zu
40 Prozent sein.

> Hochfrequenzhandel Es wird geschätzt, dass sich der im
Millisekundenbereich oder noch schneller abspielende
Hochfrenzhandel auf fünf bis zehn  Prozent aller Aktien kon-
zentriert. Diese Titel sind besonders liquide.

WERTPAPIERHANDEL – Die Nähe zum Börsenparkett bleibt wichtig

©
 p

ict
ur

e-
al

lia
nc

e/
dp

a 

Mehr Information.
Mehr Themen.
Mehr Hintergrund.
Mehr Köpfe.
Mehr Meinung.
Mehr Parlament.*

Bestellen Sie unverbindlich vier kostenlose Ausgaben.
Lieferung immer montags druckfrisch per Post.

Telefon 069-75014253 
parlament@fs-medien.de
www.das-parlament.de

*

DAS WILL ICH LESEN!

Anzeige

Computersoftware kann im Börsenhandel zu erheblichen Problemen führen. Kursabstürze ohne Grund sind möglich.

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden 
Sie in unserem E-Paper
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F
eind, Todfeind, Parteifreund“ –
so hatte das „Hamburger
Abendblatt“ in seiner Ausgabe
vom 29. Dezember 2011 ein
vierseitiges Dossier betitelt, das
Vorgänge in der schleswig-hol-

steinischen CDU von 2009 bis zum Sturz
des Spitzenkandidaten Christian von Boet-
ticher im September 2011 („Lolita-Affäre“)
nachzeichnet. Für ihre akribische Recherche
wurden die vier Autoren des Beitrags – Kars-
ten Kammholz, Volker ter Haseborg, Ulf B.
Christen und Lars-Marten Nagel – vergange-
ne Woche mit dem „Medienpreis Politik
2012“ aus den Händen von Bundestagsprä-
sident Norbert Lammert (CDU) belohnt. 
Den  gekürten Beitrag bezeichnen die Auto-
ren selbst als „Lehrstück über Parteifreund-
schaft“. Neben der Ereignisgeschichte, die
streng chronologisch gegliedert ist, werden
die Netzwerke, Seilschaften, Freundschaften
und Feindschaften im Beziehungsgeflecht
des CDU-Politikers Christian von Boetti-
cher aufgearbeitet. Torsten Kleditzsch, Chef-
redakteur  der „Freien Presse“ in Chemnitz,
Mitglied der Jury des Medienpreises, nann-
te das Dossier ein „gedrucktes Argument für
die Leistungsfähigkeit des Journalismus“.
Der Text komme ohne Konjunktive und
sprachliche Pirouetten aus, enthalte kein
Sowohl-als-auch. „Er präsentiert Daten. Das
ist es, was der Journalismus seinen Konkur-
renten voraus haben sollte“, lobte Kle-
ditzsch in seiner Laudatio. Als Vertreter ei-
ner Regionalzeitung freue er sich besonders,
dass in diesem Jahr ein regionales Medium
den Medienpreis erhält. 

Der Fernsehjournalist Peter Limbourg (Pro-
SiebenSat.1 Media AG) betonte, der Jury des
medienpreises sei es angesichts des sehr ho-
hen Niveaus der insgesamt 60 eingereichten
Beiträge, die richtige Wahl zu treffen. 

»Land der Leidenschaft« Unter den letzt-
lich drei nominierten Beiträgen findet sich
ein weiterer Artikel, der sich mit der Landes-
politik in Schleswig-Holstein auseinander-
setzt. „Im Land der Leidenschaft“ ist der Bei-
trag betitelt, den die Autoren Andreas Groß
Halbuer und Christian Salewski am 4. Mai
2012 in der damals noch existierenden „Fi-
nancial Times Deutschland“ veröffentlicht
hatten. Im Mittelpunkt steht dabei die poli-
tische Kultur in Schleswig-Holstein. Der Ple-
narsaal in Kiel mit seinem spektakulären
Blick auf die Förde sei die Bühne für das
ganz große politische Drama. Die Urkata-
strophe trage den Namen Barschel. Eng-
holm, Pfeiffer, der „Heide-Mord“ und die
„Lolita-Affäre" werden als weitere Stichwor-
te für das besondere politische Klima in Kiel
genannt.

»Demokraten« Berlin ist der Schauplatz
des dritten nominierten Beitrags: „Demo-
kraten“ heißt der Film des Regisseurs und
Produzenten Levi Salomon, der mit seinem
Filmteam fünf Kandidaten für das Berliner
Abgeordnetenhaus während des Wahl-
kampfes 2001 begleitet hatte. Ob in ver-
rauchten Stammkneipen, Szenetreffs oder
den Wahlständen auf der Straße: die Kame-
ra ist stets dabei und führt dem Zuschauer
vor Augen, wie Demokratie im Alltag und

vor Ort fernab der „großen“ Bundespolitik
funktioniert.

Reichstagsbrand Anlass zur Verleihung
des mit 5.000 Euro dotierten Medienprei-
ses, den der Bundestag seit 1993 vergibt, ist
traditionell der jährliche Presseempfang des
Bundestagspräsidenten. Norbert Lammert
nutzte die Gelegenheit, um an zwei schick-
salsträchtige Gedenktage zu erinnern. Vor
80 Jahren, am 27. Februar 1933, brannte der
Reichstag. Heute erscheine dieser Brand als
ein Fanal, „als ob damals nicht nur ein Par-
lamentsgebäude, sondern eine Demokratie
in Brand gesteckt worden wäre“. Lammert
mahnte an die „diabolische Präzision“, mit
der die vier Wochen zuvor an die Macht ge-
langten Nationalsozialisten noch in dersel-
ben Nacht Tausende Oppositionelle verhaf-
ten ließen, und an die Notverordnung, die
am Tag darauf die Substanz der Weimarer
Republik außer Kraft gesetzt habe. Lediglich
ein halbes Jahr hätten sie gebraucht, um die
Demokratie zu liquidieren.

Digitalisierte Debatten Das zweite Ereig-
nis an einem 27. Februar, auf das Lammert
aufmerksam machte, war die an die 50 Stun-
den dauernde Bundestagsdebatte im Jahre
1955 über die Pariser Verträge, die das Be-
satzungsstatut der Bundesrepublik beende-
ten und dem westdeutschen Teilstaat die
Souveränität zurückgaben. Diese Debatte ist
nun wie alle Debatten des Bundestages seit
1949 digitalisiert und kann auf der Home-
page des Bundestages nachgelesen werden
(siehe dazu auch Seite 14). 

Der zweite Versuch der deutschen Demokra-
tie ist „offenkundig besser gelungen“, sagte
Lammert. Mehr als 60 Jahre „liegen hinter
uns“, davon mehr als 20 Jahre nach der Wie-
derherstellung der deutschen Einheit.

Gedenken an Tissy Bruns Ist die Republik
in diesen 60 Jahren zu einer „Republik der
Wichtigtuer“ geworden, wie die Journalistin
Tissy Bruns vor einigen Jahren in ihrem
gleichnamigen Buch provokativ schrieb?
Aus dem Buch der am 20. Februar nach lan-
ger, schwerer Krankheit im Alter von 62 Jah-
ren verstorbenen Journalistin zitierte Lam-
mert unter anderem den Satz, Berlin-Mitte
sei zu einer Bühne von Politik und Medien
geworden, die von der Lebenswirklichkeit
der Bürger weiter entfernt sei als das „Raum-
schiff Bonn“. Für den Bundestagspräsiden-
ten ist dies eine „besonders bemerkenswer-
te Bestandsaufnahme des besonderen Ver-
hältnisses von Politik und Medien“.
Tissy Bruns war über Jahre Mitglied der Ju-
ry des Medienpreises Politik des Bundesta-
ges. Mit ihrer „bemerkenswerten Biografie“
und ihrer „eindrucksvollen beruflichen
Laufbahn“ habe sie bei Politikern wie Jour-
nalisten gleich hohes Ansehen genossen,
sagte Lammert: „Ich möchte hier stellvertre-
tend unseren Respekt und großen Dank für
ihr Engagement zum Ausdruck bringen“,
sagte Lammert. Sie war „einer der führenden
Köpfe im Berliner Journalistenzirkel“,
pflichtete Peter Limbourg bei. Auch wenn
nicht immer einer meinung gewesen sei, so
habe man mit ihr „hervorragend streiten
können“. Volker Müller ❚

Der Bundestag hat vergangenen Freitag das
umstrittene Leistungsschutzrecht für Presse-
verlage beschlossen. Der entsprechende Ge-
setzentwurf der Bundesregierung zur Novel-
lierung des Urheberrechts (17/11470) wur-
de in der vom Rechtsausschuss geänderten
Fassung (17/12534) in namentlicher Ab-
stimmung mit 293 zu 243 Stimmen bei drei
Enthaltungen verabschiedet. Die Neurege-
lung gilt als Schutz der Verlage vor „syste-
matischen Zugriffen auf die verlegerische
Leistung“ durch Anbieter von Suchmaschi-
nen im Internet.
Allerdings relativiert die kurzfristig im Aus-
schuss geänderte Fassung, die auf einem An-
trag der Koalitionsfraktionen beruht, die
Novelle zugunsten der Suchmaschinebe-
treiber: Nun soll es doch erlaubt bleiben,
dass Textanrisse, sogenannte Snippets, in
den Suchergebnissen angezeigt werden,
wenn es sich „um einzelne Wörter oder
kleinste Textausschnitte“ handelt. Diese Än-
derung, erklärte Stephan Thomae (FDP),
soll dazu beitragen, die „Lotsenfunktion
von Suchmaschinen im Internet“ zu erhal-
ten. Er warb für das Leistungsschutzrecht für
Presseverlage, indem er argumentierte, dass
in anderen Bereichen wie beispielsweise für
die Film- und Musikbranche derartige Leis-
tungsschutzrechte bereits bestünden.
Die Neuerung bedeute aber auch, dass je-
der, auch ein Kleingewerbler, der seine Pro-
dukte im Internet auffindbar machen

möchte, Lizenzverträge mit den Suchma-
schinenbetreibtern abschließen müsse,
konterte Brigitte Zypries (SPD). 
Ihr widersprach Günter Krings (CDU): „Wer
es wie wir als fair empfindet, dass nicht nur
an den Kiosken, sondern auch im Internet“
für Presseerzeugnisse zu zahlen sei, müsse
dem Gesetz zustimmen. Außerdem könne
nicht das Presseangebot das Internetange-
bot quersubventionieren, erklärte Krings
mit Blick auf die im Internet überwiegend
kostenfreien Inhalte von Tageszeitungen.

„Der große Medienkonzern Springer ruft,
und fast das ganze Regierungslager springt“,
erklärte Petra Sitte (Die Linke) die Einfüh-
rung des Leistungsschutzrechts für Presseer-
zeugnisse. „Unzählige Online-Anbieter
müssten mit Tausenden von Verlagen Ver-
handlungen führen“, griff sie die Argumen-
tation ihrer Oppositionskollegin Zypries
auf. Insgesamt seien das „Dinge, die sich
nur große Verlage leisten können, mit vol-
len Kriegskassen und großen Rechtsabtei-
lungen“. Konstantin von Notz (Grüne)
schloss sich ihrer Argumentation an und er-
gänzte, es handele sich lediglich um ein Be-
schäftigungsprogramm für Juristen. Er be-
tonte zudem, dass das Gesetz neue Fragen
aufwerfe, in sich widersprüchlich und un-
ausgereift sei.  

SPD-Initiative Am Vorabend hatte sich das
Plenum bereits in erster Lesung mit einem
SPD-Gesetzentwurf (17/12484) zum Me-
dienrecht befasst. Die Sozialdemokraten
wollen die Auskunftspflicht von Bundesbe-
hörden gegenüber der Presse gesetzlich ver-
ankern. Auskünfte sollen zudem nur dann
verweigert werden können, wenn die
Durchführung von schwebenden Gerichts-
verfahren vereitelt, erschwert oder verzögert
wird, schutzwürdige Privatinteressen ver-
letzt werden oder die Veröffentlichung der
angeforderten Informationen das öffentli-
che Interessen gefährden.                     ver ❚

Streit über kleinste Textausschnitte
RECHT Bundestag verabschiedet das umtrittene Leistungsschutzrecht für Presseverlage

Hamburger Lehrstück 
MEDIENPREIS Bundestagpräsident Norbert Lammert zeichnet vier Journalisten für
ihre Dokumentation »Feind, Todfeind, Parteifreund« aus   

Um diese Textanrisse geht es.

Bundestagspräsident Norbert Lammert (CDU) und die preisgekrönten Journalisten Karsten Kammholz, Lars-Marten Nagel und Volker ter Haseborg (von links)
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Bernhard Pörksen,
Wolfgang Krischke
(Hrsg.):
Die gehetzte Politik.
Die neue Macht der
Medien und Märkte.

Herbert von Halem,
Köln 2013;
355 S., 19,80 €

Eine bunte Mischung unterschiedlichster
Persönlichkeiten versammeln die Herausge-
ber zwischen zwei Buchdeckeln: Bundesfi-
nanzminister Wolfgang Schäuble und die
Kommunistin Sahra Wagenknecht, den frü-
heren WikiLeaks-Sprecher Daniel Dom-
scheit-Berg und den gescheiterten schles-
wig-holsteinischen CDU-Hoffnungsträger
Christian von Boetticher, „den versöhnten
Sohn“ Walter Kohl und Carsten Maschmey-
er, außerdem Wissenschaftler und Journalis-
ten. Sie wurden allesamt von Studierenden
der Medienwissenschaften interviewt.
Bereits in ihrem Vorwort stimmen die He-
rausgeber das Klagelied an: der Parlamenta-
rismus in Europa habe ausgedient, stattdes-
sen würden die internationalen Finanzmärk-
te den gewählten Regierungen ihre politi-
schen Entscheidungen diktieren. „Lobbys
und Seilschaften infiltrieren die Büros von
Abgeordneten und Beamten. Affären und
Rücktritte bringen den Beruf des Politikers in
Misskredit“. Aber reichen die vorhandenen
Krisensymptome aus, um das „Ende der Re-
publik“ herbei zu schreiben und von einer
„Maschinerie der Repräsentation“ zu spre-
chen? Die Herausgeber stellen fest, dass wir
im Zuge der digitalen Revolution und der in-
ternationalen Finanzkrise eine bislang nicht
gekannte neue Macht der Medien und
Märkte erleben, die die politischen Entschei-
dungsträger zunehmend in die Defensive
drängen:Anstatt programmatisch zu gestal-
ten, würden sie von den Medien zu einer
Vermeidungshaltung getrieben.
Trifft diese Beobachtung auf alle Politiker
gleichermaßen zu? Baden-Württembergs
Ministerpräsident Winfried Kretschmann
würdigt die Programmparteien in Deutsch-
land und hält wenig vom Konstrukt „Wut-
bürger“. Auch der jüngst verstorbene Ste-
phane Hessel, Autor des Appells „Empört
Euch“, vertrat in seinem Beitrag des Bandes
die Meinung, dass die protestierenden Bür-
ger die Bedeutung der Parteien für den po-
litischen Willensbildungsprozess nicht igno-
rieren sollten. Bei aller Kritik war Hessel Op-
timist: er glaubte an die „Zukunft der
Menschheit“. Aschot Manutscharjan ❚

George Cypriano
Bühler:
Kampf den Piraten.
Mein Einsatz unter
fremder Flagge.

Econ Verlag,
Berlin 2013;
281 S., 18 €

Die Bezeichnung „Söldner“ hört George Cy-
priano Bühler nicht so gerne. Er nennt sich
lieber „Contractor“ oder „Operator“ und er
fahre „unter fremder Flagge“. Einfacher
ausgedrückt: Der Mann verdient sein Geld
mit dem bewaffneten Schutz von Fracht-
schiffen gegen Piratenüberfälle auf den
Weltmeeren – vor allem in den Gewässern
am Horn von Afrika. Seine Erfahrungen in
dieser bis vor einigen Jahren noch weitge-
hend unbekannten Branche hat der Nord-
deutsche aus Cuxhaven jetzt in einem Buch
verarbeitet.
Eine politische oder rechtliche Analyse der
Piraterie und ihrer Bekämpfung hat der Au-
tor nicht vorgelegt, auch wenn er diese As-
pekte durchaus anspricht. Hier berichtet ein
Mann aus der Praxis – über Feuergefechte
mit Piraten oder Auseinandersetzungen mit
eigenwilligen Kapitänen. Seine Geschichten
sind durchaus spannend, aber in weiten Pas-
sagen auch langatmig und mit Anekdoten
und autobiografischen Details gespickt, die
von der eigentlichen Problematik des Bu-
ches ablenken.
Erlernt hat Bühler das Waffenhandwerk als
Zeitsoldat bei den Marineschutzkräften, ei-
ner kleinen Eliteeinheit der Bundeswehr.
Und Bühler verbreitet auf den 280 Seiten
seines Buches hier und da den Flair von tes-
tosterongeschwängertem Abenteurertum.
Doch dies verschafft dem Leser immerhin ei-
nen authentischen Einblick in einen Konflikt,
„von dem sich die klugen Kritiker und Jour-
nalisten in ihren gemütlichen Büros oft gar
keine konkrete Vorstellung mehr machen“,
wie er schreibt. Ein unreflektierter Haudrauf
ist er deswegen aber nicht. So erteilt Bühler
der Vorstellung, das Piratenproblem ließe
sich allein mit militärischen Mitteln in den
Griff bekommen, eine klare Absage. Umge-
kehrt lässt er keinen Zweifel daran, dass er
den Einsatz bewaffneter Sicherheitskräfte
auf den Schiffen trotz der damit verbunde-
nen Probleme als erfolgreich einschätzt. Pi-
raten würden ihre Angriffe gegen ein Schiff
meistens abbrechen, wenn es über Sicher-
heitskräfte an Bord verfügt. Als ergänzende
Lektüre zur Problematik Piraterie ist das
Buch durchaus zu empfehlen. aw ❚

KURZ REZENSIERT Behörden sollen
Auskunft geben
MEDIEN Die SPD-Fraktion will die Aus-
kunftspflicht von Bundesbehörden gegen-
über der Presse gesetzlich verankern. Den
entsprechenden Entwurf eines Presseaus-
kunfsgesetzes (17/12484) überwies der
Bundestag am vergangenen Donnerstag in
erster Lesung in die Ausschüsse. 
Nach dem Willen der Sozialdemokraten
sollen Bundesbehörden gegenüber den Ver-
tretern der Presse und des Rundfunks zur Er-
füllung ihrer öffentlichen Aufgabe prinzi-
piell auskunftspflicht sein. In Fällen, in de-
nen Geheimhaltungsvorschriften zu beach-
ten sind, soll die Auskunftspflicht jedoch
eingeschränkt werden können. Auskünfte
sollen auch dann durch die Behörden ver-
weigert werden können, wenn die Auskünf-
te die Durchführung von schwebenden Ge-
richtsverfahren vereiteln, erschweren oder
verzögern, die schutzwürdigen Interesen
von Privatpersonen verletzen oder das öf-
fentliche Interesse gefährden.
Die SPD verweist auf das Urteil des Bundes-
verwaltungsgerichts vom 20. Februar dieses
Jahres. Das Gericht hatte die Klage eines
Journalisten gegen den Bundesnachrichten-
dienst auf Herausgabe von Informationen
mit der Begründung abgewiesen, dass die
Pressegesetze der Bundesländer nicht auf
Bundesbehörden anwendbar seien. Aus
Sicht der SPD muss der Bund deshalb für
seine Behörden eine Auskunftspflicht ge-
genüber der Presse formulieren. aw ❚

Barenboims
Dank und Bitte
KULTUR Der Bau der Barenboim-Said-Aka-
demie in Berlin soll definitiv bis zum Jahr
2016 abgeschlossen werden und die veran-
schlagten Baukosten von rund 30 Millionen
Euro nicht überschreiten. Dies betonte der
Geschäftsführer der Akademie, der ehema-
lige Kulturstaatsminister Michael Naumann
(SPD), am Donnerstag vor dem Kulturau-
schuss. Zusammen mit dem Star-Dirigenten
und Akademie-Gründer Daniel Barenboim
informierte er den Ausschuss über die Kon-
zeption der Akademie, die im ehemaligen
Magazin-Gebäude der Berliner Staatsoper
entsteht. Der Bund beteiligt sich mit 20 Mil-
lionen Euro an den Baukosten
An der Akademie sollen bis zu 90 Stipen-
diaten aus den Ländern des Nahen Ostens
für jeweils zwei Jahre unterrichtet werden,
erläuterte Barenboim. Damit werde die völ-
kerverbindende und friedenschaffende Tra-
dition des West-östlichen Divan Orchesters
fortgeführt, das sich aus Musikern aus Isra-
el, Ägypten, Palästina, Jordanien, Syrien
und dem Libanon zusammensetzt. 
Naumann und Barenboim dankten dem
Bundestag ausdrücklich für die finanzielle
Beteiligung des Bundes und warben zu-
gleich für ein dauerhaftes Engagement. In
diesem Sinne äußerten sich auch verschie-
dene Ausschuss-Mitglieder. So hieß es aus
den Reihen der FDP, der Bund solle sich an
den jährlichen Betriebskosten beteiligen.
Diese bezifferte Naumann auf 4,5 Millio-
nen Euro. Die Union lobte das Wirken Ba-
renboims und seine Akademie als herausra-
gendes Beispiel für bürgerschaftliches Enga-
gement, das der Staat unterstützen sollte.
Auch die Linksfraktion bezeichnete das Ziel
der Akademie, sich für Frieden und Völker-
verständigung einzusetzen, als eine „natio-
nale Aufgabe“. Großes Lob und Anerken-
nung für die Arbeit Barenboims sprachen
auch SPD und Grünen aus. aw ❚

Die Filmförderung des Bundes durch die
Filmförderungsanstalt (FFA) soll bis zum
30. Juni 2016 verlängert werden. Den ent-
sprechenden Gesetzentwurf der Bundesre-
gierung (17/12370) überwies der Bundes-
tag am vergangnen Donnerstag in erster Le-
sung in die Ausschüsse.
Die derzeitige Fassung des Filmförderungs-
gesetzes (FFG) läuft Ende dieses Jahres aus.
Nach Ansicht der Regierung ist die Arbeit
der Filmförderungsanstalt jedoch weiterhin
„unverzichtbar“, um die Leistungsfähigkeit
der deutschen Filmwirtschaft zu erhalten.
So seien im Jahr 2011 von 212 deutschen Ki-
nofilmen 89 durch die FFA gefördert wor-
den. Diese Filme hätten zugleich 94 Prozent
der Besucher aller deutscher Kinoproduk-
tionen auf sich gezogen. Allerdings werde
auch der deutsche Kinomarkt weitgehend
von den amerikanischen Großproduktio-
nen beherrscht. Im Gegensatz dazu ließen
sich deutsche Produktionen im Ausland nur
eingeschränkt vermarkten. Deshalb ließen
sich Filme mit hohen Produktionskosten
nur schwer refinanzieren. 

Barrierefreier Zugang Nach dem Willen
der Regierung wird mit der Gesetzesnovelle
zudem die Produktion barrierefreier Filme
in die Förderkriterien aufgenommen. Zu-
künftig soll von jedem geförderten Film ei-
ne Fassung mit Audiodeskriptionen für seh-
behinderte Menschen und eine Fassung mit

Untertiteln für hörgeschädigte Menschen
produziert werden. Die dadurch entstehen-
den jährlichen Mehrkosten für die deutsche
Filmbranche beziffert die Regierung auf et-
wa 273.000 Euro. Ebenfalls in den Aufga-
benbereich der FFA soll zukünftig die Digi-
talisierung des Filmerbes fallen. 
Nach Angaben der Bundesregierung stan-
den im Jahr 2011 rund 350 Millionen Euro
für die Filmförderung in Deutschland zur
Verfügung. Davon entfielen 100 Millionen
auf die Förderung durch die FFA, weitere
100 Millionen Euro auf weitere Förderun-
gen durch den Bund und 150 Millionen
Euro auf die Filmförderung durch die Bun-
desländer. 
Finanziert wird die Filmförderung durch die
FFA nicht aus dem Bundeshaushalt, son-
dern durch die so genannte Filmabgabe.
Diese Sonderabgabe müssen alle Verwerter
von Filmen – etwa Fernsehanstalten, Kinos
und Videotheken – an die FFA abführen.
Eingeführt worden war das System der Film-
förderung des Bundes im Jahr 1967 mit
dem ersten Filmförderungsgesetz und der
Einrichtung der FFA. Alexander Weinlein ❚

Hollywoods Dominanz
KULTUR Bundesregierung will Filmförderung verlängern

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden 
Sie in unserem E-Paper
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>Hans Georg Emde ✝✝
Bundestagsabgeordneter 1961-1969,
FDP
Am 15. Februar starb Hans Georg Emde im
Alter von 93 Jahren. Der promovierte Volks-
wirt gehörte dem Haushaltsausschuss an.
Emde war von 1969 bis 1972 Staatssekretär
im Bundesfinanzministerium.

>Charlotte Garbe ✝✝
Bundestagsabgeordnete 1987-1990,
Die Grünen
Am 16. Februar starb Charlotte Garbe mit 83
Jahren. Die Hauswirtschaftslehrerin aus Lau-
enförde zählte 1978 zu den Mitbegründern
der „Grünen Liste Umweltschutz“. Garbe ge-
hörte dem Ausschuss für Umwelt, Natur-
schutz und Reaktorsicherheit an.

>Georg Pfannenstein
Bundestagsabgeordneter 1994-2002,
SPD
Am 4. März begeht Georg Pfannenstein sei-
nen 70. Geburtstag. Der Elektromeister aus
Pfreimd im Kreis Schwandorf trat 1972 der
SPD bei, war 12 Jahre SPD-Kreisvorsitzender
und ist seit 1990 Mitglied des Kreistags
Schwandorf. Pfannenstein gehörte im Bun-
destag dem Verteidigungsausschuss an.

>Alfred Hartenbach
Bundestagsabgeordneter 1994-2009,
SPD
Am 5. März wird Alfred Hartenbach 70 Jah-
re alt. Der Richter trat 1968 der SPD bei und
war von 1977 bis 1991 Stadtverordneter im
hessischen Immenhausen.Von 1998 bis 2002
amtierte er als rechtspolitischer Sprecher der
SPD-Bundestagsfraktion und war von 2002
bis 2009 Parlamentarischer Staatssekretär
bei der Bundesministerin der Justiz.

>Heidi Knake-Werner
Bundestagsabgeordnete 1994-2002,
PDS
Heidi Knake-Werner vollendet am 5. März ihr
70. Lebensjahr. Die promovierte Sozialwis-
senschaftlerin, ursprünglich SPD- bzw. DKP-
Mitglied, schloss sich 1990 der PDS an. Im
Bundestag arbeitete sie unter anderem im
Ausschuss für Arbeit und Sozialordnung. Von
2002 bis 2008 war sie Senatorin in Berlin.

>Dietrich Elchlepp
Bundestagsabgeordneter 1976-1977,
SPD
Am 7. März wird Dietrich Elchlepp 75 Jahre
alt. Der Ministerialrat, SPD-Mitglied seit
1966, war 1976 für den Abgeordneten Erhard
Eppler in den Bundestag nachgerückt.

>Walter Althammer
Bundestagsabgeordneter 1961-1985,
CSU
Walter Althammer vollendet am 12. März
sein 85. Lebensjahr. Der promovierte Jurist
schloss sich 1952 der CSU an und war von
1976 bis 1980 und von 1982 bis 1984 stell-
vertretender Vorsitzender der CDU/CSU-Bun-
destagsfraktion. Althammer engagierte sich
überwiegend im Haushaltsausschuss.

>Ralph Herberholz
Bundestagsabgeordneter 1980-1983,
1990, SPD
Ralph Herberholz wird am 14. März 75 Jah-
re alt. Der Gymnasiallehrer aus Cochem, SPD-
Mitglied seit 1972, saß im  Ausschuss für
Raumordnung, Bauwesen und Städtebau.

>Ingomar Hauchler
Bundestagsabgeordneter 1983-1998,
SPD
Am 15. März wird Ingomar Hauchler 75 Jah-
re alt. Der promovierte Volkswirt trat 1974
der SPD bei war von 1977 bis 1983 Vorsitzen-
der des SPD-Unterbezirks Harburg. Hauchler,
entwicklungspolitischer Sprecher seiner Bun-
destagsfraktion, arbeitete im Ausschuss für
wirtschaftliche Zusammenarbeit sowie im
Auswärtigen Ausschuss mit. bmh ❚

Transparenz und Bürgernähe sind zwei Grundprinzipien
des Bundestages. Für diese stehen nicht nur die gläserne
Kuppel des Reichstagsgebäudes, sondern auch das Online-
Archiv des deutschen Parlamentes. In letzterem können Bür-
ger die Plenarprotokolle und parlamentarischen Dokumen-
te des Bundestages frei einsehen. Bisher umfasste das Archiv
nur die Unterlagen von 1976 an. Aber jetzt sind auch die
Plenarprotokolle, Gesetzesentwürfe  und weiteren Vorlagen
seit 1949 vorhanden. 
Somit ist „die Parlamentsgeschichte der Bundesrepublik
Deutschland vollständig online verfügbar“, sagte Bundes-
tagspräsident Norbert Lammert (CDU) bei der Präsentation
des neuen Online-Archivs vergangene Woche im Paul-Löbe-
Haus. 
Lammert nannte die Datenbank eine „beachtliche Ergän-
zung unseres Service-Angebotes“. Als Beispiel verwies er auf
die Pariser Verträge, die „auf den Tag genau“ vor 58 Jahren
im Bundestag debattiert und beschlossen wurden. Auch das
Protokoll dieser Debatte und die Originalversionen der Do-

kumente, die bislang nur „auf konventionellem Wege“ auf-
rufbar waren, seien nun online auffindbar.Mit der vollstän-
digen Digitalisierung der Protokolle und parlamentarischen
Drucksachen gehe der Bundestag im internationalen Ver-
gleich der Parlamente als „leuchtendes Beispiel voran“, sag-
te der Bundestagspräsident weiter. 
Die Leiterin des Referats Parlamentsdokumentation des
Bundestages, Monika Jantsch, erklärte, diese Erweiterung
schließe eine „digitale Lücke“. Die Digitalisierung der Mate-
rialien habe die Bundesdruckerei in Berlin übernommen.
Seit 2010 seien hier die bisher noch fehlenden 75.000 Un-
terlagen eingescannt und in elektronische Datensätze um-
gewandelt worden. Die insgesamt 1,25 Millionen Seiten sei-
en zudem nach Rechtschreibfehlern und anderen Ungenau-
igkeiten untersucht und für das Archiv aufbereitet worden. 
Michael Seadle, Direktor des Instituts für Bibliotheks- und
Informationswissenschaften an der Humboldt-Universität
zu Berlin, unterstrich die vielen Vorteile, die das neue Ange-
bot Wissenschaftlern biete. Sie hätten von nun an von ihren

Schreibtischen aus direkten Zugang zu tausenden Doku-
menten und könnten dadurch viel effizienter arbeiten. Das
sei gerade für Wissenschaftler, die nicht in Deutschland le-
ben, wichtig. Seadle hob zudem die Möglichkeiten hervor,
komplexe Suchen auch innerhalb der Texte durchzuführen
sowie diese unkompliziert von einem speziellen Programm
übersetzen zu lassen. Der barrierefreie Zugang zu den
Schriftstücken sei außerdem für Sehbehinderte ein „hervor-
ragender Fortschritt“. Auch schone die Digitalisierung die
originalen Drucksachen und helfe dabei, sie zu erhalten,
denn „jede Benutzung schadet dem Papier“. 
Eine eigens von der Bundestagsverwaltung entwickelte Such-
maske ermöglicht die Suche nach speziellen Dokumenten
anhand der Drucksachennummern, Titel oder einzelner
Stichworte. Zudem sind Sucheinschränkungen nach Datum,
Urheber oder Art der parlamentarischen Dokumente er-
laubt.
Die Datenbank ist auf der Website des Bundestages unter
http://pdok.bundestag.de/ zu finden.           Julian Burgert ❚

64 Jahre Parlamentsgeschichte im Web 
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Helmut Kohl
bestätigt
6.März 1983: Vorgezogene Bundes-
tagswahl „Dieser Kanzler schafft Ver-
trauen“, war auf einem Plakat der CDU
zur Bundestagswahl 1983 über Helmut
Kohl zu lesen. Dabei hatte der erst im De-
zember 1982 im Parlament die Vertrau-
ensfrage verloren. Dies war allerdings be-
absichtigt: Als im Oktober 1982 der da-
malige Kanzler Helmut Schmidt (SPD)
per konstruktivem Misstrauensvotum ge-
stürzt wurde, übernahm Kohl. Doch der
Pfälzer wollte den Regierungswechsel
auch vom Wähler legitimieren lassen. Bei
der Bundestagswahl am 6. März 1983
wurde dann nicht nur der Kanzler im Amt
bestätigt, erstmals zogen auch die Grü-
nen in das bundesdeutsche Parlament.

Mit dem Nato-Doppelbeschluss und der
schlechten wirtschaftlichen Lage be-
herrschten zwei Themen den Wahlkampf,
die schon ab 1981 Risse in die inzwischen
abgelöste rot-gelbe Koalition brachten.
Die Querelen zwischen SPD und FDP in
den Jahren 1981/82 quittierten die Wäh-
ler unter anderem mit einem historisch
schlechten Ergebnis für die Sozialdemo-
kraten. Mit 38,2 Prozent blieb die SPD
mit ihrem Spitzenkandidaten Hans-Jo-
chen Vogel erstmals seit 1965 unter der
40-Prozent-Marke. Für die FDP kam es
unterdessen nicht ganz so schlimm, wie
es Meinungsforscher prognostiziert hat-
ten. Am Ende erhielt sie sieben Prozent
der Stimmen und bildete mit der Union,
die 48,8 Prozent der Stimmen holte, eine
Regierung. Allerdings blieb es nicht bei
drei Bundestagsfraktionen. Die Grünen
kamen auf 5,6 Prozent und zogen mit 
29 Abgeordneten erstmals in den Bun-
destag ein. Benjamin Stahl ❚

Mit der Sprache ist es heute wie
in der digitalen Welt: Man
muss ständig auf der Hut
sein, neueste Trends nicht zu

verpassen. Überall scannen Lobbygruppen
vertraute Wörter, ob sie Klischees produzie-
ren, herabwürdigend, sexistisch oder gar
rassistisch sind. Jetzt hat die Nationale Ar-
mutskonferenz 23 Begriffe als „soziale Un-
wörter“ ausgemacht. So soll es „sozial
Schwache“ künftig nicht mehr geben, denn
wer kein Geld hat, ist ja nur ökonomisch
schwach und nicht unsozial. Auch gängige
Begriffe wie „arbeitslos“, „alleinerziehend“
oder „Behindertentransport“ stellt die Kon-
ferenz auf den Index.
Apropos Behinderter. Das Wort ist längst
Opfer der politisch korrekten Wortver-
schiebung, es heißt jetzt „Mensch mit Be-
hinderung“. Schließlich darf ein Mensch
nicht nur auf sein Behindertendasein redu-
ziert werden. Aber warum heißt es dann
noch Lehrer? Die können doch auch viel
mehr als nur lehren. Aber wenn schon,
dann bitte korrekt Lehrerinnen und Lehrer!
Oder besser partizipial gleich Lehrende, so
wie beim gegenderten Studierenden statt
dem Studenten, was heute jeder deutsche
Professor peinlichst beachtet. Da muss
man jetzt nur noch den essenden oder gar
sterbenden Studierenden akzeptieren.
Noch mehr Sensibität ist bei ganzen Völ-
kerschaften angesagt. Zigeunerschnitzel ist
tabu, Eskimo ebenso, weil das für Roh-
fleischesser stehen soll (heißt jetzt Inuit).
In alten Kinderbüchern müssen „Negerkö-
nige“ verschwinden. Am besten stellt man
eine Wortliste auf und erfindet selbst vor-
sorglich neue Begriffe, um stets auf der si-
cheren Seite zu sein. Statt Negerkuss, Moh-
renkopf oder Schokokuss also heute Dick-
mann. Vorsichtshalber kann man sich aber
schon notieren: Dickmensch, übergewich-
tiger Mensch, stark gebauter Mensch. Trotz-
dem Guten Appetit!  Hans Krump ❚

Auf der Höhe
der Sprache 

PERSONALIA
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VOR 30 JAHREN ...

Der neu gewählte Bundeskanzler
Helmut Kohl (CDU) legt den Amtseid ab.

Bundestagspräsident Norbert Lammert (CDU, oben links) und Professor Michael Seadle von der Humboldt-Universität Berlin stellten die Erweiterung des Online-Archivs vor.

©
 p

ict
ur

e-
al

lia
nc

e/
Sv

en
Si

m
on

©
 B

DT
/P

ho
to

th
ek

 u
nd

 B
DT

/A
ch

im
M

el
de

,C
ol

la
ge

:S
te

ph
an

Ro
te

rs

Zur Ausgabe 9 vom 25.2.2013, „Wurm
im Fisch, Dioxin im Ei, Kot im Käse“ auf
Seite 1 und „Bolognese auf Europa-
Tournee“ auf Seite 3:
Vielen Dank für die Auflistung der Lebens-
mittelskandale in ihrer vergangenen Ausga-
be. Gleichzeitig bedaure ich aber, dass in ih-
rer Berichterstattung nicht zwischen dem
aktuellen Skandal und den früheren Nema-
toden- und Gammelfleisch-Ereignissen dif-
ferenziert wird. Beides ist schlimm genug,
hat aber jeweils grundsätzlich unterschied-
liche Auswirkungen. Salopp gesagt: Wäh-
rend der Ehec-Erreger zu Todesfällen führte,
ist damit beim Pferdefleisch-Skandal kaum
zu rechnen. Schlimm bleibt beides, und
auch letzteres ist zu ahnden, am besten mit
deutlichen finanziellen Auflagen. 
Was mich viel mehr beunru-
higt ist der Fleischtouris-
mus, wie ich ihn in der Gra-
fik auf Seite drei eindrucks-
voll illustriert finde. Er ist
wohl dem Trend zur Größe
und Konzentration in der
Lebensmittelindustrie ge-
schuldet. Mich würde nun
interessieren, welchen Weg
zum Beispiel ein Stück Kup-
fer oder sonstiges Metall
nimmt, ehe es hübsch in ei-
nem Bauteil eines Autos ver-
borgen in nationale Kun-
denhand kommt, sei es in
Großbritannien, Frank-

reich, Italien oder den Niederlanden oder
sonst wo in Europa und der Welt. 

Eberhard Wühle,
Essen

Zur Ausgabe 9 vom 25.2.2013, „Im Ga-
lopp zum Aktionsplan“ auf Seite 1:
Es ist das gute Recht der Verbraucher zu for-
dern, dass kein Pferdefleisch in den Fertig-
produkten ist, wenn es nicht deklariert ist.
Und es ist genauso das gute Recht der Ver-
braucher zu fordern, dass Bio-Eier auch tat-
sächlich solche sind. 
Als Landwirt wundere ich mich nicht mehr
über die erhöhte Schlagzahl von Lebensmit-
telskandalen. Wenn in Deutschland für
Nahrungsmittel gerade noch gut zehn Pro-
zent vom Gesamteinkommen ausgegeben

werden und immer nur nach den billigsten
Lebensmitteln gegriffen wird, muss doch
die Qualität leiden. Für parteipolitischen
Schlagabtausch ist das Thema zu wichtig. 
Mehr Ernährungskompetenz bei den Ver-
brauchern wäre hier viel sinnvoller, dafür
sollte bereits in den Schulen eine Grundla-
ge gelegt werden. 
Informierte und aufgeklärte Verbraucher le-
gen Wert auf Regionalität und nachvollzieh-
barer Verarbeitung ihrer Lebensmittel.

Artur Auernhammer, 
Weißenburg in Bayern

Zur Ausgabe 9 vom 25.2.2013, „Editori-
al“ auf Seite 1:
Die Reallöhne in Deutschland und Öster-
reich sind in den letzten 30 Jahren gesun-

ken. Die „Jagd auf Sonderangebote“ ist für
viele Menschen noch die einzige Möglich-
keit, mit ihrem gesunkenen Einkommen
über die Runden zu kommen. Ganz sicher
hätten viele Bürger auch gerne ein Schnitzel
vom Fleischer um die Ecke in bester Quali-
tät regelmäßig auf dem Teller. Sie können es
sich aber ganz einfach nicht mehr leisten.

Anton Schäfer, 
Schaan

Zur Ausgabe 9 vom 25.2.2013, „Sach-
senmilch aus Bayern“ auf Seite 3:
Um zu verstehen, wieso es immer wieder zu
solchen Lebensmittelskandalen kommt,
muss man nur die Herkunftswege bezie-
hungsweise die Vertriebswege der Nah-
rungsmittel mit dem Aufbau der Lebensmit-

telkontrollen vergleichen.
Wenn ein fertiges Produkt
wie eine Tiefkühllasagne
aus Teilen hergestellt wird,
die aus ganz Europa kom-
men, und dann die Lebens-
mittelkontrollen hierzulan-
de nur auf Länderebene
oder sogar Kreisebene orga-
nisiert sind, dann können
diese ja überhaupt keine
Wirkung erzielen. Zudem
werden ja nur Proben aus
Deutschland untersucht.    

Dennis Kaiser,
per E-Mail

SEITENBLICKE

Weiterführende Links 
zu den Themen dieser
Seite finden Sie in 
unserem E-Paper

BUNDESTAG LIVE

Topthemen vom 11.-
15.03.2013
Netzausbau (Do),
Banken und Finanzgrup-
pen (Fr)

Phoenix überträgt live
ab 9 Uhr

Auf www.bundestag.de:
Die aktuelle Tagesord-
nung sowie die Debatten
im Livestream

Haben Sie Anregungen,
Fragen oder Kritik?
Schreiben Sie uns:

Das Parlament
Platz der Republik 1,
11011 Berlin
redaktion.das-parla-
ment@bundestag.de

Leserbriefe geben nicht
die Meinung der
Redaktion wieder. Die
Redaktion behält sich vor,
Leserbriefe zu kürzen.

Die nächste Ausgabe von
„Das Parlament“ er-
scheint am 18. März.

Mierscheid 
zum 80.
GRATULATION Bun-
destagspräsident Nor-
bert Lammert (CDU)
hat dem SPD-Abgeord-
neten Jakob Maria
Mierscheid „im Namen
des ganzen Hauses“
zum 80. Geburtstag
gratuliert. Lammert
würdigte Mierscheid
vergangenen Freitag im
Plenum als „geschätzten, gelegentlich ver-
zweifelt gesuchten Kollegen“. Dass sich
Mierscheid „aus zwingenden Gründen“
für die aktuelle Sitzung entschuldigt habe,
werde vermutlich Spekulationen beför-
dern, dass es ihn gar nicht gebe – was aber
durch zahlreiche Fundstellen in der Litera-
tur widerlegt sei. Lammert äußerte die
Hoffnung, „dass uns der Kollege Mier-
scheid auch in der nächsten Legislaturpe-
riode erhalten bleibt“. Sollte Mierscheid
dann die konstituierende Sitzung als Al-
terspräsident eröffnen wollen, müsse er al-
lerdings „persönlich anwesend“ sein, füg-
te der Parlamentspräsident hinzu. sto ❚

J. M. Mierscheid
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Mit der Verabschiedung des
Gesetzes zur Vermeidung
von Gefahren und Miss-

bräuchen im Hochfrequenzhandel er-
richten wir heute einen weiteren wich-
tigen Baustein in der Brandmauer, die
uns wirksamer als in der Vergangen-
heit vor künftigen Finanzkrisen schüt-
zen soll.

Auf diesem Weg ist die Bundesregie-
rung gemeinsam mit den sie tragenden
Koalitionsfraktionen
ein gutes Stück voran-
gekommen. Wir ha-
ben uns von Anfang
an für einen wirksa-
men europäischen
und internationalen
Rahmen bei der Fi-
nanzmarktregelung
eingesetzt. Wir sind
auf diesem Weg auch
in Europa und auf der G-20-Ebene
Schrittmacher gewesen. Wir sind auf
nationaler Ebene oft vorangegangen,
haben Leerverkäufe verboten, Rating-
agenturen reguliert, den Handel mit
außerbörslich gehandelten Derivaten
transparenter gemacht, und Deutsch-
land hat massiv einen Beitrag dazu ge-
leistet, die europäische und deutsche
Aufsichtsstruktur neu zu ordnen. Be-
reits 2010 haben wir Banken und Ver-
sicherungen verpflichtet, angemesse-
ne, transparente und nachhaltige Ver-
gütungssysteme einzuführen. Wir ha-
ben den Anlegerschutz verbessert, und
wir haben mit unserem Restrukturie-
rungsgesetz und unserer Bankenabga-
be den Masterplan für die Regelung ge-
schaffen, die jetzt auf europäischer
Ebene ansteht.

Meine sehr verehrten Kolleginnen
und Kollegen, es ist einfach unver-
ständlich, dass dieser erfolgreiche Weg
von der Oppositionsseite immer wie-

der mit Mäkeleien und Kritteleien be-
dacht wird.

Hätten Sie in Ihrer Regierungszeit
hier gehandelt, wäre Deutschland,
Europa und der Welt viel erspart ge-
blieben.

Wir haben die Lehren aus der Fi-
nanzkrise gezogen und seit Beginn die-
ser Legislaturperiode einen wichtigen
neuen Ordnungsrahmen für die Fi-
nanzmärkte geschaffen. Dabei lassen
wir uns von klaren Prinzipien leiten,
die ineinandergreifen, und haben ei-
nen konsistenten Ordnungsrahmen
gebildet. Grundprinzip unseres Han-
delns dabei ist, dass Gewinnchancen
und Haftung wieder eng beieinander
liegen müssen.

Wir freuen uns, dass auf europäi-
scher Ebene die Trilogverhandlungen
über die Umsetzung von Basel III vor
einem Abschluss zu stehen scheinen.
Denn eines ist klar: Ein zentraler Punkt
dieses Ordnungsrahmens muss die
Bankenregulierung sein, und dazu ist
es unerlässlich, dass das haftende Ka-
pital der Banken schrittweise erhöht
wird.

Wir haben Anfang Februar einen
Gesetzentwurf zum
Trennbankensystem
vorgelegt, in enger Ab-
sprache mit Frank-
reich. Dadurch wol-
len wir erreichen, dass
Risikobereiche von
Banken vom Einla-
gengeschäft getrennt
werden. Mit diesem
Gesetzentwurf gehen

wir die sogenannte Too-big-to-fail-Pro-
blematik an. Aber – das hat eine Fa-
chanhörung gestern im Finanzaus-
schuss zum sogenannten Liikanen-Be-
richt ganz deutlich gemacht – es geht
oftmals nicht nur um die Frage: Ist ein
Institut zu groß, um es fallen zu lassen?
Es geht oftmals auch um die Frage: Wie
vernetzt, wie zusammenhängend sind
die Institute? All diese Fragen gehen
wir in diesem Gesetzentwurf an.

Auf unserer Agenda steht auch eine
gemeinsame Aufsicht über bedeuten-
de Banken in Europa. Wir konnten bei
den europäischen Verhandlungen hier
zentrale Anliegen durchsetzen. Dies
betrifft zum einen die klare Abgren-
zung der Aufgaben zwischen EZB und
nationalen Behörden gemäß dem
Prinzip der Subsidiarität. Es war gut
und richtig, dass wir uns dafür einge-
setzt haben, dass nur große, systemre-
levante, in grenzüberschreitendem Ge-
schäft tätige Banken in Europa unter

die europäische Aufsicht kommen,
dass aber zum Beispiel unsere Sparkas-
sen und Genossenschaftsbanken, die
ein stabiler Eckpfeiler des Mittelstands-
finanzierungssystems in Deutschland
sind, nach wie vor unter unseren be-
währten nationalen Aufsichtsstruktu-
ren stehen.

Ganz entscheidend ist für uns bei
den neu zu schaffenden europäischen
Aufsichtsstrukturen die weitgehende
Trennung von Bankenaufsicht und
Geldpolitik gewesen, wie sie sich gera-
de auch im Bereich der deutschen Auf-
sichtsstrukturen bewährt hat.

Mit dem Gesetz, das wir heute in
zweiter und dritter Lesung verabschie-
den, wollen wir den Gefahren des sehr
schnellen Computerhandels begegnen
und damit wieder für mehr Stabilität
und Integrität der Finanzmärkte sor-
gen. Denn – das ist nicht zu leugnen –
der zunehmende Hochfrequenzhan-
del hat die Geschwindigkeit und Kom-
plexität des Handels in den letzten Jah-
ren drastisch erhöht. Wir erinnern und
alle noch an extreme Börsenszenarien,
bei denen es in wenigen Minuten zu
gravierenden Marktausschlägen kam,
etwa beim sogenannten Flash Crash

im Mai 2010. Da konnten wir erleben,
wie durch den computergesteuerten
Hochfrequenzhandel extreme Kursbe-
wegungen ohne jeglichen Bezug zu re-
alwirtschaftlichen Entwicklungen ver-
stärkt wurden.

Zu dem Gesetz, das wir heute hier
verabschieden, gehören erstens Me-
chanismen, die bei hohen Preis-
schwankungen den Handel vorüberge-
hend aussetzen.

Zweitens sorgen wir dafür, dass bei
einer übermäßigen Inanspruchnahme
der Handelssysteme durch häufiges
Einstellen, Ändern oder Löschen von
Aufträgen in Zukunft besondere Kos-
ten fällig werden.

Drittens müssen Händler darauf
achten, dass das Verhältnis von Order-
anfragen und tatsäch-
lichen Handelsab-
schlüssen nicht zu
weit auseinander-
klafft.

Viertens wird dem
Trend zu immer mehr
Geschäftsabschlüs-
sen, bei denen mini-
male Preisunterschie-
de ausgenutzt werden,
durch die Einführung von Mindest-
preisänderungen entgegengewirkt.

Wir haben uns – auch aufgrund der
Ausschussberatungen – sehr genau
überlegt, ob wir in dieses Gesetz eine
Mindesthaltedauer für Wertpapiere
aufnehmen. Die unterschiedlichen
Aussagen der Sachverständigen bei der
Ausschussanhörung haben deutlich

gemacht, dass sich die Folgen und vor
allem der Nutzen einer Mindesthalte-
dauer schwer abschätzen lassen. Wir
setzen daher im Gesetzentwurf auf
Maßnahmen, die negative Folgen des
schnellen Computerhandels wirksam
einbremsen. Wir wissen, dass es über
die Frage einer Mindesthaltedauer
auch auf europäischer Ebene, zum Bei-
spiel im Europäischen Parlament, un-
terschiedliche Auffassungen gibt.

Aber eines ist klar, verehrte Kollegin-
nen und Kollegen: Einem solchen In-
strument kann man, wenn überhaupt,
nur nähertreten, wenn es europaweit
eingeführt wird. Eine isolierte nationa-
le Einführung würde überhaupt kei-
nen Sinn machen. Denn wir haben
auch eine Verantwortung für den Bör-

senstandort Deutsch-
land.

Deshalb gehen wir
hier wieder einmal
voran. Wir prägen mit
dem, was wir auf den
Weg bringen, den eu-
ropäischen Ord-
nungsrahmen. Ich
kann an die Oppositi-
on nur appellieren:

Gehen Sie endlich mit uns diesen Weg
mit!

Beschränken Sie sich nicht auf klein-
liche Krittelei, sondern sehen Sie die
Größe und Bedeutung dieser Aufgabe,
und versagen Sie sich der Mitwirkung
nicht!

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

DEBATTENDOKUMENTATION

Helmut Koschyk (*1959)
Parl. Staatssekretär

Helmut Koschyk, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister der Finanzen:

Ein weiterer Stein in der
Brandmauer gegen neue Krisen

Der
Hochfrequenz-
handel hat die
Komplexität 
des Handels

erhöht.

Wir prägen 
mit dem,

was wir auf den
Weg bringen, den

europäischen
Ordnungsrahmen.

Debatte über den Hochfrequenzhandel / 225. Sitzung des 17. Deutschen Bundestages am 28. Februar 2013  
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In der Tat handelt es sich bei dem
sogenannten Hochfrequenzhan-
del um eine erst in den letzten

Jahren entwickelte Form des Han-

dels an den Börsen, der mit einer un-
glaublichen Geschwindigkeit vor
sich geht. Es geht hierbei um Milli-
sekunden, nicht um Sekunden – von
Minuten oder Ähnlichem reden wir
überhaupt nicht –, also um Millise-
kunden, in denen der Handel voll-
zogen werden soll. Das ist ein stark
und schnell wachsendes Segment,
gerade übrigens für hochliquide An-
lagen von großen Unternehmen. 70
Prozent des Börsenhandels in den
USA und 40 Prozent des Börsenhan-
dels in Europa werden so abgewi-
ckelt.

Es ist richtig, hier eine Regulierung
anzusetzen. Es ist richtig vor dem
Hintergrund der Gefahren, der
Crashs, der Unfälle mit gewaltigen
Wertvernichtungen, die schon pas-
siert sind. Deshalb muss hier endlich
eingegriffen werden. Aber man muss

sich natürlich fragen, was für eine
Regulierung hier vorgelegt wird und
ob dadurch wirklich durchgegriffen
wird.

Ich muss Ihnen sagen, meine Da-
men und Herren und Herr Staatsse-
kretär, Ihr Gesetzentwurf, den Sie

Carsten Sieling (*1959)
Wahlkreis Bremen l

Dr. Carsten Sieling, SPD:

Keine Regulierung,
wie wir sie brauchen 

Dies ist eine gekürzte Version der
Debatte. Das Plenarprotokoll und die 
vorliegenden Drucksachen sind im
Volltext im Internet abrufbar unter:
http://dip21.bundestag.de/dip21.web/bt

Der Deutsche Bundestag stellt online
die Übertragungen des

Parlamentsfernsehens als Live-Video- und
Audio-Übertragung zur Verfügung.
www.bundestag.de/live/tv/index.html

Fortsetzung auf Seite 2



hier einbringen, wird nichts anderes
bewirken, als dass einige Registrie-
rungen erfolgen und sicherlich eine
Übersicht über den Bereich geschaf-
fen wird; aber die Geschwindigkeit
und die Gefahren werden dadurch
nicht beeinträchtigt.

Um einmal im Bild zu bleiben: Sie
fassen nicht die Computer an, son-
dern Sie wechseln nur die Monitore
aus. – Es geht hier darum, mit Hoch-
geschwindigkeit umzugehen. Das
kann man nicht mit einigen Etiket-
ten und einigen wenigen Maßnah-
men, die keine Überzeugungskraft
haben, angehen.

Das Ganze hat einen wichtigen
Hintergrund. Wenn Sie in Ihr Herz
hineinschauen, müssten Sie sich ein-
gestehen, dass Sie diesen Handel gar
nicht wirklich durchgreifend be-
schränken und regulieren wollen.

Das hängt damit zusammen, dass
Sie den Nutzen des Hochfrequenz-
handels, dieses hyperschnellen Bör-
senhandels, deutlich überschätzen
und die Risiken unterschätzen. Die
Folge ist, dass Sie uns ein Regulie-
rungsvorhaben vorlegen, wie wir es
aus vielen Bereichen kennen. Bei Ih-
nen fehlen durchgängig Stringenz
und Durchgriff. Dies bräuchten wir
aber, um wirklich wieder Ordnung
auf den Finanzmärkten herzustel-
len.

Ich muss sagen, Herr Staatssekre-
tär, dass es wohlfeil ist, sich hier hin-
zustellen und zu sagen: Wir sind die-
jenigen, die die Maßnahmen ange-
gangen sind, und zwar seit 2009,
seitdem wir regieren. - Das ist genau
die Phase, nachdem die G 20 die ent-
scheidenden Beschlüsse gefasst ha-
ben.

Das ist aus zwei Gründen wohl-
feil.

Der erste Grund
ist, dass man schon
in den Jahren vorher,
als Sie gemeinsam
mit uns in der Gro-
ßen Koalition regiert
haben,  eingreifen
und schneller hätte
etwas machen müs-
sen. Man hätte es
auch machen kön-
nen. Aber Sie haben hier blockiert.
Wir hätten viel mehr machen kön-
nen.

Der zweite und entscheidende
Grund, Herr Kollege, ist: Vorher gab
es in der Tat eine Phase, in der welt-
weit liberalisiert wurde. Heute weiß
man, dass das nicht richtig war. Aber
wir haben damals in der Regierung
gemeinsam mit den Grünen wenigs-
tens dafür gesorgt, dass beispielswei-
se Hedgefonds keine großen Mög-
lichkeiten in Deutschland bekom-
men. Wir wollten diese Heuschre-
cken nicht.

Sie – die FDP vorneweg, die Uni-
on hinterher – haben versucht, uns
hier im Parlament zu zwingen, an
dieser Stelle mehr zu machen.

Früher so und heute anders zu re-
den, das ist nicht glaubwürdig, mei-
ne Damen und Herren;

Sie haben hier nämlich nicht den
Vertrauensvorsprung, den man
braucht. Das zeigt sich leider auch,
liebe Kolleginnen und Kollegen, an
Ihren Gesetzentwürfen. Ich will an
einigen Punkten deutlich machen,
wo wir die Probleme des vorliegen-
den Gesetzentwurfes sehen.

Sie greifen beispielsweise das The-
ma auf, dass 90 Prozent der Orders,
die getätigt werden, storniert werden
und so Scheinliquidität erzeugt
wird. Sie wollen dieses Problem mit
der Festlegung eines sogenannten
Order-Transaktions-Verhältnisses
angehen; das ist gut. Aber Sie sagen
in Ihrem Gesetzentwurf nicht – Sie
weigern sich, da heranzugehen –,

wie dieses Verhältnis aussehen soll;
das ist schlecht. Sie überlassen diese
Regelung nicht dem Gesetzgeber,
sondern wollen, dass das hinterher
über die Aufsicht und auch über die
Börsen selber reguliert wird.

Da sage ich: Wenn die, deren Ge-
schäft das ist, selber regulieren, dann
kann dabei nichts Ordentliches he-
rauskommen. Von daher sind Sie in-
konsequent und lassen den Honig-
topf für einige wenige unberührt ste-
hen.

Es ist doch so: Es gibt den Irrglau-
ben, ganz viele würden von diesem
Computerhandel profitieren. Ich
will hier eindeutig sagen – das ist
auch der Grund, warum wir an die-
ser Stelle so energisch sind –: In
Wirklichkeit ist es so, dass nur ganz
wenige Händler einen wirklichen
Vorteil haben. Es kommt darauf an,
wie gering der Abstand – Stichwort
„kurzes Kabel“; so konkret ist das –
zum Börsenstandort ist. Ein kurzer
Abstand zum Börsenstandort führt
dazu, dass man Wettbewerbsvorteile
hat. In dieser Situation sind nur we-
nige. Gerade an den Börsen, die ei-
gentlich eine Wettbewerbsplattform

in Reinkultur mit
wirklich entwickelter
Konkurrenz sind, be-
fördern Sie dadurch
Monopolisierungs-
entwicklungen. Das
wollen wir nicht.

Ich will Ihnen sa-
gen – der Staatsse-
kretär hat es ja ange-
sprochen –: Das am

besten geeignete Instrument, um
solche Entwicklungen zu verhindern
bzw. einzuschränken – und das müs-
sen wir tun –, ist die Einführung ei-
ner sogenannten Haltefrist und Min-
destverweildauer. Wir fordern nicht
etwa eine Haltefrist von mehreren
Wochen, Tagen, Stunden oder Minu-
ten, sondern der Vorschlag, den wir
Ihnen hier vorlegen, lautet, eine
500-Millisekunden-Haltefrist einzu-
führen. Da wird es dann spannend.
Das ist nämlich ein Vorschlag, den
wir uns nicht allein überlegt haben.
Die Experten streiten zwar noch da-
rüber; aber das Europäische Parla-
ment hat bereits vorgeschlagen, die-
se Regelung auf europäischer Ebene
zu treffen.

Jetzt wird immer das schöne Argu-
ment vorgebracht, da dürfe man kei-
nen Alleingang machen, weil das zu
gefährlich sei. In anderen Bereichen
konnte man das zwar machen; aber
hier wolle man sich das nicht trau-
en. Darüber könnte man ja noch dis-
kutieren, und das muss man würdi-
gen.

Wenn die Bundesregierung und
die Koalition aber sagen: „Eigentlich
ist das ein Vorschlag, dem wir uns
nähern müssen“, würde ich erwar-
ten, dass Sie sich im Ministerrat auf
europäischer Ebene auch dafür ein-
setzen, dass diese Regelung getroffen
wird.

Was ist nun die Wahrheit? Im Fi-
nanzausschuss ist gestern durch un-
sere Nachfragen ans Tageslicht ge-
kommen:

Diese Bundesregierung gehört im
Ministerrat auf europäischer Ebene
zu denen, die das nicht wollen und
die das blockieren, meine Damen
und Herren.

Sie versuchen, uns hier einzure-
den, das gehe nicht national, und
dort sorgen Sie dafür,
dass es auch interna-
tional nicht passiert.
Das ist unredlich.
Das trägt an diesem
wichtigen und kriti-
schen Punkt nicht
zur Regulierung bei.

Das hat ja Metho-
de, wir kennen das ja.

Wie lange hat es
gedauert, Sie dafür zu gewinnen, das
wichtige Instrument der Finanz-
transaktionsteuer zu installieren?

Auch hier war es ja so: Sie haben
sich dafür eingesetzt, auf der euro-
päischen Ebene eine Finanzaktivi-
tätsteuer einzuführen, und haben
das hier die ganze Zeit blockiert.
Deshalb mussten wir Sie hier dazu
bringen, indem wir gesagt haben:
Fiskalpakt, europäische Rettung gibt
es nur, wenn die Branche und die
Verantwortlichen herangezogen
werden. Erst da sind Sie umgestie-
gen, vorher nicht.

Da haben Sie es genauso gemacht
wie hier beim Hochfrequenzhandel.

Sie sind nichts anderes als Hasen-
füße in der Regulierung auf europäi-
scher Ebene. Und hier erzählen Sie
uns, Sie seien strikt und streng. Das
ist doch ein ganz wichtiger Punkt,
Herr Kollege. Die Bundeskanzlerin
sagt dort in jeder Rede: jeder Akteur,
jeder Markt, jedes Produkt.

– Sie sagen: „Genau, wir machen
das“, aber Sie reden nur darüber. –
Wenn man Sie fragt, wie Sie es ma-
chen, stellt sich heraus, dass auf je-
dem Markt bei jedem Produkt jeder
Akteur weiter so machen kann wie
bisher. Die Bundeskanzlerin legt je-
denfalls hier in Deutschland falsches
Zeugnis gegenüber dem ab, was sie
umsetzt.

So kann es an dieser Stelle nicht
weitergehen.

Ich will jetzt nicht auf weitere
Punkte eingehen.

– Dann will ich Ihnen aber doch
noch sagen: Da gab es, führend aus
dem Bundesland Hessen wegen der
dortigen Börse, die Klage darüber,

dass diese Regulierung zu streng sei.
Dem wäre man seitens der Bundes-
regierung fast gefolgt.

Aber ich muss zugeben: Es gibt
auch Länder mit sozialdemokrati-
scher Beteiligung, die Börsenstand-
orte haben und die darüber nachge-

dacht haben.
Wir haben uns

Gott sei Dank ge-
meinsam dafür ent-
schieden, bei der Re-
gulierung nach Kre-
ditwesengesetz zu
bleiben.

Beim Sekunden-
handel machen Sie
aber jetzt eine kleine

Tür auf, die hochgradig interessant
ist. Bisher sollte das Gesetz, damit es
wirken kann, nach drei Monaten in
Kraft treten. Weil Sie sich aber in die-
sem Punkt gegenüber Ihren Leuten
nachgiebig zeigen wollten, haben
Sie die Dauer bis zum Inkrafttreten
von drei auf sechs Monate und für
Unternehmen, die aus dem Ausland
kommen, sogar auf neun Monate
verlängert. Ich frage mich: Wie weit
verwässern Sie das Gesetz noch?
Wann wollen Sie es in Kraft treten
lassen? In dieser Legislaturperiode
sowieso nicht mehr.

Also auch hier inkonsequentes
Handeln.

Das ist wirklich keine Regulie-
rung, wie wir sie brauchen.

Wir schlagen Ihnen deshalb vor
und sagen Ihnen sehr deutlich: Seien
Sie klug! Unterbrechen Sie die Bera-
tung heute! Nehmen Sie die Maß-
nahmen noch einmal auf! Wir müs-
sen weiter darüber reden; denn wir
brauchen eine richtige Regulierung,
die dafür sorgt, dass das Hochfre-
quenzhandelsgesetz so ausgelegt
wird, dass auch dieser hochgefährli-
che Handel verlässlich der Finanz-
transaktionsteuer unterworfen wer-
den kann. Aber auch da bin ich skep-
tisch, ob Sie es wirklich ernst meinen.

Ich wünsche mir eine sachgerech-
te Regulierung in Deutschland, da-
mit die Steuerzahler dafür nicht län-
ger herangezogen werden. Dafür
brauchen wir eine ordentliche Regie-
rung in diesem Land.

(Beifall bei der SPD sowie bei

Abgeordneten des BÜNDNISSES

90/DIE GRÜNEN)
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Fortsetzung von Seite 1: Dr. Carsten Sieling (SPD)

Im Plenum des Bundestages wurden
in der Zeit vom 25. Februar bis 1.
März folgende Vorlagen ohne Aus-
sprache abschließend beraten:

Zustimmung
Recht „Gesetz zur Einführung von
Kostenhilfe für Drittbetroffene in
Verfahren vor dem Europäischen
Gerichtshof für Menschenrechte
( E G M R - K o s t e n h i l f e g e s e t z -
EGMRKHG)“ (Bundesregierung,
17/11211, 17/12535);
Wirtschaft und Technologie „Gesetz
über konjunkturstatistische Erhe-
bungen in bestimmten Dienstleis-
tungsbereichen (Dienstleistungskon-
junkturstatistikgesetz  –
DLKonjStatG)“ (Bundesregierung,
17/12014, 17/12510);
„Einhundertzweiundsechzigste Ver-
ordnung zur Änderung der Einfuhr-
liste – Anlage zum Außenwirt-
schaftsgesetz“ (Ausschuss für Wirt-
schaft und technologie, 17/12001,
17/12114 Nr. 2.1, 17/12448);
Ernährung und Landwirtschaft „Ge-
setz zu dem Zusatzprotokoll von Na-
goya/Kuala Lumpur vom 15. Oktober
2010 über Haftung und Widergut-
machung zum Protokoll von Carta-
gena über die biologische Vielfalt“
(Bundesregierung, 17/12337,
17/12528);
„Drittes Gesetz zur Änderung des
Vorläufigen Tabakgesetzes“ (Bun-
desregierung, 17/12338, 17/12530);
Inneres „Gesetz zur Fortentwicklung
des Meldewesens (MeldFortG)“
(Vermittlungsausschuss, 17/7746,
17/10158, 17/10768, 17/12463);
Finanzen „Gesetz zur Begleitung der
Verordnung (EU) Nr. 260/2012 zur
Festlegung der technischen Vor-
schriften und der Geschäftsanforde-
rungen für Überweisungen und Last-
schriften in Euro und zur Änderung
der Verordnung (EG) Nr. 924/2009
(SEPA-Begleitgesetz)“ (Vermitt-
lungsausschuss, 17/10038,
17/10251, 17/11395, 17/11938,
17/12464);
„Gesetz zur Umsetzung des EuGH-
Urteils vom 20. Oktober 2011 in der
Rechtssache C-284/09“ (Vermitt-
lungsausschuss, 17/11314,
17/11717, 17/11718, 17/11940,
17/11950, 17/12465).

Beschlüsse

Es gibt den
Irrglauben, ganz
viele würden von

diesem
Computerhandel

profitieren.

Sie sind nichts
anderes als

Hasenfüße in der
Regulierung auf

europäischer
Ebene.

Wertpapierhandel an der Börse in Frankfurt am Main
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Geschätzter Kollege Sieling,
bei aller persönlichen Wert-
schätzung, war das nicht nur

nichts, sondern das war sehr dreister
Wahlkampfklamauk.

Wir sollten dieses Gesetz einmal
in Ruhe betrachten und vom Ende
her denken, was wir eigentlich errei-
chen wollen.

Erreichen wollen wir doch, dass
der Hochfrequenzhandel, gegen-
über dem die Menschen in diesem
Land zu Recht Vorbehalte haben und
vor dem sie Angst ha-
ben, weil er sich auch
problematisch ent-
wickeln kann, einer
Regulierung unterzo-
gen wird. Darüber
wird zurzeit auf euro-
päischer Ebene dis-
kutiert. Wir rechnen
damit, dass die euro-
päischen Regelungen
in etwa drei Jahren auch hier in
Deutschland anlanden und dann
auch in Kraft gesetzt werden, sodass
wir eine europaweit einheitliche Re-
gelung haben werden. Unser Vor-
schlag, mit dem wir diesen Regelun-
gen vorgreifen, orientiert sich, um
hier eben keine Regulierungsarbitra-
ge zu schaffen, sehr eng an den Mi-
FID-Vorgaben.

Da stellt sich mir die Frage, ge-
schätzter Kollege Sieling, was die So-
zialdemokraten eigentlich gegen die
vielen Tausend Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter der deutschen Bör-
sen haben.

Eine Mindesthaltefrist einzufüh-
ren, würde zu nichts anderem füh-
ren, als dass ganz schnell eine Verla-
gerung stattfände. So schnell, wie die
Computer handeln, so schnell kann
man nämlich auch den Handels-
platz wechseln.

Ein Klick im Programm, und
schon findet dieser Handel nicht
mehr in Deutschland, nicht mehr
unter unserer Regulierung statt.

Im Übrigen hatten wir die Proble-
me, die in anderen Ländern aufge-
taucht sind, in Deutschland bisher

überhaupt nicht. Das liegt daran,
dass die Börsenbetreiber in Deutsch-
land verantwortungsvoll mit diesen
Themen umgehen. Würde der Vor-
schlag der SPD zum jetzigen Zeit-
punkt umgesetzt, führte das dazu,
dass wir uns solche Probleme he-
reinholten; denn dann würden die
deutschen Akteure im Ausland han-
deln, und das Risiko fände über die
Bilanzen den Weg zurück nach
Deutschland. Das ist nicht der Weg,
den man gehen sollte, und deswegen
gehen wir ihn auch nicht.

Wenn man sich die Zahlen einmal
anschaut, sieht man, dass durch un-
sere Regelungen etwa 25 Prozent des
Umsatzes an deutschen Börsen zur
Disposition gestellt würden. So groß
ist in etwa der Bereich, der von die-
ser Regulierung betroffen ist. Ich fin-
de, 25 Prozent sind nicht wenig. Das
müssen wir uns an dieser Stelle be-
wusst machen. Das ist uns durchaus
bewusst, und das ist von uns im Üb-
rigen auch so gewollt.

Der Gesetzentwurf der Bundesre-
gierung bringt sinnvolle Regelun-
gen, die es in noch keinem anderen
Land auf der Welt gibt. Die Regelun-
gen, die Ihnen heute zur Abstim-

mung vorliegen,
sind weltweit einma-
lig: Zum ersten Mal
wird der Hochfre-
quenzhandel in die-
ser Art und Weise re-
guliert. Zum ersten
Mal weltweit werden
bestimmte Instru-
mentarien auch der
Aufsicht und den

Börsenbetreibern zur Verfügung ge-
stellt, um hier zu einer Entschleuni-
gung zu kommen.

Dazu gehört die Order-to-Trade-
Ratio, nämlich das Verhältnis zwi-
schen den Transaktionen, die in das
System eingestellt werden, und de-
nen, die davon auch ausgeführt wer-
den. Wir haben die Zuständigkeit
zur Festlegung dieses Verhältnisses
im Sinne des Subsidiaritätsprinzips
bewusst unten, also an den Börsen,
angesiedelt, weil die Börsen am bes-
ten wissen, wie dieser Parameter am
jeweiligen Handelstag aussehen soll-
te. Es ist ja nicht jeder Tag gleich, und
die Marktsituation ändert sich. Es
muss die Möglichkeit bestehen, da-
rauf flexibel zu reagieren. Deswegen
ist diese Zuständigkeit an den Bör-
sen, wo wir sie ansiedeln wollen,
richtig angesiedelt.

Darüber hinaus haben wir uns mit
der Frage der Mindestpreisände-
rungsgröße, der Minimum Tick Size,
beschäftigt; dabei geht es um die Fra-
ge: Ab welcher Stelle nach dem Kom-
ma darf eine Preisänderung Order
auslösen: ab der sechsten, der vier-
ten, der dritten oder der zweiten?

Darüber werden wir – davon bin ich
fest überzeugt – eine Entschleuni-
gung des Handels erreichen, weil es
sich eben nicht mehr lohnt, so
schnell zu handeln, wenn eine we-
sentlich höhere Mindestpreisände-
rungsgröße gilt.

Ferner haben wir Übergangsrege-
lungen vorgesehen. Ich sagte bereits:
MiFID wird in etwa in drei Jahren
kommen. Nun ist es so, dass die
meisten Betroffenen aus dem Aus-
land kommen – aus EU-Ländern
und aus Drittstaaten –, und mittel-
bar handeln, gewissermaßen über
einen deutschen Dienstleister an die
Börsen herantreten. Diese sind von
entsprechender Regulierung – wir
sind hierbei ja die Ersten – bisher
überhaupt nicht betroffen, sie müs-

sen erst einmal mitbekommen: Da
ändert sich etwas für mich, ich muss
mich einer Regulierung unterziehen.
Insofern begrüßen wir, dass die Ba-
Fin diese Handelsteilnehmer aktiv
ansprechen will. Für den ein oder
anderen gibt es unter Umständen
die Möglichkeit, sich bei der BaFin
freistellen zu lassen, weil in seinem
Land insbesondere hinsichtlich der
Solvenzfragen – das
muss ja geprüft wer-
den – eine ähnliche
Regulierung existiert.

Wer einmal mit
Behörden zu tun hat-
te, weiß: Neun Mo-
nate sind ein durch-
aus angemessener
Zeithorizont, um zu
klären: „Bin ich frei-
gestellt?“, und, wenn nein, um eine
Niederlassung in Deutschland ein-
zurichten, anzumelden, eintragen
zu lassen usw. usf., wenn weiter
Handel in Deutschland getrieben
werden soll.

Wir schaffen damit im Übrigen ei-
nen weiteren Vorteil für den Finanz-

standort; denn wenn MiFID kommt,
ist jemand, der sich bereits in
Deutschland hat registrieren lassen,
über den EU-Pass automatisch in
ganz Europa registriert.  Das heißt,
mit dieser Form der sehr guten Regu-
lierung verschaffen wir uns einen
Wettbewerbsvorteil in Europa.

In diesem Sinne kann ich nur sa-
gen: Wir haben einen ausgewogenen

Ordnungsrahmen
geschaffen, dem
man zustimmen
kann, wenn man
nicht, wie Sie, ein
Prinzip vertritt, das
mich ein bisschen an
den Wanderer in der
Wüste erinnert, der
Durst hat, die Oase
erreicht und das Glas

Wasser ablehnt, weil keine Zitrone
darin ist.

Das ist kein verantwortungsvolles
Handeln für dieses Land. Sie sollten
das überdenken und diesem Gesetz-
entwurf zustimmen.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU)

Björn Sänger (*1975)
Landesliste Hessen

Björn Sänger, FDP:

Ein ausgewogener
Ordnungsrahmen für Deutschland

Der
Gesetzesentwurf

der
Bundesregierung
bringt sinnvolle

Regelungen.
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Mit dieser Form
der Regulierung
verschaffen wir

uns einen
Wettbewerbs-

vorteil.

Unter Hochfrequenzhandel,
über den wir heute reden,
versteht man den automati-

sierten An- und Verkauf von Aktien
und anderen Wertpapieren durch
Computerprogramme.

Nicht etwa die sozialistische Ta-
geszeitung Neues Deutschland, son-
dern das kapitalistische Handels-
blatt hat am 16. Januar 2013 alles
Erforderliche zu Ihrem Gesetzent-
wurf in einem Satz zusammenge-
fasst – ich zitiere –:

Das Gesetz ist gut gemeint – nur
ändern wird sich dadurch kaum et-
was.

In allen Lebensbereichen nutzen
wir zunehmend die digitale Tech-
nik, um Arbeitsprozesse zu automa-
tisieren. Auch im Börsenbereich ist
diese Entwicklung nicht aufzuhal-
ten. Nachdem die Bestellungen und

Angebote per PC etabliert waren,
folgte schließlich der Hochfre-
quenzhandel.

Viele Menschen fragen sich zu
Recht: Brauchen wir, braucht die
Volkswirtschaft, braucht die Gesell-
schaft den Hochfrequenzhandel?
Sollten wir ihn nicht gar verbieten,
wie das etwa der ehemalige Börsen-
händler Dirk Müller, bekannt als
„Mister Dax“, als Sachverständiger
bei der Anhörung zum Gesetzent-
wurf gefordert hat? Stiftet der Hoch-
frequenzhandel mehr volkswirt-
schaftlichen Nutzen oder mehr
Schaden?

Wir meinen, dass der Schaden
überwiegt. Daher braucht man eine
Regulierung und muss zumindest
dafür sorgen, dass der Hochfre-
quenzhandel ausgebremst und zu-
rückgedrängt wird.

Das leistet der vorliegende Ge-
setzentwurf aus un-
serer Sicht nicht.

Hochf requenz -
händler sind Börsen-
händler, die in Milli-
sekunden Wertpa-
piere kaufen oder
verkaufen oder, viel
wichtiger, zum Kauf
oder Verkauf anbie-
ten, also in einer so
kurzen Zeit, dass nicht nur Men-
schen, sondern auch die allermeis-
ten Computer nicht mehr mitkom-
men – und auch nicht mitkommen
sollen, damit die Gewinne der
Hochfrequenzhändler nicht ge-

schmälert werden. Ich frage Sie: Wo
liegt der Nutzen für die Gesell-
schaft?

Schädlich ist der Hochfrequenz-
handel zunächst wegen der Gefah-
ren, die sich aus der Verselbstständi-
gung der Transaktionen und Loslö-
sung von menschlichen Entschei-
dungen durch die eingesetzte
Software ergeben. Jeder, der mit ei-
nem PC umgeht, weiß aus Erfah-
rung, dass sich auch die leistungsfä-
higsten Rechner nicht immer ent-
sprechend der Erwartung verhalten.
Fehler zu machen, ist nicht nur
menschlich; Fehler zu machen, ist
auch „computerisch“.

Schädlich ist der Hochfrequenz-
handel auch deswegen, weil der Bör-
senhandel durch ihn seinen Charak-
ter ändert und eine Abkopplung von
der Realwirtschaft stattfindet. Egal
was man vom Börsenhandel an sich

halten mag: Irgend-
wie ging es immer
darum, die Unter-
nehmen, die eine
Geschäftsidee hat-
ten, mit Menschen
zusammenzubrin-
gen, die nach Abwä-
gung ihrer Chancen
Geld in diese inves-
tieren wollten.

Die Software der Hochleistungs-
rechner entscheidet nicht aufgrund
einer Bewertung eines Unterneh-

Richard Pitterle (*1959)
Landesliste Baden-Württemberg

Richard Pitterle, DIE LINKE:

Kein Nutzen 
für die Gesellschaft

Durch den
Hochfrequenz-
handel koppelt
sich der Börsen-
handel von der

Realwirtschaft ab.

Fortsetzung auf Seite 4



4 DEBATTENDOKUMENTATION Das Parlament – Nr. XX – XX. Monat 2013

Fortsetzung von Seite 3: Richard Pitterle (DIE LINKE)

Das ist ja wieder einmal ein
komplexes Thema, mit
dem wir uns beschäftigen.

Es geht um viele englische Fachbe-
griffe. Man kann aber sagen: Es
geht in dieser Debatte im Kern um
zwei verschiedene Fragen. Die eine
Frage ist: Gibt es bei dem extrem
schnellen Handel von Wertpapie-
ren Risiken und Gefahren, die man
mit Regulierung eindämmen soll-
te? Bei dieser Frage herrscht Kon-
sens hier im Haus.

Dann gibt es die zweite Frage: Ist
der Hochfrequenzhandel, also die-
ser Turbohandel, insgesamt nütz-
lich, und sollten wir versuchen, ihn
in Deutschland zu halten? Bei die-
ser Frage gibt es Dissens.

Diese verschiedenen Ebenen
sollte man nicht vermischen. Denn
bei der einen Frage, bei der es Ei-
nigkeit gibt, müssen wir sagen: Ja,
das Gesetz zur Vermeidung von Ge-
fahren und Missbräuchen im

Hochfrequenzhandel wird seinem
Titel ein Stück weit gerecht; es wer-
den einzelne Missbrauchsmöglich-
keiten korrigiert. Es ist richtig, dass
es in Zukunft – von den Börsen
festgelegt – eine Gebühr bei exzes-
siver Nutzung gibt. Es ist richtig,
dass ein angemessenes Verhältnis
von Kauf- und Verkaufsaufträgen
vorliegen muss und dass für den
Fall kurzfristiger Extrembewegun-
gen Notmaßnahmen eingeführt
werden. An dieser Stelle herrscht
Konsens.

Es gibt allerdings auch bei dieser
Frage zwei Punkte, bei denen Sie
eindeutig zu kurz greifen. Der erste
Punkt ist: Es bleibt bei immensen
Interessenkonflikten. Sie beauftra-
gen die Börsen selbst, die entschei-
denden Regeln festzulegen; aber
die Börsen haben ja ein ökonomi-
sches Interesse daran, möglichst
viel Umsatz zu ma-
chen. Deswegen kre-
ieren Sie mit diesem
Gesetz einen massi-
ven Interessenkon-
flikt. Hier die zen-
trale Regulierungs-
aufgabe bei den Bör-
sen zu verankern, ist
so ähnlich, als wür-
den Sie den Tabak-
steuersatz von der Tabakindustrie
festlegen lassen. Das würde man
doch auch nicht tun.

Sie haben hier zwar an einer klei-
nen Stelle – das möchte ich zuge-
stehen – noch eine Korrektur mit
einem Änderungsantrag vorge-
nommen, aber das ändert an dem
Kern des Arguments nichts.

Der zweite Fehler ist, dass Ihre
Transparenz- und Aufsichtsanfor-
derungen bezüglich der Algorith-
men, also der konkreten Compu-
termodelle, mit denen gehandelt
wird, zu harmlos sind. Anders kann
man das einfach nicht bezeichnen.
Denn Sie fordern letztlich, dass die
Händler selbst ihre Algorithmen
testen und ihre eigenen Algorith-
men im Notfall auch stoppen kön-
nen. Das sind doch Selbstverständ-
lichkeiten.

Entscheidend ist – und da geht
das Europäische Parlament sehr
viel weiter –: Die Algorithmen
müssen von den Handelsplattfor-
men getestet werden, bevor sie
scharfgeschaltet werden. Die Algo-
rithmen müssen von den Händlern
auf Eigeninitiative an die Aufsicht
übermittelt werden. Das Einhalten
von voreingestellten Handels- und

K r e d i t s c h we l l e n
muss sichergestellt
sein.

Warum greifen
die Bundesregie-
rung und die Koali-
tion hier kürzer als
das Europäische
Parlament? Wir hal-
ten das für falsch.

Ich komme zur
zweiten Frage, die in der Debatte
gerade angeklungen ist: Ist es denn
insgesamt sinnvoll, Hochfre-
quenzhandel zu haben? Wir haben
auf eine Anfrage von der Bundesre-
gierung im Juni 2011 noch die Ant-
wort bekommen, dieser Handel
habe positive Effizienzeffekte für
die Märkte und beispielsweise

niedrige Transaktionskosten zur
Folge. Auf eine zweite Anfrage wur-
de schon etwas ausweichender ge-
antwortet. Wir sehen aber an die-
sem Gesetzentwurf, dass Sie den
Hochfrequenzhandel insgesamt
für sinnvoll erachten. Herr Kollege
Sänger hat gerade sehr schön argu-
mentiert: Wir wollen den Hochfre-
quenzhandel halten, und deswe-
gen wollen wir keine Regelung, die
die Geschwindigkeit heraus-
nimmt; denn dann könnte dieser
Handel aus Deutschland wegge-
hen.

Nun muss man aber wissen: Der
Hochfrequenzhandel schadet
mehr, als er nutzt. Das ist ziemlich
eindeutig.

Das liegt an Folgendem: Erstens
wird Liquidität nur für wenige zen-
trale Wertpapiere, zum Beispiel für
Aktien von Großunternehmen, ge-
schaffen. Das mittelständische Un-
ternehmen, das an der Börse in
Stuttgart notiert ist, hat von dem
ganzen Hochfrequenzhandel gar
nichts.

Zweitens handelt es sich um
Pseudoliquidität. Da wird sozusa-
gen so getan, als
würde man im
Zweifelsfall Geld
bereitstellen. Aber
dann, wenn man es
wirklich braucht, ist
es weg. Wirkliche
Liquidität wird von
sogenannten Mar-
ket Makers geschaf-
fen und nicht von
den Hochfrequenzhändlern.

Das dritte Argument gegen den
Hochfrequenzhandel ist, dass er
die Kosten anderer Marktteilneh-
mer erhöht. Das haben wir in der
Ausschussanhörung sehr gut he-
rausarbeiten können. Das ist auch
in den Stellungnahmen der Sach-
verständigen nachzulesen. Deswe-
gen sind wir Grüne überzeugt: Es
ist sinnvoll, den Hochfrequenz-
handel auszubremsen, das Tempo
zu reduzieren.

Es geht um die zentrale Frage:
Was bedeutet das nun für die Regu-
lierungsmaßnahmen in Deutsch-
land? Sollte man das unilateral ma-
chen oder nicht? Sie sagen: Wir
sollten auf nationaler Ebene keine
Bremse einführen, weil sonst der
Hochfrequenzhandel aus Deutsch-
land weggehen könnte. – Daran
sieht man, dass Sie im Kern der
Meinung sind: Der Hochfrequenz-
handel ist eine gute Sache. Wir sa-
gen: Man kann es auch auf natio-
naler Ebene einführen; denn es
schadet dem Börsenstandort
Deutschland, wenn einige zulasten
der großen Anzahl der Marktteil-
nehmer Profit machen und insge-
samt die Kosten der meisten lang-
fristig orientierten Investoren stei-
gen. Deswegen sind wir für eine na-
tionale Regulierung, eine nationale
Reduzierung der Geschwindigkeit
auf dem Börsenmarkt. Das wollen
Sie nicht. Das ist der entscheiden-
de Unterschied. Hier springen Sie
zu kurz.

Kollege Sieling hat schon deut-
lich Ihre Argumentation, in der Sie
auf Europa verweisen, zurückge-
wiesen. Was nicht geht, ist, hier zu
sagen: „National geht nicht, wir
wollen eine europäische Lösung“,
und dann im Europäischen Rat auf
der Bremse zu stehen. Wir lassen
Ihnen das nicht durchgehen. Da
veräppeln Sie die Menschen.

Ja, man kann auch für andere
Modelle sein. Statt für eine Min-
desthaltefrist könnte man auch für
ein Auktionsmodell sein; darüber
haben wir gestern im Ausschuss
diskutiert. Aber Sie von der Bun-
desregierung wollen keine der
Bremsmöglichkeiten auf europäi-
scher Ebene vorantreiben, sondern
Sie sind einfach nur gegen den Vor-
schlag des Europäischen Parla-
ments. Das hat leider Tradition.
Das stellen wir nicht nur bei die-
sem Gesetzentwurf fest. Immer
wieder ist derselbe Vorgang zu be-
obachten: Sie tun hier so, als seien
Sie die strikten Finanzmarktregu-
lierer, als seien Sie der Motor bei
den Regulierungsbemühungen auf
europäischer und internationaler

Ebene, während die
Fakten leider gegen
Sie sprechen.

Damit Ihr Puls
nicht wieder sofort
nach oben geht,
nenne ich nicht die
Finanztransaktions-
teuer als Beispiel. Es
gibt schließlich ge-
nug andere Beispie-

le. Nehmen wir als Beispiel eine
verbindliche Schuldenbremse für
Banken. Bei den Verhandlungen in
Basel und in Brüssel zur Bankenre-
gulierung hat sich diese Bundesre-
gierung gegen eine Schuldenbrem-
se für Banken ausgesprochen. Sie
war für eine unverbindliche Orien-
tierungsgröße und nicht für harte
Regeln, sodass das Eigenkapital bei
den Banken nicht deutlich angeho-
ben werden muss. Das liegt in der
Verantwortung dieser Bundesregie-
rung.

Als es um die Einführung der drei
europäischen Aufsichtsbehörden
ging: Wer hat denn im Rat das Par-
lament aktiv unterstützt, um einen
wirklichen Durchgriff auf die Ban-
ken zu haben? Das war nicht diese
Bundesregierung. Erst jetzt sind Sie
plötzlich für eine europäische Ban-
kenaufsicht mit Durchgriffsrechten
und korrigieren damit den Fehler,
den Sie zu Beginn der Legislaturpe-
riode selber gemacht haben.  Ge-
ben Sie es zu: Sie standen bei die-
ser Debatte auf der falschen Seite.

Wir haben das in den letzten
Stunden bei zwei Themen bei den
Verhandlungen zur Bankenregulie-
rung im Trilog, nämlich zwischen
Kommission, Parlament und Rat,
erlebt. Es ging erstens darum, ob
Bonuszahlungen für Manager im
Bankensektor effektiv begrenzt
werden oder nicht. Die Bundesre-
gierung ist gemeinsam mit der bri-
tischen Regierung für höhere Bo-
nuszahlungen eingetreten, wäh-

Gerhard Schick (*1972)
Landesliste Baden-Württemberg

Dr. Gerhard Schick, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:

Nicht zwei Ebenen 
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mens oder seiner Entwicklung, son-
dern reagiert auf Signale, zum Bei-
spiel Kursdifferenzen, die sie zum
Wohle der Turbohändler in Gewin-
ne zu verwandeln sucht. Was allein
zählt, ist die Geschwindigkeit und
sind die Millionen,
die da zu verdienen
sind. Ich frage Sie:
Wo liegt der Nutzen
für die Wirtschaft?

Das Ausnutzen
minimaler Preisun-
terschiede an den
unterschiedlichen
H a n d e l s p l ä t z e n
funktioniert nur mit
superschnellen Rechnern, die mög-
lichst nahe an den Computern der
Börse stehen, um durch kurze Leitun-
gen möglichst wenig Zeit zu verlie-
ren. Diese hohen Kosten können sich
nur wenige Börsenhändler, nämlich
die Turbohändler, leisten. Ich frage
Sie: Wo bleiben die gleichen Chan-
cen für alle Marktteilnehmer?

Die Linke ist sich hingegen mit
dem Europäischen Parlament darü-
ber einig, eine Mindesthaltedauer
einzuführen. Damit meine ich,
dass ein Hochfrequenzhändler für
eine bestimmte Zeit an sein Ange-

bot gebunden sein
soll.

Es darf nicht sein,
dass von Börsen-
händlern Angebote
unterbreitet werden,
die die Kurse beein-
flussen und Markt-
reaktionen auslö-
sen, diese Angebote
aber sofort wieder

storniert werden, noch bevor ein
Kunde überhaupt eine realistische
Chance hat, das Angebot anzuneh-
men.

Das Europäische Parlament hat
sich mit Stimmen der deutschen
CDU-Abgeordneten für eine halbe
Sekunde Mindesthaltefrist ausge-
sprochen.

Demgegenüber haben sich die
Bundesregierung und Schwarz-Gelb
hier im Bundestag mit der Ableh-
nung einer Mindesthaltedauer auf
die Seite der Kommissare in Brüssel
gestellt.

Für uns bleibt neben der Finanz-
transaktionsteuer die Mindesthalte-
dauer der entscheidende Punkt, um
den Wertpapierhandel zu entschleu-
nigen. Dieses Ziel forderte Bundes-
minister Schäuble noch bei der Ver-
abschiedung des Gesetzentwurfs im
Kabinett. Was ist passiert, dass das
heute nicht mehr gilt? – Richtig. Da
gab es die Kritik der Märkte, von der
Kollege Brinkhaus in seiner letzten
Rede sprach. Die sind immer gegen
alles, was ihren Profit schmälert. Al-
so knickte die Koalition ein. Wie er-
bärmlich!

Für uns gilt weiterhin: Wir wollen
entschleunigen. Deswegen lehnen
wir Ihren Gesetzentwurf ab.

(Beifall bei der LINKEN)

Für uns bleibt die
Mindesthalte-
dauer der ent-

scheidene Punkt,
um den Handel zu
entschleunigen.

Der
Hochfrequenz-
handel schadet

mehr, als er nutzt.
Das ist ziemlich

eindeutig.
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Mit diesem Gesetz wird
erstmals der sogenannte
Hochfrequenzhandel ge-

regelt. Er wird nicht nur in
Deutschland, sondern er wird
überhaupt zum ersten Mal geregelt,
nicht nur europaweit, sondern
weltweit. Diese Koalition in
Deutschland stellt den ersten An-
trag auf Regulierung des Hochge-
schwindigkeitshandels. Aber wäh-
rend wir weltweit die Ersten sind,
die dieses Thema überhaupt anpa-
cken, kritisieren Sie uns in dieser
Frage als kleinkrämerisch.

Wir haben Risiken im Finanz-
markt gesehen. Wir nehmen dieses
Thema ernst. Wir haben unseren
Bürgern versprochen, dass wir in
den ersten vier Jahren unserer Ko-
alition alle Produkte, alle Märkte
und das Handeln sämtlicher Fi-
nanzakteure regulieren werden.
Nichts davon wird nach diesen vier
Jahren mehr unreguliert sein. Das
haben wir den Bürgern verspro-
chen, und das werden wir auch ein-
halten, liebe Kolleginnen und Kol-
legen.

Der Hochgeschwindigkeitshan-
del ist bisher überhaupt nicht regu-
liert. Jetzt könnten wir uns natür-
lich zurückziehen – wie es manche
aus der Opposition schon vorge-
schlagen haben – und erst einmal
abwarten, was in Europa passiert.
Denn bis Ende des Jahres wird es

eine europäische Regelung geben.
Anschließend haben wir zwei Jahre
lang Zeit, diese umzusetzen. Das
heißt, wir würden die Regulierung
um mindestens drei Jahre verschie-
ben. Das wollen wir aber nicht. Wir
haben Missbräuche und Gefahren
erkannt, und wir werden die Regu-
lierung mit dieser Koalition hier
und heute umsetzen.

Was ist eigentlich der Hochge-
schwindigkeitshandel? Wir alle
kennen noch die alten Bilder von
den Börsenparketts, wo Hunderte
von Personen handeln und schrei-
en. Das ist heute nicht mehr so.
Wie im sonstigen Leben auch läuft
das heute vielfach über Computer.

Wir erkennen, dass viele mathe-
matische Programme genutzt wer-
den – wir nennen sie Algorithmen
–, mit denen in Bruchteilen von Se-
kunden Wertpapiere gekauft und
verkauft werden.
Der Handel in die-
sem Bereich läuft al-
so in Millisekunden
ab. Dieser Bereich
macht in Deutsch-
land etwa 40 Pro-
zent und in den USA
rund 70 Prozent des
Wertpapierhandels
aus.

Warum wollen wir das regulie-
ren? Seit der Finanzkrise, seit dem
Jahr 2007, haben wir festgestellt,
dass die größten Probleme darauf
beruhen, dass viele Bereiche der
Märkte intransparent, undurch-
sichtig, sind. Das haben wir damals
bei der Krise der Industriekredit-
bank und der Westdeutschen Lan-
desbank gesehen. Es wurden Papie-
re gehandelt, aber keiner wusste
mehr genau, was überhaupt gehan-
delt wird.

Viele haben die Risiken, die da-
hinterstehen, überhaupt nicht rich-
tig eingeschätzt. Es gab auch keine
Eingriffsmöglichkeiten seitens der
Aufsichtsbehörden. Weil im Hoch-
geschwindigkeitshandel 25 Pro-
zent der Akteure überhaupt nicht
registriert sind – das heißt, es sind

weder Banken noch Finanzinstitu-
te; sie sind überhaupt nicht regis-
triert –, haben wir gesagt: Wir ge-
hen dieses Thema jetzt an; wir war-
ten da nicht. Wir haben erlebt, was
in den letzten Jahren passiert ist,
und wir sind es unseren Bürgern
schuldig, dass wir dieses Thema in
den vier Jahren dieser Legislaturpe-
riode abräumen.

Wir wissen, dass die Geschäfte
sehr komplex sind, dass es teilwei-
se Überlastungen der Handelssyste-
me gibt. Eine Reihe von Manipula-
tionen sind identifiziert worden.
Den meisten ist der sogenannte
Flash Crash aus dem Frühjahr 2010
bekannt, als der Dow-Jones-Index,
also die amerikanische Börse, in-
nerhalb von 20 Minuten um 9 Pro-
zent abstürzte. Dann erholte sie
sich schnell wieder.

Aber was passierte in diesen 20
Minuten? Hier ging
es um einen Verlust
in dreistelliger Mil-
liardenhöhe. Wir
wollen so etwas in
Deutschland nicht
erleben. Wir kön-
nen vielleicht sa-
gen: Schon heute
sind die Systeme so
geregelt, dass es

nicht passiert. Aber unsere Ver-
pflichtung ist es, dafür zu sorgen,
dass nicht nur all diejenigen, die an
der Börse handeln, sondern auch
die Bürger, die über Investmentspa-
ren, die über fondsgebundene Le-
bensversicherungen vorsorgen, die
überhaupt einen Teil ihrer Alters-
vorsorge über Pensionsfonds be-
treiben, nicht von einem Schaden
erfasst werden, der möglicherweise
an der Börse entsteht. Wir regulie-
ren das Ganze so, dass das unseren
Bürgern nicht passieren kann. Wir
sind die Ersten in der gesamten
Welt, die das machen.

Nun gut, die Opposition kriti-
siert, dass wir es machen und wie
wir es machen.

Man kann sagen: Das ist ja okay.
– Auch der Kollege Sänger hat es

angesprochen: Sie, Rot-Grün, wa-
ren ja einmal sieben Jahre lang an
der Regierung. Das gilt heute als die
Zeit der sogenannten Deregulie-
rung. Wie wir alle wissen, spricht
mittlerweile die ganze Welt von der
Zeit der Deregulierung.

Sie haben immerhin elf Jahre
lang den Finanzminister gestellt.
Sie können uns nicht erzählen,
dass erst seit dem Jahre 2013 Com-
puter existieren. Auch früher gab es
schon einen Hochgeschwindig-
keitshandel; aber er ist nie ange-
packt worden. Wir packen ihn in
dieser Koalition an.

Ich verstehe Ihre Haltung ja
auch: Sie können einfach nicht
verknausern, dass wir in dieser Ko-
alition in diesen drei Jahren schon
fast 20 große Maßnahmen ange-
packt haben. Dazu gehört die ge-
samte Eigenkapitalerhöhung bei
den Banken, Stichwort „Liquidi-
tät“. Wir haben das sogenannte Re-
strukturierungsgesetz umgesetzt.
Das heißt, wir sind heute in der
Lage, Banken zu sanieren, aber
auch abzuwickeln. Wir haben da-
mals noch gemeinsam mit Ihnen
die Vergütungssysteme verändert,
indem wir sie auf ei-
ne langfristig stabi-
le Basis gestellt ha-
ben.

Ich halte es eben-
falls für richtig, dass
auf der europäi-
schen Ebene ein
weiterer Schritt ge-
gangen worden ist.

Wir reden jetzt
über das AIFM-Umsetzungsgesetz,
also über die Regulierung von
Hedgefonds, Private Equity, In-
vestmentfonds. Wir regulieren
aber auch die geschlossenen
Fonds. Wir haben die Ratingagen-
turen in zwei verschiedenen Stu-
fen reguliert. Wir haben die Pro-
dukte reguliert. Wir haben die Ver-
briefungen verändert. Wir waren
die Ersten, die spekulative Ge-
schäfte, die sogenannten Leerver-
käufe, verboten haben. Wir haben
den Zahlungsverkehr in Europa re-
formiert. Wir haben den Verbrau-
cherschutz gestärkt. Wir haben das
Vermögensanlagegesetz umge-
setzt. Wir haben die Tätigkeit der
Vermittler reguliert. Wir sind jetzt
dabei, die Neuregelung der Hono-
rarberatungen umzusetzen. Wir
haben in der Tat die Aufsichtssys-
teme verändert. Wir werden eine
Aufsicht über die systemrelevan-
ten Banken durch die Europäische
Zentralbank haben, Herr Schick.
Nach Ihrem Gutdünken sollte al-
lein die EBA durchgreifen, und das
nicht nur bei den systemrelevan-
ten Banken, sondern auch vor Ort,
bei den Volksbanken und den
Sparkassen. Das wollten wir nicht.

Wir wollen eine proportionale
Aufsicht: Die Großen sollen von
den Großen kontrolliert werden,
und die Kleinen sollen vor Ort kon-
trolliert werden.

Meine Damen und Herren, das
Thema Hochgeschwindigkeitshan-

del bewegt uns; deswegen packen
wir es jetzt an.

Ich bin dafür, dass wir in
Deutschland einen Hochge-
schwindigkeitshandel haben, der
so kontrolliert wird, wie wir es
jetzt geregelt haben. Ich will Ihnen
kurz darlegen, wie wir ihn kon-
trollieren wollen. Verbote auszu-
sprechen, ist einfach. Wenn Sie
wollen, dass ganze Geschäftsberei-
che der Finanzmärkte aus
Deutschland verschwinden, kön-
nen Sie selbstverständlich Verbote
aussprechen. Verbote sind das Ein-
fachste. Wir suchen natürlich auch
den Knopf, um das Problem zu lö-
sen. Das Thema ist aber viel kom-
plizierter, als man denkt. Wir neh-
men die Risiken, die es gibt, die
Missbräuche, die stattgefunden
haben, aus dem System heraus,
um auch für den Hochgeschwin-
digkeitshandel eine stabile Basis
zu schaffen; denn wir können
nicht die Computer verbieten, wie
die Grünen es auf ihren Parteita-
gen in den 80er-Jahren versucht
haben. In diesen Jahren war das
Thema Computerverbot ein wich-
tiges Thema. Das wollen wir nicht.

Das werden wir
auch nicht tun,
meine Damen und
Herren.

Wie kann also re-
guliert werden? Da-
zu noch einige An-
merkungen. Wir
wollen, dass dieje-
nigen, die nicht re-
guliert sind, einer

Erlaubnispflicht unterliegen, und
zwar wie Banken, wie Finanzinsti-
tute, unter dem Kreditwesengesetz.
Damit haben wir eine Aufsicht
durch die Bundesanstalt für Fi-
nanzdienstleistungsaufsicht so-
wohl in der Kontrolle als auch in
der Solvenz. Wir wollen, dass die
Algorithmen gekennzeichnet wer-
den. Wir wollen auch bestimmte
Verbote aussprechen; denn es ist
identifiziert worden, dass es auch
Manipulationen am Markt gibt.
Gewisse Geschäfte müssen verbo-
ten werden. Andere gewisse Ge-
schäfte müssen von vornherein be-
grenzt werden. Das Verhältnis von
eingestellten Orders zu ausgeführ-
ten Orders muss entsprechend ge-
regelt werden.

Außerdem haben wir eine Rege-
lung eingeführt, die in diesem Be-
reich sehr wichtig ist: Für die Fälle,
in denen wir etwas nicht wollen
oder etwas reduzieren oder ver-
langsamen wollen, haben wir vor-
gesehen, dass Gebühren gezahlt
werden müssen. Das ist unser An-
satz: Für die übermäßige Nutzung
des Systems müssen Gebühren ge-
zahlt werden. Das werden wir in
den nächsten Jahren erleben. Sie
haben so gesprochen, als wenn wir
die Finanztransaktionsteuer schon
hätten. Wir haben sie noch gar
nicht. Wir diskutieren gerade auf

Klaus-Peter Flosbach (*1952)
Wahlkreis Oberbergischer Kreis

Klaus-Peter Flosbach, CDU/CSU:

Erste Regulierung des
Hochfrequenzhandels überhaupt 
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rend sich das Europäische Parla-
ment für -geringere Bonuszahlun-
gen ausgesprochen hat. Schon wie-
der stand diese Bundesregierung
gegen die Finanzmarktregulierung.

So ist es auch bei einem zweiten
Thema, das uns Grünen sehr wich-
tig ist: Große Banken können
durch Steuergestaltung ihre Steuer-
last massiv nach unten drücken
und damit niedriger halten als die
Steuerbelastung vieler realwirt-
schaftlicher Unternehmen. Sie zah-
len übrigens im Verhältnis zu ih-

rem Ertrag wesentlich weniger
Steuern als Sparkassen und Genos-
senschaftsbanken.

Wir Grünen wollen, gemeinsam
mit vielen Akteuren der Zivilgesell-
schaft, dass das offengelegt wird.
Wir haben an dieser Stelle die Un-
terstützung der Mehrheit des Euro-
päischen Parlaments. Uns geht es
darum – Stichwort: Country-by-
Country Reporting –, dass die Ban-
ken offenlegen, welchen Teil ihres
Gewinns sie wo versteuern, damit
man endlich diesen Steuergestal-

tungen auf den Grund gehen und
etwas dagegen unternehmen kann.

Diese Bundesregierung hat die-
sen Vorschlag im Rat blockiert und
stand bei der Frage der Finanz-
marktregulierung wieder auf der
falschen Seite.

Deshalb brauchen wir endlich ei-
ne andere Regierung, die ein wirk-
licher Motor für Finanzmarktregu-
lierung ist.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE

GRÜNEN und bei der SPD)

Fortsetzung auf Seite 6

Die Großen sollen
von den Großen
und die Kleinen
sollen vor Ort
kontrolliert 

werden.
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Fortsetzung von Seite 5: Klaus-Peter Flosbach (CDU/CSU)

In der Tat: Börsen sind auch
nicht mehr das, was sie einmal
waren. Ich erinnere mich noch

gut, dass ich mit meinem Leis-
tungskurs Volkswirtschaft früher
immer nach Düsseldorf zur Börse

gefahren bin, wo die Schülerinnen
und Schüler einen Einblick in das
Börsengeschehen nehmen konn-
ten. Sie konnten dort das Treiben
auf dem Parkett beobachten: die
Händler, die hin- und herliefen, die
mit Zetteln wedelten, die ihre Hän-
de in die Höhe reckten und Unver-
ständliches geschrien haben.

Wenn ich heute zur Börse gehe,
dann stelle ich fest: Es ist alles an-
ders. Heute handeln dort Compu-
ter. Die Menschen sitzen vor den
Bildschirmen. Der Parketthandel
ist längst Geschichte. Heute be-
stimmen Algorithmen, was ge-
macht wird. Hochgeschwindig-
keitszocker bestimmen das Markt-
geschehen.  Sie geben aberwitzige
Summen aus, um ein paar Nanose-
kunden Vorteil zu haben.

Der Börsenfachmann Dirk Mül-
ler ist heute hier schon einmal zi-
tiert worden und kommt wieder zu

Ehren, weil er etwas Kluges gesagt
hat. Er hat nämlich gesagt:

Hochfrequenzhandel hat keinen
volkswirtschaftlichen Nutzen, er
richtet nur Schaden an. Wenn man
es zu Ende denkt, dann müsste
man ihn komplett verbieten.

Diese Position ist verständlich;
denn die Pannen
häufen sich. Herr
Flosbach hat eben
in seiner Rede da-
rauf hingewiesen.
Die wissenschaftli-
chen Untersuchun-
gen zu Zwischenfäl-
len an den Börsen
in den USA haben
das mehr als deut-
lich gemacht. Dies wäre eine gute
Gelegenheit für die Bundesregie-
rung, endlich einmal richtig zu re-
gulieren, endlich einmal mögliche
Gefahren wirklich zu begrenzen

und der Branche, die uns ja nicht
nur lieb, sondern vor allen Dingen
auch teuer war, die Zähne zu zei-
gen.

Jetzt fragen wir mal: Hat die Bun-
desregierung diese Chance ergrif-
fen? Ich greife nochmals auf Herrn
Müller zurück. Er sagt: Das Gesetz
ist gut gemeint – nur ändern wird
sich dadurch kaum etwas. – Leider
hat er recht.

Staatssekretär Koschyk sprach
von einer „Brandmauer“, die hier
errichtet worden sei. Es ist aber nur
ein Brandmäuerchen, leider nur 10
Zentimeter hoch.

Es gäbe einen
wirklichen Hebel,
um die Märkte zu
entschleunigen, um
Luft herauszulassen
aus dem, was heiß-
gelaufen ist: die
Einführung einer
Mindesthaltefrist.
Wir reden hier
nicht über sieben
Tage. Man könnte natürlich durch-
aus eine solche Frist einführen,
wenn man der Meinung ist: Aktien
sollen der Finanzierung von Unter-
nehmen dienen und einen real-
wirtschaftlichen Nutzen haben.
Nein, es geht um die Einführung
einer Frist von winzigen 500 Milli-
sekunden – das ist eine halbe Se-
kunde –, damit das permanente

Platzieren und Zu-
rückziehen von Or-
ders, ohne dass
wirkliche Transak-
tionen stattfinden,
deutlich reduziert
wird – eine halbe
Sekunde, damit
man den Hochfre-
quenzhandel wirk-
lich in den Griff be-

kommt und das ausschließlich
spekulative Geschäft mit ultra-
schnellen Transaktionen, die kei-
nen volkswirtschaftlichen Nutzen
haben, endlich einen Teil seines
Reizes verliert.

Meine Fraktion beantragt dies
heute, und Sie haben noch die
Chance, sich dieser Position anzu-
schließen und wirklich zu regulie-
ren. Aber wir haben Ihren argu-
mentativen Eiertanz im Finanzaus-
schuss bereits erlebt. Daher habe
ich wenig Hoffnung.

Die Grundfrage ist doch: Macht
es wirklich Sinn, eine Aktie für ei-
ne Nanosekunde zu halten? Nur
dann, wenn ich die Börse als Kasi-
no, als reine Zockerbude begreife,
macht es Sinn. Wenn ich hingegen
die Börse in Beziehung zur Real-
wirtschaft sehe, dann macht es kei-
nen Sinn.

Schauen wir uns einmal die Po-
sition der Deutschen Börse an. Sie
hat gesagt:

Mindesthaltefristen führen zu ei-
ner Benachteiligung von Liquidi-
tätsspendern und somit zu einer
nachhaltigen Störung der Markt-
struktur.

Die Realität sieht aber anders
aus: Da werden die Märkte mit Auf-

trägen geflutet, die sofort wieder
zurückgezogen werden. Damit wer-
den die Märkte manipuliert. Wer
braucht eigentlich diese Nanose-
kundenliquidität? Der Kollege
Schick hat eben schon Ausführun-
gen dazu gemacht. Das ist doch
nichts anderes als die Perversion
von Wirtschaft; das ist doch reines
Kasino.

Die Position der Deutschen Bör-
se ist nachvollziehbar: Sie verdient
halt massiv am Hochfrequenzhan-
del. Deshalb verwundert ihre Argu-
mentation nicht. Sie finanziert
auch eine Reihe von wissenschaftli-

chen Gutachten, da-
mit ihre Position
untermauert wird.
Aber was uns ver-
wundert, ist das Ver-
halten der Bundes-
regierung, die diese
Position mit ihrer
G e s e t z g e b u n g
schützt; das ist nicht
in Ordnung.

Die in Europa in Abstimmung
befindliche Finanzmarktrichtlinie
MiFID II wird sich auch dem The-
ma Hochfrequenzhandel widmen.
Das Europäische Parlament wird
sich zum Glück für eine Mindest-
haltefrist einsetzen. Wir haben
schon gehört – diesmal muss ich
die CSU ausdrücklich loben; das
fällt mir sonst ein bisschen schwer
–: Herr Ferber kämpft für die Min-
desthaltepflicht. Ich kann nur sa-
gen: Dieser Mann hat recht.

Dass Sie sich auch auf europäi-
scher Ebene nicht dafür einsetzen,
haben wir eben gehört. Sie schus-
tern hier eine nationale Regelung
zusammen, die nur geringe Besse-
rungen bringt, ihr eigentliches Re-
gulierungsziel aber deutlich ver-
fehlt.

In einer Kolumne im letzten
Stern kommt der stellvertretende
Chefredakteur des Stern, Hans-Ul-
rich Jörges, zu einer Bewertung der
Regulierungspolitik dieser Bundes-
regierung. Er schreibt dort:

Kein Produkt, kein Akteur, kein
Markt sollte unreguliert bleiben.
Doch Jahre nach der Krise sind die
Finanzmärkte noch immer nicht
unter Kontrolle - allen Beteuerun-
gen der Politik zum Trotz.

So weit Herr Jörges zu Ihrer Re-
gulierungspolitik.

Wo der Mann recht hat, hat er
recht.

(Beifall bei der SPD)

Manfred Zöllmer (*1950
Wahlkreis Wuppertal l

Manfred Zöllmer, SPD:

Diese Bundesregierung 
hat keine Regulierungspolitik 

Hochfrequenz-
handel hat keinen
volkswirtschaftli-
chen Nutzen, er

richtet nur
Schaden an.
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Dies ist eine gekürzte Version der
Debatte. Außerdem sprachen:
Dr. Volker Wissing (FDP), Dr. Barbara Höll
(Die Linke), Peter Aumer  (CDU/CSU),
Lothar Binding (SPD) und Ralph
Brinkhaus (CDU/CSU).
Das Plenarprotokoll und die vorliegenden
Drucksachen sind im Volltext im Internet
abrufbar unter: Der Deutsche Bundestag
stellt online die Übertragungen des
Parlamentsfernsehens als Live-Video- und
Audio-Übertragung zur Verfügung.

europäischer Ebene, wie wir dahin
kommen können.

Sie diskutieren seit Jahren darü-
ber. Wir handeln sofort, vor den
anderen. Wir warten nicht drei Jah-
re, so wie Sie. Wir machen es sofort.

Sie haben von Mindesthaltefris-
ten gesprochen. Wir haben uns
sehr intensiv überlegt, ob wir die-
sen Mindesthaltefristen zustimmen
können. Ein Kollege von der CSU
hat sich in einem Kompromissge-
spräch in der Tat dazu bereit er-
klärt, hier mitzugehen. Aber alles,
was ich bisher gehört habe, auch in
der Anhörung der Fachleute, be-
stärkt mich in der Meinung, dass es

nicht richtig sein kann, wenn wir
durch die Umsetzung dieses Geset-
zes die deutschen Akteure benach-
teiligen, indem wir nur in Deutsch-
land eine Haltefrist einführen und
alle anderen, die nicht reguliert
sind, das ausnutzen können. Das
können wir dem deutschen Finanz-
markt doch nicht zumuten.

Nein, das ist einfach falsch. Sie
strafen damit den in Deutschland
regulierten Finanzmarkt und be-
vorteilen die Unregulierten. Das
wollen wir nicht.

Liebe Kolleginnen und Kollegen,
es ist eine der wichtigsten Maßnah-
men unserer 20 Gesetzespakete,

den Finanzmarkt in diesen vier Jah-
ren zu regulieren. Wir haben auf al-
len Ebenen zugegriffen: bei den
Produkten, bei den Märkten, bei
den Verbrauchern. Wir haben die
Verbraucher gestärkt. Die Aufsicht
ist auch in Deutschland neu aufge-
stellt. Dies ist ein mutiger Schritt
nach vorne. Es ist ein weiterer Bau-
stein für einen starken und stabilen
Finanzmarkt. Wir sind in Deutsch-
land auf dem richtigen Weg; denn
wir wollen für unsere Bürger Stabi-
lität in diesem Lande haben.

(Beifall bei der CDU/CSU und der

FDP)

Macht es 
wirklich Sinn,

eine Aktie
für eine

Nanosekunde
zu halten?

Die Parkettbörse der Frankfurter Börse, die bedeutendste deutsche Börse.
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Debatte über Bezahlbares Wohnen / 225. Sitzung des 17. Deutschen Bundestages am 28. Februar 2013 

Wenn ich in die Runde
schaue, stelle ich fest: Ich
bin nicht der Einzige, der

heute Morgen direkt von München
aus hierher gekommen ist.

Ich bin auch nicht der Einzige, der
das politische Cabaret eigentlich erst
gestern Abend auf dem Nockherberg
erwartet hat, lieber Volker Kauder. Als
ich mich zu diesem Tagesordnungs-
punkt „Wohnen und Mieten“ gemel-
det habe, konnte ich nicht ahnen,
dass das wahre politische Kuriositä-
tenkabinett schon am Wochenende
vor dem Nockherberg getagt hat.

Man stelle sich das einmal vor:
Beim Mindestlohn sagen Christde-
mokraten und Liberale seit fast vier
Jahren: „Gott sei bei uns!“ – seit drei
Tagen soll das alles ganz anders sein.
Bei der Homo-Ehe schien noch vor
einer Woche der Untergang des
Abendlandes zu drohen – seit dem
Wochenende alles ganz anders.

Türkei-Beitritt: Jahrelang hat die
Union getönt, dass die Türken aus der
Europäischen Union draußen blei-
ben sollen – am Wochenende sagte
die Kanzlerin: Die Verhandlungen ge-
hen gar nicht schnell genug.

Im Hinblick auf ein NPD-Verbot
wurden die Ermittlungen der Innen-
minister der Länder wochenlang
links liegen gelassen, und es wurde
Skepsis gestreut – urplötzlich, ohne
dass sich irgendetwas Neues ereignet
hätte, soll das Kabinett jetzt doch ei-
nen Verbotsantrag beschließen.

Ich kann mich allerdings des Ein-
drucks nicht ganz erwehren, dass die
eine oder andere dieser neuen Ein-
sichten durch den Wahltermin beför-
dert wurde. Eines rate ich nur: Über-
holen ohne einzuholen, das funktio-
niert nicht, das haben schon andere
versucht, meine Damen und Herren.

Beim Wettbewerb um politisches
Umfallen darf die FDP natürlich
nicht abseitsstehen. Bei der doppel-

ten Staatsangehörigkeit, einem abso-
luten No-Go für die Koalition - das
war ein Evergreen -, überrascht uns
Frau Leutheusser-Schnarrenberger
am Wochenende mit dem Satz: Alles
ist möglich.

Das dreisteste Stück, das in den
letzten Tagen zur Aufführung gekom-
men ist, stellt den Nockherberg von
gestern Abend mühelos in den Schat-
ten. Man stelle sich das einmal vor:
Ausgerechnet derjenige, der den Kahl-
schlag im Wohnungsbau verursacht
hat, ausgerechnet derjenige, der zu
den Ersten gehörte, als es darum ging,
die Eigenheimzulage zu streichen,
ausgerechnet Herr Ramsauer dreht
sich auf den Hacken um und tut seit
dem Wochenende so, als sei er die
Spitze der Bewegung, als sei er Vorrei-
ter beim Thema „Wohnen und Mie-
ten“. So einfach geht das nicht!

Dreistigkeit mag sich lohnen, auch
in der Politik, aber
das werden wir Ihnen
nicht durchgehen las-
sen.

Sie sind verant-
wortlich dafür, dass
das Bund-Länder-
Programm „Die so-
ziale Stadt“ ge-
schlachtet" wurde.
Sie sind verantwort-
lich dafür, dass der Heizkostenzu-
schuss abgeschafft wurde.

Sie haben das neue mieterfeindli-
che Mietrecht auf den Weg gebracht.

Sie haben die Engpässe auf dem
Wohnungsmarkt ignoriert und
gleichzeitig eine rechtzeitige Gegen-
wehr verpennt. Das haben wir nicht
vergessen, und wir werden dafür sor-
gen, dass die Menschen in Deutsch-
land das auch nicht vergessen.

Ich kann ja verstehen, dass Sie nach
diesen etwas atemlosen Kehrtwenden
vom vergangenen Wochenende nicht
mehr richtig wissen, wo Ihnen der
Kopf steht. In Ihren eigenen Reihen
herrscht im Augenblick ein bisschen
Chaos. Dazu will ich mich aber gar
nicht äußern; das ist Ihre Sache. Mei-
ne einzige Bitte ist: Richten Sie bitte
das Chaos, das Sie in der Energiepo-
litik angerichtet haben, nicht auch
noch in der Wohnungspolitik an.

Die Wohnungspolitik braucht
nämlich keine Kehrtwenden, son-
dern Verlässlichkeit. Wenn Sie wol-
len, dass Wohnungsbaugesellschaf-
ten Wohnungen bauen, dann ma-
chen Sie keine Kehrtwenden, sondern
sorgen Sie für Planbarkeit und Inves-
titionssicherheit. Familien, die vor
der Entscheidung stehen, wo sie le-
ben möchten und ob sie mieten oder
bauen wollen, brauchen ebenfalls
Planungssicherheit. Solche Pläne

kann man eben nicht einfach mal
verändern, wenn es einem in den
Kram passt. Wir brauchen keinen Ak-
tionismus und keine Chaotisierung,
sondern Ernsthaftigkeit und lange Li-
nien. Ohne das wird es nichts mit be-
zahlbarem Wohnraum – auch nicht
bei uns.

Unser Vorwurf ist, dass es gerade an
dieser Ernsthaftigkeit, von der ich re-
de, fehlt. In den letzten fünf Jahren
hat sich die Zahl der Haushalte, die
40 Prozent und mehr von ihrem Ein-
kommen für Miete ausgeben, verdop-
pelt. Studenten – das wissen Sie auch
– finden in den Unistädten kaum
noch Wohnungen. Der Bestand an
Sozialwohnungen geht Jahr für Jahr
zurück. Die wenigsten Wohnungen
sind altersgerecht.

Das alles ist nicht neu. Das haben
Sie in Ihrem eigenen „Bericht über die
Wohnungs- und Immobilienwirt-

schaft in Deutsch-
land“ vom letzten
Oktober sogar veröf-
fentlicht. Sie haben
es zwar veröffent-
licht, aber passiert ist
nichts. Das ist das,
was vorzuwerfen ist.

Wenn das so wei-
tergeht, dann werden
wir den Prozess nicht

aufhalten, dass ganz normale Famili-
en aus ihren Vierteln, in denen sie
wohnen, verdrängt werden. Dann
können es sich nur noch ganz weni-
ge leisten, tatsächlich im Zentrum der
Städte zu wohnen, dann erkennen
wir unsere Städte bald nicht mehr
wieder, und dann kriegen wir Verhält-
nisse wie anderswo auf der Welt, die
wir nicht wollen.

Ich finde es gut, dass wir uns in die-
sem Hause, als die Bilder aus Frank-
reich, von den französischen Banlieu-
es durch die Medien gingen, einig wa-
ren, dass wir solche Bilder in deut-
schen Städten nie sehen wollen.
Darüber gab es Konsens. Das Pro-
blem ist nur: Dieser Konsens ist woh-
nungspolitisch folgenlos geblieben.

Er ist folgenlos geblieben und
musste folgenlos bleiben, weil Sie
gleichzeitig zum Beispiel die Mittel
für das Bund-Länder-Programm „Die
soziale Stadt“ endlos zusammenge-
kürzt haben. Hier stimmt einfach vie-
les nicht.

Sie haben damals gesagt, das sei
deshalb notwendig, um die Betonpo-
litik der SPD endlich zu einem Ende
kommen zu lassen. Das hat mir viel
über das verraten, was Sie nie verstan-
den haben. Ich gebe Ihnen ja recht:
Die Bereitstellung von Mitteln für
den Bau – dann, wenn man in Beton
und Steine investiert – kann man viel-

leicht mal ein oder zwei Jahre schie-
ben, wenn der Haushalt knapp ist.
Das ist wahr. Beim Bund-Länder-Pro-
gramm „Die soziale Stadt“ geht und
ging es aber nie um Beton. Das sind
soziale Netzwerke, die über zwei Jahr-
zehnte gewachsen und in den Quar-
tieren mühsam aufgebaut worden
sind.

Hier kann man nicht einfach das
Geld wegnehmen und darauf vertrau-
en, dass die sozialen Netzwerke erhal-
ten bleiben. Nein, das produziert Ent-
täuschungen.

Wenn Sie dann, wie jetzt, nach
zwei Jahren wieder Geld dafür zur
Verfügung stellen wollen, dann mer-
ken Sie, dass es diese Netzwerke, auf
die Sie zurückgreifen wollen, nicht
mehr gibt. Deshalb war das so ver-
hängnisvoll. Das muss hier einmal
zur Sprache kommen.

Notwendig ist etwas anderes, ist
ein ganzes Bündel von Maßnahmen,
und das haben wir in unserem Antrag
vorgeschlagen. Das sind aus unserer
Sicht zuallererst Änderungen im
Mietrecht, um zum Beispiel Mietstei-
gerungen zu begrenzen – nicht nur in
bestehenden Verträgen, sondern auch
bei Wiedervermietung.

Unser Antrag ist ein Vorschlag.
Schauen Sie sich den an! Ein paar an-
dere Dinge können wir ganz schnell
und einfach miteinander regeln. Ich
meine da zum Beispiel die Übernah-
me der Maklerkosten durch den Ver-
mieter, wenn er ihn denn bestellt hat.
Der Grundsatz „Wer bestellt, der be-
zahlt auch“ ist in der Marktwirtschaft
ja nichts Neues.

Das gilt überall sonst, außer bei
Mieten und Wohnen. Aber warum
nicht auch hier? Deshalb sage ich
ganz einfach: Wer bestellt, der be-
zahlt. Wir haben eine entsprechende
Initiative auf den Weg gebracht. Ich
lade Sie ein, diese Initiative zu unter-
stützen, meine Damen und Herren.

Es geht jedoch nicht nur um Miet-
recht, auch nicht nur um Maklerkos-
ten. Wir brauchen in diesem Land
wieder Wohnungsneubau, und zwar
nicht nur Luxusapartments in einigen
Innenstadtlagen, sondern gute und
bezahlbare Wohnungen für ganz nor-
male Leute.

Damit das klappt, brauchen wir
nicht irgendeine Förderung, wir brau-
chen eine sehr zielgerichtete Förde-
rung und gerade keine Förderung
nach dem Gießkannenprinzip. Denn
wahr ist doch genauso – das erfahren
Sie in Ihren Wahlkreisen doch auch –
: Im ländlichen Raum haben wir kein
Unterangebot, keinen Mangel an
Wohnraum, sondern da haben wir
Wohnungsleerstand. Dort ist das Pro-
blem eher, dass viele Leute viel Geld
– teilweise ihr ganzes Vermögen – in
ihr Haus gesteckt haben und sie es
möglicherweise dann, wenn sie älter
werden, nicht einmal mehr verkaufen
können. Deshalb: Förderung nach
dem Gießkannenprinzip kann nicht
funktionieren. Wir brauchen eine
zielgerichtete Förderung. Das genau
müsste das Anliegen des Bundesbau-
ministers seit dreieinhalb Jahren sein.
Aber da war nichts, und da ist nichts.
Das ist heute zu beklagen.

Wir brauchen – das ist meine feste
Überzeugung – ein ganz breites
Bündnis für bezahlbaren Wohnraum.
Da muss der Bund vorangehen, da
müssen die Länder dazu, da müssen
die Kommunen dazu, die Bauwirt-
schaft, Gewerkschaften, Sozialver-
bände. Wir brauchen da einen breiten
Pakt.

Wir haben mit unserem Antrag
konkrete Vorschläge unterbreitet, was
jetzt in dieser Situation zu tun ist. Die
Menschen, finde ich, haben ein Recht
darauf, dass wir von der Politik Woh-
nen in diesem Land wieder bezahlbar
machen.

Das, Herr Ramsauer, an Ihre Adres-
se: Ihre Verantwortung für den BER
haben Sie abgewälzt auf Berlin und
auf Brandenburg. Ihre Verantwortung
für Stuttgart 21 – wir beobachten das
sehr genau – wälzen Sie im Augen-
blick auf die Deutsche Bahn ab. Hier,
bei Wohnen und Mieten, steht nie-
mand zur Verfügung, der die Verant-
wortung übernimmt. Hier, Herr
Ramsauer, sind Sie in der Verantwor-
tung, und bei dieser Verantwortung
werden wir Sie packen.

(Anhaltender Beifall bei der SPD und

bei Abgeordneten des BÜNDNISSES

90/DIE GRÜNEN)

Frank-Walter Steinmeier (*1956)
Wahlkreis Brandenburg an der Havel –
Potsdam-Mittelmark l – Havelland lll –
Teltow-Fläming l

Dr. Frank-Walter Steinmeier, SPD:

Der Bundesminister 
steht in der Verantwortung 

Sie haben 
das neue 

mieterfeindliche
Mietrecht 

auf den Weg
gebracht.
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Mietpreiserhöhung mitinbegriffen: renovierte Altbauten
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Lieber Herr Kollege Steinmeier,
wir hatten ja heute Morgen
schon einmal das Vergnügen.

Aber, wissen Sie, das ist eine General-
debatte, die Sie jetzt begonnen ha-
ben.  Da Sie schon von meiner Ver-
antwortung für den Berliner Flugha-
fen im Rahmen einer Generaldebatte
sprechen: Natürlich tragen auch der
Bund und ich Verantwortung für die-
ses Projekt am Berliner Flughafen in
dem Ausmaß, in dem es dem Bund
als Gesellschafter aufgegeben ist.
Wenn Sie aber schon die Formulie-
rung gebrauchen, ich hätte Verant-
wortung auf Berlin und Brandenburg
abgewälzt, dann muss ich hinzufü-
gen: Leider streiten die beiden seit ei-
nigen Tagen dermaßen, dass es mir
als Vertreter des Bundes fürchterlich
unangenehm ist; das muss man auch
sagen. Das stimmt auch wieder, Herr
Steinmeier.

Aber ich mache das still und leise
im Hintergrund. Wir bringen das
schon wieder in Ordnung, und zwar
aus Gründen der Gesamtverantwor-
tung.

Was Erinnerungen betrifft: Sie ha-
ben gesagt, Herr Steinmeier, ich sei
2006/2007 auch dabei gewesen. Ich
war damals Vorsitzender der CSU-
Landesgruppe im Deutschen Bundes-
tag als Vorvorgänger der Kollegin Ger-
da Hasselfeldt. In der Tat hat die Gro-
ße Koalition damals zwei sehr wich-
tige Instrumente der
Wohnungsbaupolitik abgeschafft,
nämlich die Eigenheimzulage und
die degressive AfA. Beide Instrumen-
te standen auf der sogenannten
Koch/Steinbrück-Liste.

Gut, dass wenigstens Herr Stein-
brück heute hier ist. Der andere, der
neben dem Finanzminister Verant-
wortung trug.

Da Sie aber damit angefangen ha-
ben, Herr Steinmeier, muss ich sagen:
Der andere war ein SPD-Bauminister,
der zusammen mit einem SPD-Fi-
nanzminister diese beiden wertvollen
Instrumente abgeschafft hat, und
zwar in federführender Position,
nämlich als Minister.

Wenn Sie nicht angefangen hätten,
hätte ich es auch nicht getan; denn
ich mag es nicht, hinterher an be-
stimmte Sachverhalte immer wieder
zu erinnern.

Wir müssen eine nach vorne ge-
richtete Baupolitik und Wohnungs-
politik betreiben; denn hier geht es
um ein Grundbedürfnis eines jeden
Menschen.

Deswegen ist es mein Wunsch, dass
wir alle hier an einem Strang ziehen
und nicht eine Bevölkerungsgruppe
gegen die andere aufhetzen. Das hat
keinen Sinn.

Inzwischen gibt es Gott sei Dank
eine Trendwende. Dramatisierungen
und Pauschalisierungen nutzen
nicht. Die Entwicklung auf den Woh-
nungsmärkten ist ausgesprochen dif-
ferenziert und ist regional sehr unter-
schiedlich, auch was die Ursachen an-
geht. Deshalb habe ich zu Beginn die-
ser Woche das Programm zur
Bekämpfung regionaler Wohnungs-
knappheit in Deutschland vorge-
stellt, das vieles neu aufgreift, was
besser nicht hätte abgeschafft werden
sollen.

Ich darf aber zunächst einmal fest-
stellen: Deutschlands Wohnungs-
markt ist gekennzeichnet durch einen
hohen Versorgungsgrad und hohe
qualitative Standards. Von einem
eklatanten, flächendeckenden Woh-
nungsmangel kann keine Rede sein.

Wir alle können froh darüber sein,
dass eine Trendwende eingetreten ist.
Ich verwende hier gerne das Bild ei-
nes schweren Tankers, der seinen Kurs
nur allmählich und langsam verän-
dert. Aber diese Trendwende, diese
Kursänderung ist intensiv und nach-
haltig in Gang.

Ich möchte nur einige Zahlen in Be-
zug auf Baugenehmigungen und Bau-
fertigstellungen nennen. Im Jahr 2009
gab es 177 000 Baugenehmigungen.
Diese Zahl ist kontinuierlich auf 245
000 im vergangenen Jahr angewach-
sen. Den Baugenehmigungen folgten
natürlich mit einer Verzögerung von
ein bis zwei Jahren die Baufertigstel-
lungen. Analog ziehen auch die Bau-
fertigstellungen an. Im Jahr 2009 gab
es 159 000. Bereits im letzten Jahr hat-
ten wir rund 200 000 Baufertigstellun-
gen zu verzeichnen. Analog zu den
Baugenehmigungen wird die Zahl der
Baufertigstellungen in den kommen-
den Jahren weiter ansteigen.

Unser Ziel ist es, auf jährlich etwa
250 000 neue Wohnungen zu kom-
men, sodass wir innerhalb der nächs-
ten fünf Jahre das Defizit abbauen.
Wir haben gute Aussichten, das auch
zu schaffen, wenn wir es richtig anpa-
cken.

Wir tun bereits eine ganze Menge
dafür. Man kann nicht oft genug da-
ran erinnern, dass Bund, Länder und
Gemeinden für das Wohnen, für die

Kosten der Unterkunft und für das
Wohngeld eine Summe von etwa 17
Milliarden Euro bereitstellen und
dass wir infolge der Föderalismusre-
form seit 2007 den Ländern jährlich
518 Millionen Euro für die soziale
Wohnraumförderung in die Hand ge-
ben. Ich trete sehr dafür ein, dass wir
diese Summe über das Jahr 2014 hi-
naus verstetigen. Da-
bei stimmen wir mit
Ihnen überein; Sie
verlangen das auch.

Liebe Kolleginnen
und Kollegen, ich fü-
ge hinzu, dass wir
wollen – das wollen
auch Sie, wie ich gele-
sen habe, Herr Stein-
meier –, dass die Län-
der mit diesen 518 Millionen Euro –
meinetwegen auf Dauer nicht nur no-
minal – nicht nur irgendetwas im Be-
reich von Investitionen machen kön-
nen, sondern dass damit auch wirklich
der Wohnungsneubau gefördert wird.

Einige Länder machen das in vor-
bildlicher Weise. Dazu gehört der
Freistaat Bayern. Dazu gehört Nord-
rhein-Westfalen. Dazu gehört Ham-
burg. Es gibt allerdings auch einige
Länder – ich nenne jetzt keine –, die
keinen einzigen Euro in den Neubau
von sozial gefördertem Wohnraum
stecken.

Was haben wir uns vorgenommen?
Vieles von dem, was wir bereits tun,
ist angesprochen worden, zum Bei-
spiel die Verlängerung der Bereitstel-
lung von Kompensationsmitteln für
die Länder – das ist eine Hilfe für die
Länder – auch über das Jahr 2014 hi-
naus, über das hinaus, was wir jetzt
für 2014 zunächst einmal gesetzlich
regeln. Wir werden des Weiteren
nicht nur im Bereich des energetisch
günstigen Bauens, sondern auch im
Bereich des kostengünstigen Bauens
neue Instrumente bei der Kreditan-
stalt für Wiederaufbau schaffen.
Hierzu laufen die Verhandlungen.

Ich greife jetzt noch einmal die
Themen auf, die bereits eingangs

meiner Rede zur
Sprache kamen: Ei-
genheimzulage und
degressive AfA.
Wenn solche Instru-
mente abgeschafft
werden, dann sieht
man die Folgen nicht
im ersten oder zwei-
ten Jahr nach der Ab-
schaffung, sondern

das hinterlässt erst im Laufe der Jah-
re gravierende Spuren.

Wir haben seit sechs, sieben Jah-
ren Erfahrungen gesammelt. Ich bin
froh darüber, dass alle immobilien-
wirtschaftlichen und wohnungswirt-
schaftlichen Verbände meinen Vor-
schlag, den Vorschlag der Bundesre-
gierung unterstützen, die Möglich-
keiten, die sich im Bereich der
degressiven Abschreibung und im
Bereich der Eigenheimzulage bieten,
neu zu bewerten. Das sind Instru-
mente, die in die nächste Legislatur-
periode hineinreichen. Es braucht

seine Zeit, bis solche Entwicklungen
wieder korrigiert werden.

Lassen Sie mich noch einmal et-
was zur Eigenheimzulage sagen.
Diese ist genauso wertvoll wie der
Wohn-Riester und dient auch der Ei-
gentumsbildung. Die Eigentumsbil-
dung im Immobilienbereich ist für
mich eine der wertvollsten Arten der
Altersvorsorge.

Die Möglichkeit der degressiven
Abschreibung wird auch den Miet-
wohnungsbau beleben. Die entspre-
chenden Investoren warten nur da-
rauf.

Meine sehr geehrten Damen und
Herren, kurzfristig wirksam sind die
Maßnahmen im Bereich des Wohn-
geldes. Wir schlagen vor, sowohl im
Hinblick auf die Leistungshöhe als
auch auf die Miethöchstbeträge die
Entwicklungen bei den Kosten und
Bestandsmieten nachzuvollziehen.
Der Freistaat Bayern wird in den
nächsten Tagen im Bundesrat mit ei-
nem entsprechenden Antrag aktiv
werden.

Zusammengefasst: Wenn wir die-
se Instrumente wirksam einsetzen,
dann sind wir gewiss, dass wir damit
Wohnraum in einer mittleren Frist
von vier bis fünf Jahren ausreichend
verfügbar machen, dass wir Wohn-
raum auch bezahlbar machen.
Wohnraum muss erwerbbar sein.
Die Baugrundstücke müssen bezahl-
bar sein. Das Bauen als solches muss
bezahlbar sein. Bezahlbar müssen
auch die Mieten sein. Ich lade alle
dazu ein, meinen Vorschlägen für
besseres und ausreichendes Wohnen
in Deutschland zu folgen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Peter Ramsauer (*1954)
Bundesminister

Dr. Peter Ramsauer, Bundesminister für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung:

Unsere Instrumente 
werden wirken 

Deutschlands
Wohnungsmarkt
ist durch einen
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Nachdem ich zunächst dachte,
dass ich hier heute Morgen
den falschen Veranstaltungs-

termin erwischt habe, sehe ich jetzt
aber doch, dass der Wahlkampf seine
Schatten vorauswirft und an dieser Stel-
le deutlich wird, dass wir von der Op-

position tatsächlich fit und reif sind, in
den Wahlkampf einzusteigen. Denn es
sind vier Anträge zu verhandeln, aber
von der Regierung ist da nichts. Offen-
sichtlich will sie nichts falsch machen;
deswegen tut sie nichts.

Meine Damen und Herren von der
Regierungskoalition, auch mit dem
von Ihnen vorgelegten zweiten Be-
richt über die Wohnungs- und Immo-
bilienwirtschaft in Deutschland zei-
gen Sie, dass Sie ohne eigene Initiati-
ven bleiben. Dieser Bericht liegt seit
Oktober vor, und Sie haben es bis
heute nicht geschafft, in irgendeiner
Weise etwas aus diesem Bericht he-
rauszuziehen, um etwas im Bereich
Wohnungspolitik zu machen, ob-
wohl der Bericht den Zustand des
Marktes weit schlechter einschätzt als
der Bericht davor. Das zeugt also
nicht gerade von übergroßem Eifer
oder gar von politischer Kreativität. Es
wird also Zeit, dass endlich neu ge-
wählt wird.

Herr Minister, oder war etwa das,
was Sie zum Beispiel auf Ihrer vor-
gestrigen Pressekonferenz dargestellt
haben, das Konzept der Regierung?
Eben haben Sie noch einmal ver-
sucht, das Sammelsurium der Dinge,
die Sie wieder aufwärmen wollen,
hier vorzutragen, aber -haben bei der
Wohnungspolitik die Frage der Zu-
kunftsfähigkeit überhaupt nicht im
Auge.

Worauf soll aber dieser Bericht, den
Sie vorgelegt haben, eine Antwort
sein? Auf die drängenden Fragen von
Millionen Mieterinnen und Mietern
nach bezahlbarem Wohnraum ganz
bestimmt nicht! Schon der erste Be-
richt enthielt eine Reihe von kriti-
schen Analysen und Empfehlungen
dazu, wie die Politik auf die sich ab-
zeichnenden Anforderungen durch
den demografischen Wandel, die Kli-
maveränderungen und die regional-
strukturellen Veränderungen in
Deutschland reagieren sollte. Aber es

Heidrun Bluhm (*1958)
Landesliste Mecklenburg-Vorpommern

Heidrun Bluhm, DIE LINKE:

Die Regierung
betreibt Flickschusterei
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stand leider ganz am Anfang des Be-
richtes auch der Satz: „Die Woh-
nungsversorgung in Deutschland ist
gut.“ Das war anscheinend der einzi-
ge Satz, den einige Fachpolitiker der
CDU/CSU und der FDP zur Kenntnis
genommen und vor allem auch aus-
wendig gelernt hatten.

Nun aber steht dieser Satz im neu-
en Bericht von 2012 nicht mehr, und
das hat einen Grund: Die Wohnungs-
versorgung in Deutschland ist nicht
gut. Sie war es auch schon zum Zeit-
punkt der Erstellung des ersten Be-
richtes nicht. Die Tendenzen der Ver-
knappung und Verteuerung von
Wohnraum in Ballungsgebieten, der
Mangel an altersgerechten, barriere-
freien und barrierearmen Wohnun-
gen sowie an energetisch saniertem
Wohnraum waren auch schon damals
deutlich spürbar und als drängende
Aufgabenstellung und als große He-
rausforderung für alle Akteure in der
Politik und der Wohnungswirtschaft
nicht mehr vom Tisch zu wischen.

Die Bundesregierung hat das bes-
tenfalls achselzuckend zur Kenntnis
genommen. Offenbar wird auch der
jetzt vorliegende Bericht zur Immobi-
lienwirtschaft das gleiche Schicksal
erleiden und folgenlos in den Regie-
rungsschubladen verschwinden. Es
ist jedenfalls nicht erkennbar, dass
die Regierung irgendwelche logi-
schen Schlussfolgerungen aus ihren
eigenen Berichten gezogen oder Maß-
nahmen ergriffen hätte, die den nega-
tiven Entwicklungen auf dem Woh-
nungsmarkt entgegenwirken. Denn
seit Oktober 2012 ist nichts, aber
auch gar nichts passiert. Herr Stein-
meier, ich kann an Ihr Zitat anschlie-
ßen. Sie sagten: „Aber da war nichts,
und da ist nichts.“ Ich sage: Da
kommt auch nichts.

Was die Bundesregierung in dieser
Legislaturperiode auf dem Gebiet der
Wohnungspolitik zuwege gebracht
hat, ist das unsägliche Mietrechtsän-
derungsgesetz, das nach fast vierjäh-
rigen Geburtswehen doch noch
rechtzeitig vor dem Verfallsdatum
dieser Regierung pflichtschuldig an
die Besteller ausgeliefert wurde.

Dieses Gesetz – da stimme ich mit
dem Antrag der SPD „Bezahlbare
Mieten in Deutschland“ überein –
muss wieder vom Tisch.

Das kann man nicht kosmetisch
aufhübschen oder mit Korrekturen
entschärfen: Das ganze Gesetz ist
ebenso unnötig wie schlecht ge-
macht, und es muss wieder ver-
schwinden. Aber, meine Damen und
Herren von der SPD, Sie hätten viel-
leicht ein bisschen mehr Courage zei-
gen und diese Gesetzesinitiative im
Bundesrat wenigstens an den Vermitt-
lungsausschuss überweisen sollen.

Die Miet- und Wohnkosten laufen
der Einkommensentwicklung davon,
und trotzdem wollen Sie von der
SPD, dass die Bestandsmieten 3,75
Prozent im Jahr oder bei Wiederver-
mietung sogar um 10 Prozent steigen
können. Das ist – anders als angekün-
digt – keine Mietpreisbremse, liebe
SPD; das treibt die Schere zwischen
Einkommen und Mieten weiter aus-
einander.

Die möglichen Mietsteigerungen,
wie Sie sie vorschlagen, liegen deut-
lich über der Inflationsrate und erst
recht weit über der Entwicklung der
Realeinkommen. Ihre Vorschläge ent-
lasten also die Mieterhaushalte nicht,
sondern sie legitimieren die Mieter-
höhung ohne jede Gegenleistung.
Die Wohnungen sind in vier Jahren
nicht um 15 Prozent größer gewor-
den, und sie werden allein durch
Neuvermietung auch nicht um 10
Prozent besser. Wo-
durch sollten also
diese Mieterhöhun-
gen gerechtfertigt
sein?

Die Menschen in
Deutschland, jeden-
falls die, die Monat
für Monat sehen
müssen, wie sie fi-
nanziell über die
Runden kommen – das betrifft nun
einmal die allermeisten –, treibt die
Sorge um, ob sie sich demnächst ih-
re Wohnung noch leisten können.
Wohnen in Deutschland wird seit ei-
nigen Jahren immer teurer, und diese
Tendenz hält weiter an.

Die Ursachen sind vielfältig und re-
gional differenziert. Steigende Bau-
und Grundstückspreise spielen dabei
ebenso eine Rolle wie Grund- und
Grunderwerbsteuern; aber auch die
unabwendbaren Erfordernisse der
Barrierefreiheit oder des Klimaschut-
zes in Wohngebäuden führen
zwangsläufig zu Kostensteigerungen.

Im Kern aber liegt die Haupttrieb-
kraft für den Anstieg der Wohnungs-
mieten im Auseinanderdriften von
Angebot und Nachfrage auf dem
Wohnungsmarkt; einerseits quantita-
tiv, weil in Deutschland insgesamt in
den letzten Jahren viel zu wenige
Wohnungen gebaut worden sind,
und andererseits auch qualitativ, weil
das, was gebaut wurde, weder der fi-
nanziellen Leistungskraft der Haus-
halte noch den grundlegend verän-
derten Wohnbedürfnissen der Miete-
rinnen und Mieter entsprach.

Herr Ramsauer, diese 250 000
Wohnungen, die Sie meinen, enthal-
ten nicht den Begriff „sozial“, den
nennen Sie jedenfalls nicht. Ich
fürchte, dass auch das wieder Luxus-
wohnungen werden sollen.

Zusätzlich werden die Verwerfun-
gen auf dem Wohnungsmarkt in den
letzten Jahren zunehmend durch das
massive Auftreten nationaler und in-
ternationaler Finanzspekulanten ver-
schärft, die Wohnungen lediglich als
renditeträchtige Anlageobjekte erwer-
ben und verwerten wollen. Dazu soll-
ten Sie alle einmal den vorgelegten
Bericht der Enquete-Kommission aus
NRW studieren. Herr Steinmeier, Sie
haben in Ihrer Rede gesagt, es sei kei-
ne Kehrtwende notwendig. Hier wird
beschrieben, dass es tatsächlich jetzt
endlich eine Kehrtwende geben
muss. Vielleicht sollten Sie diesen Be-
richt, der erst zwei Tage alt ist, für sich
erschließen.

Der massenhafte Aufkauf von gro-
ßen, ehemals öffentlichen oder be-
trieblichen Wohnungsbeständen
durch Finanzinvestoren wächst sich

zu einer Bedrohung für die gesamte
Wohnungswirtschaft und natürlich
zuerst für die betroffenen Mieterin-
nen und Mieter aus - und das nicht
nur in NRW, sondern vor allem ins-
gesamt in Deutschland.

Allein, dass die Bundesregierung,
obwohl der eingangs zitierte Immo-
bilienbericht davor warnt, dieser Ent-
wicklung tatenlos zusieht, ist sträflich
und mehr als vorsätzlich.  Dass sie
sich aber selbst an derlei Geschäften

beteiligt und dabei
kreative Geschäfts-
modelle zur Vermei-
dung von Steuerein-
nahmen anwendet,
ist ein Skandal erster
Güte. Wenn es
stimmt, worüber Mo-
nitor in der vergange-
nen Woche berichtet
hat, dann hat das

Bundesfinanzministerium durch ei-
nen Share Deal beim Verkauf der TLG
Wohnen GmbH zugunsten des Er-
werbers auf Steuereinnahmen in Hö-
he von 50 Millionen Euro verzichtet.

Obendrein geht das zulasten der
ostdeutschen Bundesländer, denen
die Grunderwerbsteuer zugestanden
hätte.

Wie man sieht, hat die Bundesre-
gierung nicht nur kein Konzept zur
Eindämmung der Explosion der
Mietpreise, sie befördert diese Ent-
wicklung selbst: entweder durch
Nichtstun oder durch falsches Tun.
Deshalb bringt die Linke heute einen
Antrag ein, mit dem wir einerseits auf
die aktuelle Entwicklung auf dem
deutschen Wohnungsmarkt reagie-
ren, andererseits Vorschläge zur alter-
nativen Entwicklung in der Woh-
nungswirtschaft vorlegen wollen.

Wir wollen den akuten Auswüch-
sen bei der Entwicklung der Miet-
und Wohnkosten durch ordnungs-

politische Maßnahmen schnell und
wirksam begegnen. Wir wollen eine
Perspektive entwickeln, mit der die
Wohnungswirtschaft auf ihre eigent-
liche Funktion und gesellschaftliche
Aufgabe zurückgeführt wird, näm-
lich die bedarfsgerechte Versorgung
der Bevölkerung mit bezahlbaren,
barrierearmen beziehunsgweise bar-
rierefreien und klimagerecht sanier-
ten Wohnungen. Selbst das Verbän-
debündnis Wohnungsbau, das heute
tagt, fordert, diese Aufgabe in Angriff
zu nehmen.

Zunächst geht es uns darum, dass
auch bei der Vermietung von Wohn-
raum, wie sonst überall in der Wirt-
schaft, das Prinzip von Leistung und
Gegenleistung gelten muss. Allein
der Besitz einer Wohnung ist keine
Leistung, die eine regelmäßige Erhö-
hung von Bestandsmieten rechtfer-
tigt.

Auch die Neu- oder Weitervermie-
tung stellt keine Steigerung des Ge-
brauchswertes der Wohnung dar.

Warum sollte also allein der Akt ei-
ner Neu- oder Weitervermietung eine
Mietsteigerung von 10 oder 20 Pro-
zent oder gar mehr erwirtschaften?

Wir wollen, dass nicht der Mangel
an Wohnungen den Preis bestimmt,
sondern der Gebrauchswert der
Wohnung. Was die Linke fordert, ist
also kein sozialistisches Teufelszeug,
sondern konsequent marktwirt-
schaftlich.

Wir schlagen deshalb entsprechen-
de Veränderungen im BGB vor.

Ebenso verhält es sich mit dem
Kompromissvorschlag zur Begren-
zung der Modernisierungsumlage.
Ich habe bisher weder von der Regie-
rungskoalition noch von SPD und
Grünen eine betriebswirtschaftliche
Begründung für die Forderung nach
einer 9- bzw. 11-prozentigen Moder-
nisierungsumlage gehört. Bei 11 Pro-

zent haben die Mieterinnen und
Mieter dem Vermieter nach neun Jah-
ren die Investitionskosten bezahlt,
bei 9 Prozent nach elf Jahren. Der
Vermieter denkt aber nicht im Traum
daran, die Mietsteigerung wieder zu-
rückzunehmen, wenn die Moderni-
sierungskosten vollständig zurückge-
flossen sind.

Konsequenterweise müssten wir in
Zukunft dafür sorgen, dass nur dann
die Umlage der Modernisierungskos-
ten erfolgen darf, wenn die Moderni-
sierung der Wohnung mit einer ent-
sprechenden Gebrauchswertsteige-
rung für die Mieterinnen und Mieter
verbunden ist, mindestens mit einer
nennenswerten Einsparung bei den
Nebenkosten. Das ist im Übrigen
auch die Position des Deutschen
Mieterbundes; das will ich nebenbei
erwähnen.

Der Markt kann also nicht alles al-
leine leisten. Selbst der Chef des
GdW sagt: Gerade dieser ist momen-
tan eklatant überfordert.

Noch eine letzte Bemerkung zum
sozialen Wohnungsbau. Es wird so
getan, als ob die Regierung in Bezug
auf die bis zu 250 000 fehlenden
Wohnungen den sozialen Woh-
nungsbau im Blick hat. Das ist nicht
so. Hier geht es um normale bzw. Lu-
xuswohnungen. Wir brauchen min-
destens 150 000 Wohnungen im
Jahr, die explizit den Stempel des so-
zialen Wohnungsbaus tragen. Aber
selbst das wird nicht ausreichen, um
die Ziele, die Sie sich selbst gesteckt
haben, zu erreichen.

Der letzte Satz. Mit der Flickschus-
terei, die eigentlich schon Politikver-
weigerung ist, wird weder der Woh-
nungsmangel in Ballungsräumen
überwunden, noch werden die Mie-
ten gebremst.

(Beifall bei der LINKEN)

Die Neu- oder
Weitervermietung

stellt keine
Steigerung des

Gebrauchswertes
der Wohnung dar.

Es ist immer spannend, wenn die
geschätzte Kollegin Bluhm das
Wort ergreift; denn niemand

kennt sich so gut mit der sozialisti-
schen Wohnraumpolitik wie auch mit
der marktwirtschaftlichen Wohn-
raumpolitik aus.

In diesen Tagen spielt das Thema
Klartext eine große Rolle. Deswegen
hätte ich mir schon gewünscht, dass
der Kollege Steinmeier auf die Verwir-
rungen eingeht, die entstanden sind.
Da er das nicht getan hat, will ich das
zumindest für die schwarz-gelbe Ko-
alition machen. Wir wollen und wir
werden keine Mehrwertsteuer auf Mie-
ten erheben. Bei uns denkt über so et-
was niemand nach, anders als bei Ih-
nen, meine sehr verehrten Damen und
Herren.

Wenn man die Reden von Frau
Bluhm und Herrn Steinmeier hört,
dann stellt man fest, dass sie überse-
hen, dass der Markt, über den wir spre-

chen, vor allen Dingen dann funktio-
niert, wenn er möglichst wenig verun-
sichert wird.

Sie tragen in den letzten Tagen und
Wochen dazu bei, genau das zu tun.
Eine Debatte über die Mehrwertsteuer-
pflicht bei Mieten ist das jüngste Bei-
spiel. Davor haben Sie begonnen, die
Wohnungseigentümerinnen und
Wohnungseigentümer mit dem The-
ma „Vermögensteuer, Vermögensab-
gabe“ zu verwirren.

Denn eines ist auch klar: Wenn Sie
auf das Immobilienvermögen der
Deutschen 1,5 Prozent Vermögensteu-
er unabhängig vom Ertrag erheben,
dann werden diese 1,5 Prozent nicht
die Hauseigentümer bezahlen, son-

Patrick Döring (*1973)
Landesliste Niedersachsen

Patrick Döring, FDP:

Die Opposition
blockiert im Bundesrat
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Es ist ausgesprochen erfreulich,
dass die Debatte über die Be-
zahlbarkeit des Wohnens in

Deutschland immer mehr an Fahrt
gewinnt, und zwar so sehr, dass durch
die zügige Fahrt sogar unser Woh-
nungsminister aufgewacht ist.

Wir warnen seit mindestens drei
Jahren vor den drohenden Proble-
men auf unseren Wohnungsmärkten.
Ihre eigenen Berichte bestätigen nun
schriftlich das, was jeder sieht, der mit
offenen Augen durch unsere Städte
geht. Ihr Wohnungs- und Immobi-
lienwirtschaftsbericht sagt: Seit 2006
nimmt sogar die Zahl der Landkreise
mit steigenden Mieten zu, also kei-
neswegs nur die Zahl der Städte.

Aktuell zeichnen sich in einer zu-
nehmenden Zahl von Städten und
Regionen lange Zeit nicht mehr be-

kannte Wohnungsmarktengpässe
ab.

So steht es in Ihrem Bericht. Die
höchsten Mietpreissteigerungen im
Jahr 2011 waren zu verzeichnen in
Berlin – plus 7,5 Prozent –, in Bre-
men – plus 8,8 Prozent –, in Ham-
burg – plus 7,5 Prozent –, in Freiburg
– plus 8,4 Prozent – und in Greifs-
wald, wo die Mietpreissteigerung so-
gar 10,4 Prozent betrug. Also auch
kleinere Städte weisen eine deutliche
Mietpreissteigerung auf. Das gilt
nicht nur für die klassischen Boomre-
gionen.

Aber nicht nur die Mieten steigen,
liebe Kolleginnen und Kollegen und
Herr Minister, auch die Kosten für
Heizung und Warmwasser nehmen
zu. Herr Minister, Sie lieben es ja, im-
mer nur über den Strom zu reden.
Das haben Sie mit vielen Medien ge-
meinsam. Aber hören Sie sich diese
Zahlen einmal an: Ungefähr 12 Mil-
lionen Haushalte in Deutschland hei-
zen mit Heizöl. In den letzten zehn
Jahren stiegen die Preise für Heizöl
um 153 Prozent. Nach einer Studie,
die wir in Auftrag gegeben haben,
werden sich die Kosten bei einer
durchschnittlich gedämmten Woh-
nung von 945 Euro im Jahr 2012 auf
1 932 Euro am Ende des kommenden
Jahrzehnts erhöhen. Das entspricht
pro Monat einer Steigerung von 79
Euro auf 161 Euro. Das stellt die Stei-
gerung bei den Strompreisen, von de-
nen alle immer reden, bei weitem in
den Schatten.

Herr Minister, wir warnen seit Jah-
ren vor den drohenden Konflikten.
Wir haben Ihnen schon vor zwei Jah-
ren ein gutes Konzept vorgelegt, ein
Gesamtkonzept zur Sicherung der Be-
zahlbarkeit von energetisch und qua-
litativ hochwertigem Wohnraum.

Und wo geistern
Sie herum? Sie kür-
zen den Heizkosten-
zuschuss beim
Wohngeld, kürzen
die Mittel für das
KfW-Programm für
die energetische Ge-
bäudesanierung, um
sie dann wieder leicht
anzuheben, stellen
die Finanzierung auf wackelige Beine
– das war atemberaubend – und ver-
kaufen das dann auch noch als Erfolg.
Sie kürzen bei den Städtebauförder-
programmen und zerstören sie inhalt-
lich mutwillig. Ich sage nur: „Kopf-
tuchmädchen“ und Bibliotheken –
das brauchen wir alles nicht. Das sind
Ihre Worte, Herr Döring von der FDP.
Sie haben dieses Programm materiell
zerstört. Sie legen in dieser Engpasssi-
tuation, in der Mieter sowieso die
schwächere Partei sind, dreist eine
Mietrechtsnovelle vor, mit der unter
dem Vorwand der Energiewende Mie-
terrechte ungerechtfertigt und völlig
unnötig eingeschränkt werden.

Jetzt, im Vorfeld der bayerischen
Landtagswahl und der Bundestags-
wahl, kommt Herr Ramsauer – er hat
jetzt nach drei Jahren im Kabinett

ausgeschlafen – und will das Wohn-
geld an die Mietpreise anpassen.

Sogar die Eigenheimzulage will er
wieder einführen. Dabei vergisst er
vollkommen, dass sie in der Form, in
der sie damals abgeschafft wurde,
überhaupt nicht mehr zeitgemäß ist.

Wir brauchen keine Einfamilien-
häuser auf der grünen Wiese. Wir
brauchen eine Innenentwicklung in
den -Städten. So muss Wohnraum ge-
schaffen werden. Das, was Sie ma-
chen wollen, entspricht im Grunde
genommen dem Gießkannenprin-
zip, das Sie jetzt, ganz wenige Mona-
te vor den Wahlen, plötzlich wieder

gut finden.
Die soziale Wohn-

raumförderung soll
weiter durch den
Bund finanziert wer-
den. Dabei vergessen
Sie – das ist hier heu-
te schon vorgetragen
worden –, dass die
Z w e c k b i n d u n g
selbstverständlich be-

stehen bleiben muss, dass deren Ein-
haltung auch kontrolliert und dass
die Fördermittel gegebenenfalls zu-
rückgezahlt werden müssen.

Herr Minister, weswegen haben Sie
eigentlich Ihre gesamte Amtszeit ver-
schlafen? Was können denn Ihre po-
tenziellen Wählerinnen und Wähler
von Ihnen erwarten?

Die haben in den letzten drei Jah-
ren doch gelernt, dass nichts, aber
auch rein gar nichts von all dem An-
gekündigten durchgesetzt und umge-
setzt wird und dass das, was gemacht
wird, auch noch in die völlig falsche
Richtung läuft. Sie, Herr Minister, ha-
ben leider Gottes Ihren Job komplett
verpennt.

Meine Damen und Herren, Sie
können weder uns, die Opposition,
noch die Wählerinnen und Wähler

für völlig blöde verkaufen. So einfach
lassen wir Ihnen das nicht durchge-
hen, auch nicht Ihr ewiges Gerede
von der steuerlichen Entlastung. Die
wäre selbstverständlich richtig gewe-
sen. Hätten Sie doch den Ländern ein
passables Angebot gemacht! Dann
hätten wir heute die steuerliche Ent-
lastung bei der energetischen Gebäu-
desanierung.

Wir haben schon vor zwei Jahren
ein umfassendes Konzept vorgelegt.
Wir waren also frühzeitig dran. Wir
sind froh, dass die SPD heute hier mit
einem Antrag erscheint, dessen Inhalt
mit unseren Vorstellungen weitge-
hend übereinstimmt.

Am meisten freut mich persönlich,
dass Sie, liebe Kolleginnen und Kol-
legen in der SPD, sogar das Besteller-
prinzip bei den Maklerkosten von
uns übernommen haben.

Das haben Sie noch vor zwei Jah-
ren zu meinem großen Unverständ-
nis abgelehnt. Diese Initiative – das
möchte ich an dieser Stelle schon sa-
gen; ein bisschen Redlichkeit muss
auch so kurz vor den Wahlen sein –
wurde von uns auf den Weg gebracht
und von sonst gar niemandem.

Ansonsten fordern Sie eine gene-
relle Begrenzung von Mieterhöhun-
gen bei der Wiedervermietung auf 10
Prozent über der ortsüblichen Ver-
gleichsmiete, was auch der Mieter-
bund fordert. Wir halten das für ei-
nen interessanten Vorschlag.

Wir haben allerdings – das habe
ich schon im Ausschuss gesagt – noch
ein bisschen mit der Verfassungsmä-
ßigkeit zu kämpfen; wir sind uns
nicht sicher, ob das wirklich geht.
Wenn das tatsächlich geht, ohne dass
es verfassungsrechtlich problema-
tisch ist, dann sind wir für eine gene-
relle Begrenzung offen. Wir hatten
stattdessen vorgeschlagen, die Länder
zu ermächtigen, Mietpreisbegrenzun-

Daniela Wagner (*1957)
Landesliste Hessen

Daniela Wagner, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:

Wir wollen einen
vernünftigen Wohnungsmarkt

Seit 2006 nimmt
sogar die Zahl der

Landkreise mit
steigenden

Mieten zu, nicht
nur der Städte.
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dern die Mieterinnen und Mieter. Es ist
das größte Mieterhöhungsprogramm,
das dieses Haus je gesehen hat, meine
Damen und Herren.

Ich bin auch irritiert, wie leichtfü-
ßig Sie hier über die angeblichen Ver-
säumnisse dieser Koalition sprechen.
Wir haben das Mietrecht moderni-
siert.

Wir haben in diesem Haus mit gro-
ßer Mehrheit festgehalten, dass die
energetische Sanierung von Wohn-
raum sowohl den Mieterinnen und
Mietern als auch unseren Klima-
schutzzielen als auch der Qualität des
Wohnungsbestandes in Deutschland
dienlich ist.

Dass das alle so sehen wie wir, er-
kennen wir daran, dass alle sozialde-
mokratisch regierten Bundesländer,
lieber Kollege Bartol, im Bundesrat
unserem Gesetz zugestimmt haben.
Bauen Sie hier doch nicht einen sol-
chen Popanz auf!

Dann kommen Sie mit dem wun-
derbaren Thema Mietpreisdeckelung.
Meine sehr verehrten Damen und Her-
ren, die Wohnungsmärkte in Deutsch-
land sind differenziert. Es gibt Städte,
in denen die Mieten steigen, es gibt

sehr viele Gegenden in Deutschland,
in denen die Mieten stagnieren. Wenn
wir aber wollen, dass hochwertiger
Wohnraum in den Ballungsräumen,
in denen Wohnungsnot herrscht, er-
halten bleibt und entsteht, werden wir
das ganz sicher nicht erreichen, indem
wir den Investoren sagen: Geld verdie-
nen dürft ihr mit diesen Wohnungen
aber nicht mehr. – Sie erreichen eine
Verschärfung der Wohnungsnot mit
Ihren steuerpolitischen Programmen
statt eine Erleichterung, meine sehr
verehrten Damen und Herren.

In keinem Bundesland ist die
Grunderwerbsteuer so hoch wie in de-
nen, die von Sozialdemokraten regiert
werden.

Auch diese zahlen am Ende nicht
die Vermieter, sondern immer die
Mieterinnen und Mieter. Sie verteuern
Wohnungseigentum und Wohnungs-
entwicklung in diesem Land, meine
sehr verehrten Damen und Herren.

14,5 Millionen vermietete Woh-
nungen gehören Vermietern, die we-
niger als drei Wohnungen in ihrem
Bestand haben. Sie gehören den Mit-
telständlern und Handwerksmeistern,
die ihre Altersversorgung ein Stück

weit über die Vermietung von einer,
zwei oder drei Wohnungen organisie-
ren.

Meine sehr verehrten Damen und
Herren, wenn Sie den Eindruck ha-
ben, nur noch die ganz Großen in die-
ser Republik könnten die Wohnungs-
not bekämpfen, nur noch die großen
kommunalen Wohnungsbauunter-
nehmen oder gar der Bund, dann lie-
gen Sie falsch.

Die Abschaffung der degressiven
AfA in Zeiten der Großen Koalition
hat das Investitionsvolumen verrin-
gert und hat die Bereitschaft von ver-
mögenden Privatpersonen, in diesem
Bereich zu investieren, leider vermin-
dert.

Deshalb haben wir Schwierigkei-
ten, den Bedarf zu decken, meine sehr
verehrten Damen und Herren.

Ganz interessant ist, dass Sie in Ih-
rem Konzept auch die Zweckbindung
der Bundesmittel für die soziale
Wohnraumförderung einfordern.

Da haben Sie vorhin versucht, dem
Bundesminister Ramsauer den Vor-
wurf zu machen, er habe in den vom
Bundeskabinett verabschiedeten Ge-
setzentwurf diese Zweckbindung

nicht hineingeschrieben. Nun erlaube
ich mir den Hinweis: Wenn man un-
ser Grundgesetz ein bisschen kennt,
weiß man, dass das alles schon in Ar-
tikel 143 c des Grundgesetzes steht.
Die sozialdemokratisch regierten Län-
der verstoßen gegen diese Regelung je-
den Tag in Deutschland, gegen unser
Grundgesetz. Das ist die Wahrheit.

Soziale Wohnraumförderung ist
nicht „Unser Dorf soll schöner wer-
den“, soziale Wohnraumförderung ist
nicht die Tilgung von Altschulden,
wie sie hier in Berlin erfolgt, und so-
ziale Wohnraumförderung ist übri-
gens auch nicht die Übernahme von
Personalkosten, die vorher woanders
gestanden haben, wie das überall in
den von Ihnen regierten Bundeslän-
dern passiert. Ihre Ministerpräsiden-
ten verstoßen gegen Artikel 143 c GG.
Deshalb brauchen wir kein neues Ge-
setz, meine sehr verehrten Damen
und Herren. Das ist leider die Wahr-
heit.

Nun werden immer wieder wort-
reich die Stadtentwicklungsprogram-
me angesprochen. Da wird der Ein-
druck erweckt, als ob durch die Stadt-
entwicklungsprogrammpolitik dieser

Koalition die Wohnungsnot in
Deutschland verschärft worden wäre.
Auch diesbezüglich rate ich zum Ab-
rüsten. Das Wohnungsbauprogramm
„Die soziale Stadt“ und viele andere
haben ihre Berechtigung und werden
von uns ja auch weiter finanziert.

Aber anders als Sie, die Sie seit dem
Ende der 90er-Jahre immer nur die
gleichen Programme fortführen wol-
len, haben wir eine Fortentwicklung
unserer Stadtentwicklungsprogram-
me vorgenommen. Für uns spielt die
energetische Sanierung, die Sie im
Bundesrat leider blockiert haben,
nämlich eine große Rolle. Deshalb ha-
ben wir sie zum Schwerpunkt unserer
Stadtentwicklungsprogrammpolitik
gemacht, ganz zu Recht.

Wir haben moderat umgesteuert
und eines deutlich gemacht: Klima-
schutz ist ein extrem wichtiges Thema.
Sie waren nicht bereit, im Bundesrat
die steuerliche Absetzbarkeit von Kli-
maschutzinvestitionen zu ermögli-
chen.

Sie sind die Blockierer in diesem
Bereich, nicht wir.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU)

Fortsetzung von Seite 9: Patrick Döring (FDP)
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gen dort auf zehn Jahre befristet ein-
zuführen, wo tatsächlich ein extremer
Wohnraummangel herrscht. Aber da-
rüber lässt sich sicherlich in späteren
Koalitionsgesprächen reden.

Das Gleiche gilt für die Modernisie-
rungsumlage. Die wollen Sie – wie wir
– von 11 auf 9 Prozent absenken, und
Sie wollen prüfen, ob man sie be-
schränken kann. Ich finde den Be-
schränkungsvorschlag gar nicht
schlecht, warne allerdings vor einer Il-
lusion: Bei einem Markt mit hoher
Mieterfluktuation, also häufigen Mie-
terwechseln, haben nicht diejenigen
Mieter, denen Sie diesen Vorteil ein-
räumen, am Ende den Benefit von
dieser neuen Regelung, sondern ganz

andere Mietparteien. Unter Umstän-
den muss man auch hier in Sachen
Realitätstauglichkeit noch einmal ge-
gen den Strich bürsten, meine Damen
und Herren. Denn wir reden immer-
hin von Refinanzierungszeiträumen
von rund zehn Jahren. Das muss auf
verfassungsfeste Füße gestellt werden.

Wir wollen, dass die Mieterinnen
und Mieter grundsätzlich nur das dul-
den und bezahlen müssen, wovon sie
einen tatsächlichen Nutzen haben.
Wir wollen energetische Sanierungen
sowie altersgerechten und barriere-
freien Umbau. Darauf wollen wir die
Modernisierungsumlage beschrän-
ken. Sie soll nicht mehr irgendwel-
chen Käse und Schnickschnack um-

fassen, den irgendwer vielleicht gera-
de gut findet. Wir wollen die Moder-
nisierungsumlage auf die Dinge be-
schränken, die für qualitätsvolles, so-
zial ausgewogenes Wohnen, aber
auch für ökologische Angemessen-
heit – Stichwort „energetisch guter
Zustand“ – notwendig sind.

Wir haben mit unseren Vorschlä-
gen gezeigt, dass Klima- und Mieter-
schutz zusammen gedacht werden
können und müssen. Deswegen ist
unser Konzept für eine sozial gerech-
te Umsetzung der Energiewende –
lassen Sie mich das zum Schluss noch
sagen – ganz entscheidend für ihren
Erfolg. Denn hier werden 40 Prozent
der Endenergie verbraucht.

Wir wollen zielgruppengerechte
Förderinstrumente für Eigentümer
und Vermieter sowie mietrechtliche
und baurechtliche Änderungen, da-
mit die energetischen Sanierungen
nicht zu Verdrängungen führen. Ich
denke hier an Milieuschutzsatzun-
gen. Kollegin Herlitzius hatte vorhin
nachgefragt und wiederum keine
Antwort bekommen; so ist es meis-
tens bei Ihrem Minister.

Wir wollen, dass es möglich ist,
die Mieten in bestimmten Quartie-
ren, in denen die Mieten davonga-
loppieren, wieder zu begrenzen, da-
mit energetische Gebäudesanierung
nicht zu Gentrifizierung führt und
eine soziale und gute Mischung in

den Wohnquartieren erhalten
bleibt.

Wir wollen die Klimakomponen-
ten beim Wohngeld sowie bei den
Kosten der Unterkunft wieder einfüh-
ren. Das alles dient einem Zweck: ei-
nem vernünftigen Wohnungsmarkt,
der die Rechte und Pflichten fair ver-
teilt und der auch in finanzieller Hin-
sicht fair mit Mietern und Vermietern
umgeht. Das ist unser Ziel. Ich denke,
nach dem 22. September werden wir
die Chance haben, unsere wohnungs-
politischen Vorstellungen hier ge-
meinsam umzusetzen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN

sowie bei Abgeordneten der SPD)

Es ist gut, dass wir heute über die
Lage am Wohnungsmarkt de-
battieren. Das Thema ist zu

Recht auf der politischen Agenda. In
Deutschland lebt und wohnt man ei-
gentlich gerne, und Wohnen – der Mi-
nister hat es vorhin gesagt – gehört zu
den Grundbedürfnissen der Men-
schen. Dieses Thema ist für Polemik
nicht geeignet. Es muss mit Sorgfalt
behandelt werden.

Der Wohnungsmarkt entwickelt
sich differenziert. Es gibt sowohl
Wohnungsknappheit – das ist richtig
– als auch nach wie vor große Leer-
stände in Deutschland. Daraus leitet
sich in bestimmten Ballungsräumen
sachlicher Handlungsbedarf ab. Aber
es gibt keinen Anlass für Notstands-
maßnahmen. Eine Atmosphäre des
Angstmachens wäre nach Lage der
Dinge daher unverantwortlich.

Wenn wir über Wohnungsknapp-
heit in Ballungsräumen reden, Herr
Kollege Steinmeier, so muss ich sagen,
dass man diese nicht mit Strafen,
nicht mit Mietendeckelung bekämp-
fen sollte, sondern mit Wohnungs-
neubau. Wenn Sie die Menschen da-
für bestrafen, dass sie neu bauen,
dann werden sie es einfach nicht tun.
Der Bericht über die Wohnungs- und
Immobilienwirtschaft, über den wir

unter anderem debattieren, unter-
streicht die große volkswirtschaftliche
Bedeutung der Wohnungs- und -Im-
mobilienwirtschaft in unserem Land
und in der Europäischen Union sowie
ihren Anteil an der Wertschöpfung
hier in Deutschland.

Wir haben nach wie vor einen at-
traktiven Wohnungs- und Immobi-
lienmarkt. Im Gegensatz zu der Situa-
tion in vielen anderen Ländern um
uns herum gehen von der Wohnungs-
und Immobilienwirtschaft gerade in
Zeiten der internationalen Finanz-
marktkrise stabilisierende Einflüsse
aus. Der Grund liegt in der soliden Fi-
nanzierung von Immobilieninvesti-
tionen in Deutschland. Die immer
wieder befürchtete Immobilienblase
ist weit und breit nicht in Sicht. Aller-
dings stellen wir fest, dass die Schere
zwischen Angebot von und Nachfra-
ge nach Wohnraum regional sehr un-
terschiedlich betrachtet werden muss.
Dies gilt es genau zu untersuchen.

Ich danke dem Bundesminister Dr.
Peter Ramsauer und seinen Mitarbei-
tern im Bundesministerium für Ver-
kehr, Bau und Stadtentwicklung sowie
im Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und
Raumforschung für den vorgelegten
umfangreichen Bericht. Auch aus den
immobilienwirtschaftlichen Verbän-
den erreicht uns keine Kritik, sondern
Lob für die Qualität dieses Berichts.

Er ist eine gute regierungsamtliche
Grundlage für eine sachgerechte De-
batte über die Weiterentwicklung der
Wohnungspolitik. Wir wollen im Aus-
schuss sachlich darüber diskutieren
und dazu auch die Expertise der woh-
nungs- und immobilienwirtschaftli-
chen Verbände einholen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen,
der Staat kann auf allen Ebenen –
Bund, Länder und Gemeinden – po-
sitiv Einfluss auf die Entwicklungen
am Wohnungsmarkt nehmen, ohne
marktwirtschaftliche Prinzipien infra-
ge zu stellen. CDU und CSU sind in
ihrer Regierungszeit auf Bundesebene

dieser Verantwortung stets gerecht ge-
worden. Es gibt erfolgreiche Instru-
mente, die in der Vergangenheit be-
reits ihre Wirksamkeit unter Beweis
gestellt haben. Für Menschen mit
niedrigem Einkommen ist das Wohn-
geld ein zielgenaues und treffsicheres
Instrument, um angemessen wohnen
zu können. Wir sollten es, wie Bun-
desminister Dr. Ramsauer vorgeschla-
gen hat, an die Preisentwicklung an-
passen. Ich bin ge-
spannt, wie sich die
Länder zu der geplan-
ten Wohngelderhö-
hung positionieren
werden, ob wir das
gleiche Desaster erle-
ben, wie wir es bei der
energetischen Gebäu-
desanierung erlebt
haben; dort gab es
über eineinhalb Jahre eine Blockade.

Wir brauchen in Zukunft wieder ei-
ne steuerliche Förderung des Woh-
nungsbaus; dazu gehört selbstver-
ständlich gerade die degressive Ab-
schreibung, von der vorhin gespro-
chen wurde. Diese Maßnahmen
waren in der Vergangenheit sehr er-
folgreich, und wir sollten sie wieder
aufnehmen.

Herr Kollege Steinmeier, Sie sagten,
in der Wohnungspolitik sei nichts
passiert. Ich denke, Sie sollten sich zu-
nächst die Fakten anschauen. Mit der
Föderalismusreform, die wir gemein-
sam beschlossen haben, -haben die
Länder die Verantwortung für den so-
zialen Wohnungsbau übernommen.
Die Länder wollten es so. Wir haben
sie ihnen nicht aufs Auge gedrückt; sie
wollten es so, und das ist in der Sache
auch richtig. Der Bund belohnt dies
mit jährlich 518 Millionen Euro. Das
heißt konkret: Die Wohnungsbauför-
derung ist seit der Föderalismusre-
form im Jahr 2007 Aufgabe der Län-
der.

Etwas ernüchternd sind jedoch die
Ergebnisse.

Wenn Sie von einem Kahlschlag
im Wohnungsbau reden, Herr Kolle-
ge Steinmeier, sollten Sie zur Kennt-
nis nehmen, dass nur drei von 16
Ländern seit der Föderalismusre-
form kontinuierlich Wohnraumför-
derung betrieben haben, wie Herr
Axel Gedaschko, der Präsident des
Bundesverbandes deutscher Woh-
nungs- und Immobilienunterneh-
men, heute Morgen um 8 Uhr – ei-
nige Kolleginnen und Kollegen wa-
ren dabei – deutlich zum Ausdruck
gebracht hat.

Zu den Ländern, die aktive Woh-
nungspolitik betrieben haben, ge-
hört zweifelsohne Bayern; auch das
ist gesagt worden.

Andere Länder haben mit dem
Geld des Bundes lediglich landesei-

gene Verpflichtun-
gen aus früheren
Maßnahmen abfi-
nanziert, aber nicht
in neue Sozialwoh-
nungen investiert.

Dazu gehört zum
Beispiel das Land
Berlin, in dem wir
uns befinden.

Nur einige wenige
Zahlen zur Wohnungsbauförderung
in Nordrhein-Westfalen: 2009 und
2010 wurde dafür 1 Milliarde Euro
pro Jahr zur Verfügung gestellt. 2012
waren es gerade noch 550 Millionen
Euro, also etwas mehr als die Hälfte.

Also, Herr Kollege Steinmeier:
Wenn Sie irgendwo ansetzen wollen
– hier haben Sie die Gelegenheit da-
zu. Tun Sie etwas in den Ländern, in
denen Sie Regierungsverantwortung
tragen.

Auch Sie sind für die Wohnraum-
förderung zuständig.

Lassen Sie mich noch etwas sagen:
Wenn es um die Fortsetzung der
Bundeszahlungen zur Förderung so-
zialen Wohnraums geht - auch darü-
ber wurde gesprochen; der Kollege
Bartol hat die Diskussion über das
Entflechtungsgesetz vorhin ange-
sprochen –, dann muss auch über ei-
ne Pflicht zur detaillierten Berichter-
stattung gesprochen werden. Mehr
Transparenz muss die Basis der
künftigen Politik sein. Die Öffent-
lichkeit hat einen Anspruch darauf,
den Ländern bei der Wahrnehmung
ihrer Verantwortung für die Förde-

rung sozialen Wohnraums konkret
auf die Finger zu klopfen.

Ein Weiteres kommt hinzu: Die
Beseitigung von Wohnraummangel
kann nur in enger Zusammenarbeit
mit den Kommunen vor Ort gelin-
gen.

Vor allem die Ballungsräume sind
gefordert, geeignetes Bauland auszu-
weisen; denn ohne Bauland gibt es
auch keinen Neubau. Ich meine da-
mit nicht Bauland auf der grünen
Wiese. Es gibt nach wie vor große
Brachflächen in den Städten, die ei-
ner Wiedernutzung zugeführt wer-
den könnten.

Im Rahmen der anstehenden No-
vellierung des Bau- und Planungs-
rechts wollen wir diesem Anliegen
durch eine weitere Stärkung der In-
nenentwicklung in den Städten zu-
sätzlich Rechnung tragen.

Ein weiterer Gedanke: Es lohnt
sich auch, über den Erwerb oder die
Verlängerung auslaufender Bele-
gungsbindungen bei Sozialwohnun-
gen nachzudenken, um der Bevölke-
rungsgruppe mit niedrigem Ein-
kommen preiswerten Wohnraum
anbieten zu können.

Die Wohnungs- und Städtebaupo-
litik der Bundesregierung und der Ko-
alition von CDU/CSU und FDP ist
gut aufgestellt. Mit dem Ausbau der
Förderung der energetischen Gebäu-
desanierung, Verzicht auf Zwangssa-
nierungen und der Garantie der Ein-
haltung des Wirtschaftlichkeitsgebots
wurden gute Rahmenbedingungen
für die preisverträgliche Sanierung
von Wohnungsbestand geschaffen.
Davon profitieren alle: Mieter und Ei-
genheimbesitzer.

Wir verfolgen die Absicht, die Ei-
genheimrente zu vereinfachen, da-
mit sich noch mehr Bürger den
Traum vom eigenen Haus oder von
der eigenen Wohnung verwirklichen
können.

Wir haben mit dem in dieser Wo-
che von Bundesminister Ramsauer
vorgestellten Vorschlagskatalog ei-
nen klaren Kompass dafür, wie auf
die aktuellen Entwicklungen auf
dem Wohnungsmarkt reagiert wer-
den soll. Länder und Kommunen
sind aufgefordert, ebenfalls ihren
Beitrag dazu zu leisten.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Peter Götz (*1947)
Wahlkreis Rastatt

Peter Götz, CDU/CSU:

Die Städtebaupolitik 
der Regierung ist gut aufgestellt

Wir brauchen
in Zukunft 

wieder eine
steuerliche

Förderung des
Wohnungsbaus.
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Ich glaube, es ist jetzt das sechste
Mal in den letzten Monaten, dass
wir hier im Bundestag über diesen

Themenkomplex diskutieren. Das ist
auch gut so; denn wir Sozialdemokra-

ten werden dieses Thema hier so lange
behandeln, bis sich an der sozialen
Schieflage auf dem Wohnungssektor in
diesem Lande etwas geändert hat, und
zwar zum Besseren.

Ich finde es sehr positiv, dass der Mi-
nister heute wenigstens bei dieser De-
batte anwesend war. Ich hätte mir aller-
dings gewünscht, dass er hier konkret
vorgetragen hätte, zu welchen Ergeb-
nissen er nach drei Jahren Nachden-
kens in seinem Ministerium gekom-
men ist.

Mich beschleicht nach der Rede des
Ministers das Gefühl, dass ihm die 80
Ortsumgehungen in Bayern immer
noch wichtiger sind als die 21 Millio-
nen Mieter in diesem Land.

Statt die Problemlage anzugehen,
dass es Familien in Deutschland gibt,
die 40 Prozent und mehr ihres Einkom-
mens für Wohnung und für das Woh-
nen ausgeben müssen, hat die Regie-

rung die Lage mit dem Mietrechtsände-
rungsgesetz vom Dezember 2012 zulas-
ten der Mieter noch verschlimmert.

Wir haben heute Morgen bei dem
Frühstück der Wohnungsbauverbände
gehört, dass sich diese 40-Prozent-
Grenze bis in die mittleren Einkom-
mensschichten hinein verschiebt. Das
ist eine soziale Schieflage, die wir in
diesem Land nicht tolerieren dürfen.

Es ist die Chance vertan worden,
beim Mietrechtsänderungsgesetz über
diese Frage zu diskutieren und dieses
Problem in Angriff zu nehmen. Was
haben Sie gemacht? Sie haben die
Mietminderung für drei Monate bei
der energetischen Gebäudesanierung
ausgeschlossen; damit haben Sie das
Äquivalenzprinzip von Leistung und
Gegenleistung beim Mietrecht aufge-
hoben. Sie haben die fristlose Kündi-
gung bei Zahlungsverzug bei der Miet-
kaution und die Räumung im einstwei-

ligen Verfügungsverfahren eingeführt,
um das vermeintliche Problem der
Mietnomaden zu lösen. Das alles sind
Punkte, die zulasten des Mieters gehen,
aber keine Lösung für das Problem der
Mieterhöhung in Ballungszentren und
das Problem, wie die Kosten der ener-
getischen Gebäudesanierung gerecht
zu verteilen sind, darstellen.

Der Minister stellt sich hierhin und
sagt: Wir haben doch bei der Kap-
pungsgrenze etwas gemacht. – Aber
das ist eine Mogelpackung, weil das
nur bei den Bestandsmieten Wirkung
zeigt. In dieser Frage haben Ihnen
sämtliche Presseorgane dieses Landes
mitgeteilt, dass sie nicht auf Sie herein-
fallen. Sie lösen das Problem schlicht
und ergreifend nicht, weil Sie die Frage
der Neuvermietung nicht angehen. Da-
zu haben wir den Vorschlag mit den
maximal 10 Prozent Mieterhöhung bei
Wiedervermietung gemacht. Wir sind
ja bereit, über diese Zahl zu diskutie-
ren. Wenn Sie sagen, Sie wollten das
Problem angehen, dann diskutieren
Sie doch mit den Ländern Berlin und
Hamburg. Die haben im Bundesrat ei-
ne Initiative eingebracht, bei der sie es
über Paragraph 5 des Wirtschaftsstraf-
gesetz regeln wollen. Wir können uns
auch über 20 Prozent unterhalten.

Aber Sie müssen endlich mal range-
hen, diese Probleme zu lösen. Das tun
Sie nicht, das wollen Sie nicht.

Kollegin Wagner hat auf die Mietstei-
gerungen in Ballungszentren im letz-
ten Jahr hingewiesen. Wenn man dabei
die letzten fünf Jahre betrachtet, dann
sind dies 28 Prozent in Berlin, 23 Pro-
zent in Hamburg, 16 Prozent in Mün-
chen, wo das Niveau eh schon hoch ist.
Was sollen eigentlich eine Kranken-
schwester oder ein Polizist von der Äu-
ßerung eines Bundesbauministers hal-
ten, der sagt: „Eigentlich haben wir
kein Wohnungsproblem in Deutsch-
land“? Was nutzt es dieser Kranken-
schwester, dass in Cottbus eine Woh-
nung leer steht, wenn sie in München
zu vertretbaren Konditionen keine
Wohnung mehr findet?

Ich denke, dass der Bundestag dieses
Problem endlich angehen muss. Diese
Regierung wird nicht in der Lage sein,
das zu tun; deswegen ist es gut, wenn
sie abgewählt wird und die 21 Millio-
nen Mieter nach dem 22. September
mit einer sozialdemokratisch geführ-
ten Bundesregierung endlich eine an-
ständige Mietenpolitik in diesem Land
erleben.

(Beifall bei der SPD)

Ingo Egloff (*1956)
Landesliste Hamburg

Ingo Egloff, SPD:

Das Land braucht 
eine anständige Mietenpolitik 
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Wir haben es heute bereits
mehrfach gehört: Woh-
nungsbau ist das Gebot der

Stunde. Ich brauche die Analyse nicht
zu wiederholen: Wir brauchen in den
Ballungsgebieten und Universitäts-
städten dringend neue Wohnungen.

Allerdings: Zusätzliche Belastungen
der Investoren und der Wohnungs-
baugesellschaften bewirken das Ge-
genteil des Gewollten und verschärfen
sogar noch den Druck auf die Mieter,
die Sie unterstützen zu wollen vorge-
ben.

Herr Kollege Egloff, Herr Kollege
Steinmeier, ich glaube, wir brauchen
uns nur einmal anschauen, was da, wo
die SPD die Verantwortung trägt, pas-
siert. Schauen wir einmal nach Berlin

- Sie regieren dort ja auch -: Hier sind
die Mittel dafür, dass neue Wohnun-
gen gebaut werden, nicht einmal rich-
tig aufgewandt worden. Oder schauen
wir einmal nach München: Dort gibt
es einen Oberbürgermeister, der hinter
seinem eigenen Ziel, neue Wohnun-
gen zu schaffen, zurückbleibt.

Das Einzige, was Sie an Vorschlägen
bringen, sind Mietpreisdeckelungen,
neue Verordnungen, Vorschriften und
Regulierungen. Wenn das der rot-grü-
ne Vorschlag für mehr bezahlbaren
Wohnraum in Deutschland sein soll,
dann wird dadurch nur eines erreicht:
dass bald überhaupt niemand mehr
Lust hat, in Deutschland zu investie-
ren und zu bauen.

Das Einzige, was Rot-Grün an kon-
kreter Politik gemacht hat: Sie haben
die Abschreibungsmöglichkeiten bei
der energetischen Sanierung im Bun-
desrat blockiert, verhindert; die Grü-
nen ganz vorne mit dabei. Was haben
Sie dadurch erreicht? Weniger Klima-
schutz, weniger Investitionen und
auch weniger Sanierungen. Wenn
dieses Thema den Grünen so wichtig
ist, dann verstehe ich nicht, warum
Herr Kretschmann – er ist ja mittler-
weile Ministerpräsident in Baden-
Württemberg - sich da enthalten hat.

Schwarz-Gelb bekennt sich aus-
drücklich zur energetischen Sanie-
rung und hat sofort konkret reagiert: 

Wir haben sofort 300 Millionen
Euro mehr KfW-Mittel bereitgestellt. 

Meine sehr verehrten Damen und
Herren, noch ein paar Ausführungen
zum Mietrecht. Wir hätten keine Ah-
nung, haben Sie gerade behauptet,
Herr Kollege Egloff. Vielleicht hätten
Sie den Bericht vorher einmal lesen sol-
len. Ich kann Ihnen gern zwei Punkte
daraus benennen: Das Mietrecht ist in
der Tat sozial ausgewogen, weil näm-
lich die mietrechtlichen Maßnahmen,
die wir jetzt einsetzen, auch wirklich
schneller und konkreter wirken.

Sie sehen Mietnomaden als kein
Problem an. Der Durchschnittsvermie-
ter in diesem Land hat nur ein, zwei,
drei Wohnungen, und die sind für ihn
vielleicht ein wichtiger Beitrag zur Al-
tersvorsorge. Mietnomaden können
ihn wirtschaftlich ruinieren. Vielleicht
sollten Sie sich einmal damit auseinan-
dersetzen, was da für Kosten auflaufen
können, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen gerade von der SPD.

Wir berücksichtigen sehr wohl mehr
Mieterschutz: Das unsägliche Münche-
ner Modell wird jetzt nicht mehr so
einfach möglich sein. Wir verhindern
hier ganz konkret Luxussanierungen.
Das ist doch ein Mieterschutz, über
den sich sogar der Kollege Egloff –
wenn er aufpassen würde – freuen
könnte.

Ich will Ihnen noch die eine oder an-
dere weitere Maßnahme darlegen, die
wir jetzt andenken. Wir brauchen wei-
tere Förderungen und Anreize. Dazu
gehört eine degressive AfA gerade für

die angespannten Teilmärkte. Sie ha-
ben daran mitgewirkt, dass sie wieder
ausgesetzt wird. Um Anreize zu setzen,
müssen wir gerade dort ganz gezielt
wieder eine degressive AfA einführen;
das wäre außerordentlich hilfreich.
Das würde etwa auch den Studenten
nützen.

Es ist bereits angesprochen worden,
meine sehr verehrten Damen und Her-
ren: Wichtig ist natürlich auch, dass die
Kommunen ausreichend Bauland zur
Verfügung stellen. Schauen wir uns ein-
mal die Städte an: München – dort re-
giert ja Christian Ude für die SPD –
hängt den eigenen Zielen hinterher. In
München wird dazu überhaupt nichts
beigetragen: Die Baulücken werden
nicht besonders aktiviert, und auch bei
den Konversionsflächen, die zur Verfü-
gung gestellt werden könnten, wird
nichts gemacht. Auch zur Umnutzung
von etwa 2,5 Millionen Quadratme-
tern Gewerbeflächen, die in München
leer stehen, weisen Sie nicht schneller
Bauland aus.

Überall dort, wo SPD und Grüne in
der Verantwortung sind, ducken Sie
sich bei all den Themen, über die Sie
hier was erzählen, nämlich ganz
schnell weg.

Das sollten Sie den Kolleginnen und
Kollegen in den Ländern und insbe-
sondere auch in den Städten und Kom-
munen, die die Planungshoheit noch
immer innehaben, auch einmal sagen.
Wo kein Bauland ist, kann man nichts
bauen. Dann machen Sie mal was!

Aber der grüne Bevormundungs-
staat lässt ja grüßen. Bevormunden,
Verordnungen, Regelungen: Das ist
das, was Sie ganz konkret vor Ort ma-
chen und umsetzen. Das ist grund-
falsch.

Ich komme jetzt zu einem Ihrer po-
pulistischen Vorschläge, die Sie hier

jetzt wieder machen: zur Deckelung
bei der Neuvermietung. Bei Neuver-
mietungen soll die Miete um nicht
mehr als 10 Prozent über der ortsübli-
chen Vergleichsmiete liegen dürfen. Sie
müssen es auch wirklich so benennen,
wie es ist. Herr Steinbrück hat das so
vorgeschlagen.

Das Einzige, was Sie damit errei-
chen, ist, dass dann überhaupt nie-
mand mehr etwas baut, weil man nicht
einmal mehr eine Reinvestition erzie-
len kann. Eine Wohnung wird nämlich
nicht einfach so gebaut. Der Wertver-
lust durch Abnutzung muss irgend-
wann wieder wettgemacht werden.

Zu den Themen „Wohnungseigen-
tum“, „Wohnriester“, „ländlicher
Raum“ sagen Sie gar nichts, nichts! Das
bedeutet Ihnen anscheinend über-
haupt nichts mehr.

Meine sehr verehrten Damen und
Herren, es gilt, die Herausforderungen
„bezahlbarer Wohnraum“, „Klima-
wandel“ und „demografischer Wan-
del“ vor Ort anzupacken. Dort müssen
alle zusammenwirken.

Der beste Mieterschutz ist ausrei-
chend bezahlbarer Wohnraum. Lassen
Sie uns doch daran arbeiten, und wen-
den Sie sich besser dem zu, was wir Ih-
nen vorschlagen!
(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU)

Sebastian Körber (*1980)
Landesliste Bayern

Sebastian Körber, FDP:

Der beste Mieterschutz ist
ausreichend bezahlbarer Wohnraum
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